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Abkürzungen. 



X. Auf die im Literaturverzeichnis angegebenen Werke wird einfach 
durch Angabe des Namens des Verfassers verwiesen. Kommen mehrere 
Werke desselben Verfassers vor, so wird durch einen Zusatz angedeutet, 
welches im Einzelfalle gemeint sei. 

3. Bei Ci taten bedeutet die dem Namen des Verfassers folgende 
römische Zahl — den Band, die grofse arabische Zahl — die Seite, die 
kleine arabische Zahl — die Anmerkung. — Neben Gesetzesparagraphen 
dient die untere Zahl zur Angabe des Absatzes, die obere dagegen zur An- 
gabe der Ziffer. 

3. Die Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen werden 
durch ein E., die Rechtssprechung desselben durch ein R. bezeichnet. 



§ I. 

Einleitung. 



^'(hi (irjfcqdg t€ xal TtazQog xal tCjv üXkwv TtQoyovwv &7tdv%wv 
TtfiixtnsQÖv ioTiv fj Ttcnqlg xal asfiv&sBQOV aal ayidn€QOv ^ . / Diese 
bedeutsamen Worte sprach der große Denker des Altertums, als 
sein treuer Schüler ihn im Gefängnis bestimmen wollte, die Flucht 
zu ergreifen und, die Gesetze des Vaterlandes verachtend, ein 
wohlverdientes ruhiges Lebensende fem von der Heimat zu ge- 
nießen. Mit Entrüstung verwarf der Philosoph diesen Vorschlag; 
er erklärte, sich geduldig dem Schicksale fügen und keinen Schritt 
unternehmen zu wollen, wodurch er sich den Wirkungen der ver- 
letzten Gesetze, die der Staat zu der eigenen Sicherheit aufgestellt 
habe, entziehen würde. Habe er die Wohltaten der Rechtspflege 
genossen, so dürfe er auch jetzt ihren strengen Lauf nicht hemmen. 
Die Grundlagen des Gemeinwesens seien verletzt, dafür müsse 
Vergeltung eintreten. 

Obgleich das Delikt desSokrates nach heutiger Auffassung 
nicht zu den Staatsverbrechen gerechnet werden kann, so ist es 
doch seiner Beschaffenheit nach geeignet, den ganzen Staat zu zer- 
rütten. Darin liegt gerade seine besondere Bedeutung; denn auch 
die freidenkenden Griechen haben es für notwendig erachtet, jede 
auf die Vernichtung des Gemeinwesens abzielende oder die Funda- 
mente desselben erschütternde Tätigkeit mit den schwersten Strafen 
zu bedrohen. Handlungen gegen die Existenz des Staates* 
galten als die schwersten Verbrechen. 

* PlatoD. Crito 51A 

* Die Griechen sprechen vorwiegend vom Vaterlande, auch dort, wo 
eigentlich die Rede vom Staate sein sollte. Diese Gewohnheit ist aus dem streng 
nationalen Charakter der griechischen Gemeinwesen leicht zu erklären. 

B ISO uki des, Hochverrat I 
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Dieselben Gedanken begegnen uns im römischen Rechte und 
ähnliche Grundsätze spiegeln sich in der Geschichte aller Völker 
wider. Sie sind auch wohlberechtigt und beruhen auf der ge- 
bührenden Würdigung des Zweckes und der hohen Aufgaben des 
Staates.^ Der Staat ist es, der den Schutz und die Förderung des 
gemeinen Wohles übernimmt, die Fürsorge für die Aufrechterhal- 
tung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, die Realisierung höherer 
sittlicher Zwecke, die der Mensch als einzelner nicht zu erreichen 
vermöchte. Nur in einem geordneten Gemeinwesen kann man 
sich frei bewegen, sich fortbilden, eine nützliche Tätigkeit nach 
aller Richtung hin entfalten, indem man das beruhigende Bewußt- 
sein hat, daß eine höhere Gewalt jedem rechtswidrigen Eingriff 
in die Willens- und Rechtssphäre des Individuums wehrend oder 
vergeltend entgegentritt. Jene Gewalt allein ist im stände, die 
Machtverhältnisse der Staatsgenossen nach Maßgabe der bestehen- 
den Rechtsordnung zu regeln und zu schützen. Dabei wird natür- 
lich der Wert des einzelnen und seiner Handlungen gegenüber 
der staatlichen Gemeinschafi: abgeschätzt und jedem das ihm Zu- 
kommende erstattet. 

Aus diesen Gesichtspunkten bedarf der Staat, wie der einzelne 
Mensch und seine Rechtsgüter — Leben, Leib, Freiheit, Ehre, 
Vermögen — eines hohen strafrechtlichen Schutzes, der ihm auch 
zu allen Zeiten gewährt worden ist. Man braucht nur einen Bück 
in die Rechtsgeschichte zu werfen, um sich von der Tatsache 
zu überzeugen, daß sie keinen Staat aufzuweisen vermag, in welchem 
verbrecherische Handlungen gegen das Gemeinwesen straflos blieben. 
Auch der kleinste, jeder Entwicklung entbehrende Staat, bedroht 
die gegen seinen Bestand gerichteten Verbrechen mit schweren 
Strafen. Der Grund dieser bei allen Völkern gleichen Auffassung 
liegt auf der Hand. Wenn der einzelne Mensch gegen alle rechts- 
widrigen Verletzungen seiner Rechtsgüter geschützt wird, so muß 

^ Einen Staatszweck gänzlich hinwegzuleugnen ist nicht richtig, denn es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß jede Menschenvereinigung von der Erreichung ge- 
wisser Ziele beseelt wird. Freilich ist auf der anderen Seite völlig verkehrt, den 
Zweck in den Staatsbegriff selbst aufzunehmen. Diese Tendenz zeigen jedoch die 
meisten philosophischen Konstruktionen, namentlich die von Hegel; auch Hugo 
Grotius definiert nach dem Vorbilde von Aristoteles und Cicero : ,Est autem 
civitas ccetus perfectus liberorum hominum juris fruendi et communis causa sociatus' 
(De jure belli ac pacis, Marb. 1734, I c. i § 14, i). 
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auch der Staat, der ja wieder um der Menschen willen da ist^ 
unter allen Umständen einen wohlbegründeten Anspruch auf Rechts- 
schutz geltend machen; denn, wenn er nicht schon als Rechts- 
subjekt diesen Rechtsschutz in Anspruch nehmen könnte, so würde 
letzterer ihm als einem menschlichen Rechtsgute eingeräumt werden 
müssen. 

Hierbei fallt uns das wechselseitige Verhältnis zwischen Staat 
und Rechtsordnung auf. Der Staat ist entstanden durch die ge- 
waltsame Festsetzung einer Menschengruppe auf einem bestimmten 
Staatsgebiet. Diese historische Staatenentstehung kann man, trotz 
der großen Anzahl der dagegen sprechenden philosophischen und 
theologischen Theorien, mit ziemlicher Sicherheit behaupten. Wenn 
aber diese Anschauung die richtige ist und der Staat durch einen 
Gewaltakt entstanden ist, so erscheint es doch als selbstverständ- 
lich, daß es seine erste Sorge war, durch einen weiteren Gewaltakt 
die eigene Aufrechterhaltung zu sichern. Dies konnte lediglich durch 
die Aufstellung einer Reihe von allgemein verbindlichen Geboten 
und Verboten erreicht werden, welche die Machtverhältnisse der 
einzelnen regelten und ihnen zugleich eine Richtschnur gaben, nach 
der sie ihre Handlungen zu messen hatten. So entsteht eine Rechts- 
ordnung, in welcher der Staat die sein Dasein und seine Entwick- 
lung bedrohenden Unternehmungen mit besonders schweren Strafen 
zu ahnden weiß. 

Die Rechtsordnung übernimmt nunmehr die Aufgabe, durch 
ihre Normen in erster Linie den Staat zu schützen, welcher seiner-^ 
seits — kraft der exekutiven Gewalt — jede Verletzung der Rechts- 
ordnung durch seine Organe verfolgt. Ein Staat ohne Rechts- 
ordnung wäre ebensowenig denkbar, als eine Rechtsordnung ohne 
vollstreckende Staatsgewalt. 

Der Begriff der feindlichen Handlungen gegen den Staat als 
solchen, der sogenannten Staatsverbrechen, ist von jeher ein sehr 
schwankender gewesen, weil das Objekt des Verbrechens ein 
schwer bestimmbares ist. Während der Begriff des Mordes oder 
des Diebstahls fast in allen Zeiten mehr oder weniger der gleiche 
bleibt, weü man immer dasselbe Verbrechensobjekt vor Augen 
hat, und nur die Strafandrohungen wesentlich voneinander ab- 
weichen, so finden wir bei den Staatsverbrechen eine erhebliche 
Veränderung sowohl der Strafandrohung, als der Tatbestands- 
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merkmale selbst, letztere nach Maögabe des jeweil^en Staats- 
begrifTes bestimmt. Darauf beruht die Eigentümlichkeit, daß 
eine Handlung, die an sich entweder gar nicht oder wenigstens 
nach den gewöhnlichen Grundsätzen zu bestrafen wäre, unter Um- 
ständen zu einem Staatsverbrechen erhoben werden kann. Es 
braucht kaum besonders darauf hingewiesen zu werden, daß die 
staatsverbrecherischen Handlungen nach den öffentEchen Verhält- 
nissen des Staates sich richten, daß daher, je mehr letztere aus* 
gebildet, um so zahlreicher jene sind. Aus diesem Grunde be- 
dürfen die Staatsverbrechen in erster Linie der historischen Er- 
forschung, weil sich in der Geschichte ihre mannigfaltigen Er- 
scheinungsformen widerspiegeln. 

In den älteren Rediten finden wir den Begriff des Staats- 
verbrechens hauptsächlich auf Handlungen erstreckt, welche die 
äußere Stellung des Staates angreifen. Viel wdter war der römisch- 
rechtliche Begriff, der alle gegen die Staatsverwaltung gerichteten 
Verbrechen umfaßte, im Gegensatz zum deutschen Rechte des 
Mittelalters, welches nur den Treubruch des treupflichtigen Staats- 
genossen als Staatsverbrechen anerkannte und demgemäß letzteres, 
bis zum Anfang des vorigen Jahrhunderts, als ein Spezialdelikt der 
Untertanen betrachtete. Erst durch die Doktrin der Aufklärungs- 
periode und die folgende Gesetzgebung erfuhren die Staatsver- 
brechen eine nähere, etwas festere Begrenzung, welche mit den 
neuen naturrechtlichen Anschauungen im engsten Zusammenhang 
steht. Auf jenen Zeitraum ist auch die in den meisten modernen 
Gesetzgebungen durchgeführte Trennung des Landesverrates vom 
Hochverrat zurückzuführen. Man beschränkte nämlich den Hoch- 
verrat auf die Verbrechen, die in sich einen Angriff auf die Ver- 
fassung oder das Leben und die Frdheit des Staatsoberhauptes 
enthalten, und stellte einen neuen Typus von Staatsverbrechen für 
die Handlungen auf, welche die äußere Stellung und Sicherhdt des 
Staates gefährden, den Landesverrat.^ 

Noch klarer geht das Strafgesetzbuch für das deutsche Reich 
vor, indem es die verschiedenen Staatsverbrechen scharf von- 
einander unterscheidet und alle hoch- und landesverräterischen 



^ Dieses Verbrechen hatte natürlich eine lange Existenz hinter sich, ihm 
wurde jetzt die bestimmte Bezeichnung und Form erteilt, so dafi es nicht mehr 
dem Verbrechen des Hochverrats subsumiert zu werden brauchte. 
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Handlungen aufzählt, ohne jedoch allgemeine Begriffe aufzustellen. 
Eine weitere Neuerung des R.StG.Bs ist, daß es, von dnem total 
anderen Gesichtspunkte ausgehend, auch einen Ausländer als mög- 
liches Subjekt des Hochverrats betrachtet. Dieser Satz wurde 
mit Unrecht von einigen Schriftstellern angegriffen, welche aus 
dem deutschrechtlichen Begriff" der Verräterei entgegengesetzte 
Folgerungen ziehen zu dürfen glaubten. Die richtige Ansicht aber 
stimmt dem R.St.G£. vollkommen bei und erklärt den Hochver- 
rat — gleichviel ob von Inländern oder Ausländem begangen — 
für ebenso verabscheuungswürdig, wie die gemeinen Verbrechen. 
Es ist auch bereits darauf hingewiesen worden, daß der gesetzliche 
Schutz der Rechtsgüter des einzelnen den entsprechenden Schutz 
der Rechtsgüter der Gesamtheit zur notwendigen Folge hat. Der 
Hochverräter, welcher das Staatsoberhaupt tötet oder Staatsgebiet 
gewaltsam entreißt, richtet durch seine Freveltat denselben, ja 
sogar größeren Schaden an, als der gemeine Mörder oder Räuber. 
Daher muß er auch, möge er Inländer oder Ausländer sein, das 
Schwert der der Sühne harrenden Gerechtigkeit fühlen und die 
ihm gebührende Strafe empfangen, denn Strafe ist das Recht des 
Verbrechers. 
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L Die Staatsverbrechen zur Zeit der Könige und 
der zwölf Tafeln. 

§2. 

Mit der Verdnigung einer Anzahl von Menschen zu einem 
mehr oder weniger organisierten Bunde und der Festsetzung der- 
selben unter einer höchsten Gewalt auf einem bestimmten Gebiet 
— durch Okkupation oder Verdrängung anderer — also mit der 
Gründung des Staates, hängt auch die Entstehung des Staatsver- 
brechens zusammen. Seine Anfange bleiben weit hinter dem Hori- 
zont der Geschichte zurück.^ Es ist ja begreiflich, daß jedes 
Gemeinwesen zur Sicherung seiner Existenz eine Reihe von Be- 
stimmungen aufstellt, welche für die einzelnen Glieder maßgebend 
sind und deren Übertretung durch Strafen vergolten wird. Daß 
die Verletzung dieser Bestimmungen in einem Strafgesetze als 
Verbrechen ausdrücklich formuliert ist, ist nicht notwend^, ja wir 

^ Meents (i) fährt an, dafi Contius in seinem Kommentar ad legem 
Juliam majestatis schon die Tat der den hohen Olymp bestürmenden Giganten 
als Majestätsverbrechen bezeichnet. 
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dürfen nicht vergessen, daß das egoistische Rechtsgefühi der Völker 
schon lange vor der Entstehung eines Strafgesetzes oder der Bil- 
dung eines Verbrechensbegriffes, gewisse Handlungen für straf- 
würdig erklärt oder von Fall zu Fall, nach den herrschenden An- 
schauungen entscheidend, mit Strafe belegt hat.^ 

Diese Grundsätze finden wir bei allen Völkern und dürfen ihr 
Vorhandensein auch in den ältesten Aufzeichnungen des römischen 
Rechtes, den leges regiae, vermuten, obwohl uns die Rechts- 
geschichte bei diesem Punkte im Stich läßt. Über die Rechts» 
Satzungen der Königszeit kann nämlich nichts mit absoluter Be^ 
stimmtheit angeführt werden , da auf dieser Sagenreichen Epoche 
des römischen Staatslebens ein mythisches Dunkel ruht, zu desseß 
Aufhellung die Berichte der Schriftsteller der spätrepublikanisch^i 
Zeit kaum beizutragen vermögen. Diese Berichte haben nur ge»- 
ringe historische Bedeutung und beruhen teils auf unsicheren 
Überresten einer im Volksleben ruhenden Überlieferung, teils auf 
individuellen Erzeugnissen der Phantasie oder in historischer Form 
gekleideten Rückschlüssen aus den Zuständen der Folgezeit.^ 

Wenige fragmentarische Angaben besitzen wir über die Periode 
der Rachestrafe, wo der Satz ,nulla poena sine lege' seine Hen> 
Schaft noch nicht angetreten hatte, wo die Willkür des absoluten 
Richters, des Königs, über das Vorhandensein eines Verbrechens 
entschied,^ und wo der Hochverräter von dem tarpejischen Felsen 
hinuntergestürzt, von Pferden zerrissen,* an der arbor infelix auf- 
gehängt* oder den Göttern der Unterwelt geweiht wurde. Ab- 
gesehen von diesen spärlichen Nachrichten stehen uns keine weiteren 
authentischen Belege zu Gebote; wir können daher nicht mit Sicher» 
heit feststellen, wie die Staatsverbrechen zur Zeit der Entstehung 
des römischen Staates behandelt und bestraf): wurden. Daß wir 
einen eng begrenzten Begriff mit genau bestimmtem Inhalt uns 

^ Mommsen sagt (523) : ,Es darf nicht übersehen werden, daß das Straf- 
gesetz älter ist als seine Formulierung, die Perduellion in der römischen Gemeinde 
Verbrechen war, bevor daftlr auch nur das Wort gefunden ward'. 

« Krüger 4. 

' L. 2 D. de orig. jur. i, 2: ,£t quidem initio civitatis nostrae populus sine 
lege certa, sine jure certo primum agere instituit omniaque manu a regibus gttber- 
nabantur*. 

* Feuerbach (Hochverrat) 67. 

* Livius I 26^ 6. Cicero pro Rjabir. 4, 13. 
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nicht vorstellen dürfen — geschweige denn eine Unterscheidung 
in unserem Sinne — ist selbstverständlich, aber ebenso unzweifel- 
haft ist die Annahme, daä einzelne Handlungen, welche nach den 
Anschauungen der damaligen Zdt als landesfeindlich betrachtet 
wurden, strafbar waren. 

Von einem nicht juristischen Schriftsteller der späteren Zeit 
erfahren wir, daß schon Romulus in einem von ihm erlassenen 
Gesetz die Staatsverbrechen bestimmt hätte. D i o n y s i u s von Hali- 
camaß ss^ nämlich, die Klientelverhältnisse der Römer darstellend, 
folgendes: ,xotyg d'ifiqxnäQoig oike 8aiov oike d-ifiig ^ lioenffOQelv 
iXkrihav ifcl dlxag ^ TcazafzaQTVQeZv fj xpfjq>ov hcevrlav kfCitpiqeLV, 
d de tig i^eXeyx^^'fl 'fovrwv ti duxTtQoertöfievog, hoxog fp^ t(fi v6fi€p 
%9ig TtQodoalagy Sv i%vqu)aev h PtJfivXog, röv di älövra v(p ßovXofLUvip 
xcelveiv Saiov Ijv &g &Dfia %ov xotrax^ylov Jiö^. Diese Be- 
merkung hat zu lebhaftem Streit Anlaß gegeben. Die einen be- 
haupten, daß das erwähnte Gesetz das erste römische Majestäts- 
gesetz gewesen sei;^ andere fassen dagegen das Wort nqodoola 
nicht in öffentlichrechtlichem, sondern in privatrechtlichem Sinne 
auf und ziehen die Konsequenz, daß es sich hier keineswegs 
um einen öffentlichen Verrat gehandelt haben kann, sondern um 
die Verbindung mit Feinden gegen das Interesse desjenigen, dem 
man zur Treue verpflichtet war.* Der vd^iog ttjs Ttqodoalag soll 
nach letzterer Meinung Vorbild des Zwölftafelgesetzes ,patronus, 
si clienti fi-audem fecerit, sacer esto' geworden sein. Welche von 
beiden Ansichten der Wahrheit entspricht und ob wir überhaupt 
der Mitteilung des Dionysius unbedingten Glauben schenken dürfen, 
möge dahingestellt bleiben. Indes geht daraus, daß in der Über- 
lieferung die Entstehung der perduellio auf ein Gesetz des Romu- 
lus zurückgeftihrt wird, mit Sicherheit hervor, daß schon damals 
die feindlichen Handlungen gegen das Gemeinwesen fiir ebenso 
alt betrachtet wurden, als das Gemeinwesen selbst.^ 



^ Dionysius 2, lo. 

* Das von manchen Schriftstellern angeführte, angeblich von Romulus her- 
rührende Gesetz ,ne noctumae in templis vigiliae haberentur* und ein anderes über 
die Heilighaltung der Mauern, welches Pighius ,lex prima perduellionis* nennt, 
gehören nicht zu den Perduellionsgesetzen ; vgl. Köstlin 20; Dieck 15 — 16. 

' Köstlin 21 — 24, 27 und die dort Angefahrten; ferner Dirksen 2866. 
und neuerdings Mommsen 539', 540^. ^ Mommsen 540. 
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In die erste Kodifikation des Rechtes, welche die Decemvim 
für die Stadtgemeinde Rom zu stände brachten, wurde auch die 
Strafbarkeit des Staatsverbrechens, der p e r d u e 11 i o , wahrscheinlich 
nicht dem Namen, wohl aber dem Sinne nach, aufgenommen.^ 
Marcianus berichtet, daß die zwölf Tafeln denjenigen mit dem 
Tode bestrafen, welcher den Landesfeind zum Kriege aufreizt oder 
demselben einen römischen Bürger übergibt.^ Das sind zweifellos 
Handlungen , die wir unter den PerduelHonsbegrifT unterzubringen 
berechtigt sind. Welche noch darunter fielen, kann schwerlich nach- 
gewiesen werden. 

Die Untersuchung und Bestrafiing dieser Perduellionsfälle — 
wie überhaupt die Strafgewalt in allen ihren Stadien — war mit 
dem Imperium verbunden und lag ursprünglich in den Händen 
des Königs," dem es frei stand, von Fall zu Fall zum Zwecke 
der Urteilssprechung duumviri perduellionis zu ernennen; 
später, mit dem Untergang des Königtums, ging die Strafgewalt 
auf die Konsuln über. Andere Einzelheiten über das öffentliche 
Strafrecht und den Prozess dieser Periode sind uns leider nicht 
bekannt, weil sie einer wissenschaftlichen Behandlung sehr spät 
unterworfen werden konnten.* 



^ Manche behaupten, dass der Name perduellis oder perduellio schon in 
den XII Tafeln vorkommt und stützen sich auf Gajus (lib. II ad leg. XII tabul.): 
,Qaos nos hostes appellamus, eos veteres perduelles appellabant, per eam adjec- 
tionem indicantes cum quibus bellum esset* ; 1. 234 D. de verb. signific. 50, 16. 

' L. 3 D. ad. leg. Jul. maj. 48, 4: ,Lex duodecim tabularum jubet eum, 
qui hostem concitaverit quive civem hosti tradiderit, capite puniri*. Nach Plutarch's 
Angaben soll diese Bestimmung aus dem solonischen Rechte in die zwölf Tafeln 
fibergegangen sein: ^iav rte ix^^^^'S nagog/irjaxi , rj^h noXhrjv avrole na^adt^, 
&a'yuT£p ^fAiovo^ai»^ (Vgl. P rat ejus Solonis] leges in Ottonis Thesauro III 
78). Femer sahen schon die XII Tafeln die nächtlichen Zusammenrottungen als 
die Sicherheit des Staates gefährdend an; vgl. Pore. Latro Declam. adv. Catilin. 
c. 19: ,Primum XII tabulis cautum esse cognoscimus, ne quis in urbe coetus 
noctumos agitaret* 

* Vgl. Geib 14 ff.; Jhering, Geist des röm. Rechts I (4. Aufl., Leipzig 
1878) 255 f. 

^ Mommsen 534. Vorwiegend auf den Berichten C i c e r o ' s beruht die 
Annahme, dafi schon durch die zwölf Tafeln für die Perduellion als Kapitalver- 
brechen die Zuständigkeit der Centuriatkomitien festgesetzt worden war; vgl. Cicero 
de leg. 3, 4 : ,Privilegia ne inroganto ; de capite civis nisi per mazimum comi- 
tiatum ollosque, quos censores in partibus populi locassint, ne ferunto.* Hierbei 
st zu bemerken, dafi der Prozefi gegen Coriolan nicht vor den Centuriat-, son- 
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II. Die perduellio während der Republik; das Auf- 
kommen des crimen majestatis. 

§3. 
I. Begriff der perduellio. 

Es sind zwei Grundbegriffe, welche das älteste Strafredit der 
Römer beherrschen : die perduellio und das parricidium. Hier 
habe ich mich mit dem ersteren zu beschäftigen, welcher, wie im 
vorigen Paragraphen erwähnt, dem Sinne nach schon in den 
zwölf Tafeln aufgestellt zu sein scheint und die ganze Folgezeit 
— bis zum letzten Jahrhundert der Republik — für die Staats- 
verbrechen maßgebend gewesen ist. 

Ueber den Begriff" der Perduellion hat man viel gestritten, 
insbesondere über die Frage, ob die perduellio als ein Institut des 
materiellen Strafrechts zu verstehen oder ob sie vielmehr die Be- 
zeichnung des formalen Strafverfahrens sei, d. h. des Duumvirat 
Prozesses, im Wege dessen die schwereren Fälle, ja sogar alle 
Kapitalverbrechen verfolgt wurden.^ Beide Ansichten sind nicht 
unbegründet und wir haben keinen entscheidenden Anhaltspunkt, 
um die eine oder die andere als absolut richtig zu bezeichnen. Aus 
überwiegenden Gründen glaube ich mich für eine Mittelmeinung ent- 
scheiden zu müssen, dahingehend, dass der Ausdruck perduellio sowohl 

dem vor den Tributkomitien stattfand. Durch Cicero 's Angaben wissen wir 
noch, dafi durch eine lex Coelia bestimmt worden war, dafi die Volksabstimmung 
auch in judicio perduellionis nicht voce, sondern tabella geschehen sollte; des- 
wegen heifit dieses Gesetz lex ,tabellaria.' (Cicero de leg. 3, xs— x6). 

* Huschke(i79f.) behauptet, dass perduellio nicht ein einzelnes Verbrechen, 
sondern eine ganze Verbrechensgattung darstellt, bei der dasselbe Strafver£aihren 
zur Anwendung gekommen sein soll. Die gegenteilige Ansicht erklärt Huschke aus 
,unserer modernen Anschauungsweise, nach der wir gewohnt sind, im Kriminalrecht 
bestimmte Arten von Verbrechen ohne Rücksicht auf Verfahren und Strafe mit 
^wissen Ausdrücken zu bezeichnen, eben dieses auch auf die perduellio anwenden 
zu dürfen glauben' (178). Dagegen stellt Gcib (65) die etwas willkürliche Ver- 
mutung auf, dafi das Duumviralverfahren , ,überhaupt nur bei eigentlich noto- 
rischen Verbrechen anwendbar gewesen sei, und auch hier bloß dann, wenn 
dieselben, entweder wegen Gröfie der Verschuldung oder aus irgend einem anderen 
Gnmde, ein ungewöhnliches A u f s e h e n gemacht hatten, indem eben unter diesen 
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materiellrechtlich, als prozessualisch zu verstehen sei. ^ Ersteres 
ergibt sich insbesondere aus dem Sprachgebrauch und der Rechts- 
ordnung der ganzen Folgezeit, letzteres hat die Tatsache für sich, 
daß die Berichte einiger Schriftsteller sich mit dem materiellrecht- 
lichen Perduellionsbegriff nicht vereinigen lassen. ^ Der berühmteste 
Fall ist der Schwestermord des Horatius, welchen Livius als Per- 
duelUon hinstellt.' Eine Mordtat aber kann nur dann als per- 
duellio betrachtet werden, wenn sie gegen den Magistrat verübt 
worden ist. Um diesen Widerspruch zu beseitigen, hat man an^ 
genommen, daß perduellio eine Prozeßform sei, wonach alle 
Kapitalverbrechen verfolgt wurden. Andere halfen sich dadurch, 
daß sie in dem Schwestermord des Horatius einen rechtswidrigen 
Eingriff in die Gerichtsbarkeit des römischen Volkes zu finden 
glaubten,* eine Erklärung, die mir für die damaligen Verhältnisse 
zu künstlich erscheint. Dagegen kann der anscheinende Wider- 
spruch aus historischen Gründen verstanden werden, wenn man 
ins Auge faßt, daß die Überlieferung die Quästoren nicht in die 
Königszeit zurückverlegte, und daß, da die provocatio ad populum 



Voraussetzungen wohl ein weniger förmliches und schnelleres Verfahren nicht nur 
für zulässig, sondern selbst für notwendig gelten konnte'. 

* So Mommsen 527. 

* Dasselbe gilt merwürdigerweise auch bezüglich des parricidium. Auf Fälle, 
die nicht darunter gehören, z. B. Tempeldiebstahl, wird die Strafe des parricidium 
gesetzt; Mommsen 528. 

'Livius I 26, 7. Hierbei gibt Livius den Inhalt des Gesetzes an, 
welches er als lex horrendi carminis bezeichnet: ,dnumviri perduellionem 
indicent, si a duumviris provocarit, provocatione certato. si vincent caput obnu- 
bito, infelici arbori recte suspendito, verberato vel intra pomerium vel extra pome- 
rinm/ — Außerdem ist der Prozeß gegen Rabirius, der die Zweifel vermehrte, 
ni vergleichen (Geib 62 f.). 

^ So Köstlin 66; auch Meents 2. Andere haben den Mord als einfaches 
parricidium aufgefaßt, z. B. Festus v. sororium; Geib 62. Zumpt(P 328) 
nimmt eine Sonderstellung ein imd wiU glaubhaft machen, daß der König die 
Perduellion gewählt hat, um eine religiöse Sühne des begangenen Verbrechens 
herbeizuführen. Das parricidium konnte nicht gewählt werden, weil der Vater des 
Horatius seinen Sohn wegen der Ermordung der Schwester freigesprochen hatte 
und eine Anklage wegen desselben Verbrechens war nach römischen Begriffen 
unzulässig (vgl. Zumptl 265, 311, 328); wohl aber war eine solche möglich auf 
Grund eines anderen Verbrechensbegriffes. Als Belegstelle führt Zumpt Diony- 
sius an: ^rovg vofiove na^exo/uevoe TOvff ovx icovrag axpttov anoxrelvaw ovShni^ 
(3. 22). 
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eine Mittelinstanz zwischen dem Inhaber des Imperiums und dem 
Volke voraussetzte, die duumviri des Perdueilionsprozesses bestellt 
wurden, um die Lücke zu ersetzen.^ Dadurch sollte die private 
Mordtat nicht materiell in eine Perduellion verwandelt, sondern 
nur ihre Verfolgung im Wege des Perdueilionsprozesses möglich 
gemacht werden.* 

Dies ist in kurzem die prozessuale Seite der Perduellion; ich 
betrachte nunmehr die materiellrechtliche. Die Römer bedienen 
irich zweier Ausdrücke, um den schlimmen Feind des Landes zu 
bezdchnen: hostis (in seiner späteren Bedeutung) und per- 
duellis, welcher äch, der Regel nach, nur auf Inländer bezog, 
später jedoch auch auf Ausländer ausgedehnt wurde. • Jede 
landesfeindliche Handlung, welche von einem Angehörigen der 
römischen Gemeinde oder des römischen Reichsverbandes be- 
gangen wurde, hieß perduellio und wurde nach den römischen 
Strafnormen bestraft, ohne Rücksicht auf den Begehungsort 
und den Personenstand des Delinquenten.^ Wenn wir an die 
ein&chen Verhältnisse des Staates in seiner Kindheit denken, 
so haben wir unter dem Begriff perduellio eine ganz be- 
schränkte Anzahl von Handlungen zu verstehen, insbesondere den 
Überlauf in das Heer des Landesfeindes und die Führung der 
Waffen gegen das eigene Vaterland. Mit der Entwicklung des 
Staates bildet sich nach und nach ein Begriff des Staatsverbrechens 
aus, in dem dne ganze Reihe unter ihn fallender Handlungen 

^ Mommsen 528^. Trotz der Angaben des Tacitus (AnnaL XI 22) und 
Ulpian's (1. un. pr. D. de offic quaest. i, 13), nach welchen die Entstehimg der 
Quästoren in die frühesten Anfänge des römischen Staates verlegt wird, findet man 
über ihr Vorhandensein zur Zeit des Königtums nirgends eine Erwähnung. Dieser 
Umstand führte dahin, dass man die Duumvim mit den Quästoren als gleichbe* 
deutend betrachtete. Vgl. Geib (59), der jedoch die Ansicht vertritt, dass die 
Duumvim zwar eine Art Quästoren, ,aber nur eine höchsteigentümliche Art der- 
selben gewesen sind, und daher denn beide zwar in den wesentlichen Punkten mit 
einander übereinstimmen, wohl aber auch in sehr vielen Beziehungen voneinander 
verschieden waren (1).* 

' Vielleicht auch wegen der Gleichheit der Strafe. 

* Festus ep. p. 102: ,Ho8tis apud antiquos peregrinus dicebatur; qui nunc 
hostis perduellis*; vgl. v. duellum. Varro de 1. Lat. 5, 3: ,Nam tum eo verbo 
(sc. hostis) dicebant peregrinum qui suis legibus uteretur, nunc dicunt eum quem 
tum dicebant perduellem*. 

^ Mommsen 541. 
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unterschieden werden können; hierher gehören vor allem: das 
Trachten nach dem Leben des Königs, die Usurpation des könig- 
lichen Imperiums, die Verbindung mit dem Feinde und seine 
Unterstützung, die Erregung eines Aufruhrs und ähnliches. Manche 
behaupten sogar schon für diese Zeit eine Einteilung der Staats- 
verbrechen nach zwei Richtungen hin, nämlich die proditio, deren 
sich derjenige schuldig gemacht habe, welcher die gesamte äufsere 
Existenz des römischen Staates angriff, den Feind im Kriege 
unterstützte oder die Inkorporation Roms in ein fremdes Ge- 
meinwesen versuchte, ^ und dieperduellioim engeren Sinne. Sie 
sei von demjenigen begangen worden, der, ohne in Verbindung 
mit einem Landesfeind zu stehen, im Inneren auf dnen Umsturz 
der bestehenden Staatsgewalt abzielende Handlungen vornahm* 
Eine solche Unterschddung scheint aber nicht streng durd^efiihrt 
worden zu sein und wir dürfen wegen des willkürlichen Gebrauches 
der Ausdrücke proditio und perduellio von den späteren Schrift- 
stellern® uns weder irre fuhren lassen, noch Rückschlüsse aus 
unseren heutigen Verhältnissen ziehen; um so weniger, als wir in 
den griechischen Quellen, bezüglich des attischen Rechtes und 
Prozesses, dieselbe Verwirrung konstatieren und dieselbe wUlkür- 
liche Benutzung der für die Staatsverbrechen vorkommenden Aus- 
drücke TtQodoala und yundXvaig xov öi^fiov^ die ohne scharfe 
Scheidung nebendnander behandelt werden.* 

§4. 

2. Begriff des crimen majestatis. 

Nach dem Untergang der Königsherrschaft ging die höchste 
Gewalt auf die Konsuln über. Die erste Zeit der Republik können 

1 Köstlin 33 ff. 

* Köstlin 34. 

' Ungenaue Übersetzung oder unrichüge Ausdrucksweise ist nicht ausge- 
schlossen; zahlreiche Beispiele sind zur Unterstützung dieser Ansicht vorhanden. 
Solche liefert uns merkwürderweise auch das griechische Recht, wo nach dem 
Eisangeliegesetz Fälle des Verrates vorkommen, die nur mit Geldstrafen gesühnt 
worden sind. Dies wäre unerklärlich, wenn wir nicht vermuteten, dafi die 
Schriftsteller leichtherzigerweise den Namen ,Verrat* auch auf kleinere Verbrechen 
angewendet haben; Meier-Schömann 423. 

^ Meier-Schömann 419. 
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wir entschieden als Aristokratie bezeichnen. Die Macht Hegt nodi 
in den Händen der Patrizier. Das Volk wehrt sich aber unermüd- 
lich dagegen und schon unter dem ersten Konsul P. Valerius 
Poplicola^ erhält es eine bedeutende Befugnis, das Provo- 
kationsrecht, laut dessen kein vom patrizischen Mag^trat ver- 
urteilter römischer Bürger hingerichtet werden darf, bevor der 
populus Romanus seine authentische Zustimmung erteilt hat^ Ein 
Erfolg kommt nie allem. Dem Provokationsrechte folgt bald die 
Durchsetzung eines langjährigen Wunsches in Bezug auf die Ge- 
setzgebung: das Volk erhält von den Decemvirn sein geschriebenes 
Recht. Neuere Einrichtungen dehnen die Machtbefugnisse des 
Volkes aus, Volkstribunen werden ernannt, dem Volke wird ein 
Recht auf die höchsten Stellen im Reiche gewährt und die ent- 
scheidende Stimme in den Comitien gesichert Die höchste Macht 
geht von den Patriziern auf die Volksgenossen über, deren Ge- 
samtwille ausschlaggebend wird. Jahrhundertelang beherrscht, 
hat das römische Volk die Fähigkeit zu herrschen erlernt. In 
ihm wird nunmehr der Gedanke der Unabhängigkeit und Freiheit 
wach, das egoistische Bewußtsein der ihm zustehenden Allmacht, 
,der republikanische Stolz* — wie Feu erb ach sagt^ — kurz, die 
majestas populi Romani.* Diese Umwälzung hat den größten 
Einfluß auf den Begriff der Staatsverbrechen gehabt. Nicht mehr 
die königliche Gewalt wird geschützt, nicht ein konkreter Ver- 
brechenstatbestand zu Grunde gelegt, sondern alles, was mög- 
licherweise dem Stolze, dem Ansehen, der Würde und Hoheit des 
römischen Staates Schaden zufügen könnte, istcrimenmajestatis. 
Wer die ,dignitas, amplitudo et potestas populi Romani* gefährdet, ist 
Majestätsverbrecher;* ein umfangreicher Begriff, wobei man erst 



^ Mommsen 41 — 42. 

* Vgl. bei Mommsen (43) Ausnahmen dieser Beschränkung bei Militär- 
delikten, insbes. Verletzung der Dienst- und Wehrpflicht, wobei der Magistrat die 
Genehmigung des Volkes nicht nachzusuchen brauchte. 

* Feuerbach (Hochverrat) J2. 

* Während der Senat die auctoritas besaß, hatte das Volk von vornherein 
die majestas. Letztere aber ruhte, solange die tatsächliche Macht in den Händen 
der Patrizier lag. 

^Cicero [de invent]. II 17, 53: ,Majestatem minuere est de dignitate aut 
amplitudine aut potestate populi aut eorum, quibus populus potestatem dedit, ali- 



§ 5* I- I^ic leges Appuleja und Varia. jt 

tüchtig Dachdenken muß, um rechtswidrige Handlungen heraus- 
zufinden, die nicht darunter fallen könnten. 

Neben dem Majestätsverbrechen, welches vorzugsweise dem 
Bedürfnisse diente, die durch die perduellio nicht gedeckten Fälle 
unter Strafe zu stellen, blieb auch die perduellio bestehen, diese 
für ganz bestimmte, jenes, letztere mitumfassend, für jjlle denkbar 
möglichen Fälle ;^ es war ein weiter Hilfsbegriff, dessen man sich 
in allen Fällen bedienen konnte, wo der alte Typus vertagte. Es 
läßt sich ferner nicht verkennen, daß der Begriff der perduellio 
bald entbehrlich wurde, so daß in Zukunft sämtliche Fafie des 
Hochverrats als crimen majestatis behandelt werden konnten. Wahr- 
scheinlich blieb im Sprachgebrauch die uralte Bezeichnung per- 
duellio für die schwereren Fälle bestehen. Den juristischen, tech- 
nischen Sinn hatte sie im Laufe der Zeit eingebüßt.^ 

3. Die republikanische Gesetzgebung. 

§s- 

L Die leges Appuleja und Varia. 

Der glänzende Erfolg der Cimbem und Teutonen, welche 
drei römische Feldherrn nacheinander besiegten, hatte eine solche 
Panik unter den römischen Legionen verbreitet, daß eine große 
Anzahl römischer Ritter den Kriegsschauplatz verließen und die 
Truppen des Q. Catulus eine beschämende Feigheit zeigten. In 
Ermangelung von hiergegen anwendbaren Spezialbestimmungen,* 
brachte im Jahre 65 1/103 der Volkstribun L. Appulejus Saturninus 
eme nach ihm benannte lex majestatis imminutae ein, um diese 



quid derogare*; [Cicero] ad Heren. II 12, 17: ,Majestatem is minuit, qui ea 
loUit, ex quibtts rebus civitatis amplitudo constat* 

* M o m m s e n nimmt an (539), daß die perduellio nach Enstehung des crimen 
majestatis eine Unterart desselben wurde, so daß sämtliche landesfeindliche Hand- 
lungen ein Majestätsverbrechen, nicht aber jedes Majestätsverbrechen eine landes- 
feindliche Handlung genannt werden darf. Denselben Gedanken hatte schon 
I^ecianus unzweideutig ausgesprochen. (Tract. crimin., Francof. 1591, 14 1 n. 4.) 

* Feuerbach-Mittermaier 271. 

* Die ältere lex Gabinia betraf nur die Veranstaltung von Geheimkom- 
plotten in der Stadt. Pore. Latro Declam. adv. Catil. c. 29. 
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Flüchtlmge zu bestrafen, welche durch ihr nichtswürdiges Verhalten 
die Majestät des römischen Volkes erniedrigt hatten.^ Dieses Ge- 
setz war höchstwahrscheinlich vorübergehender Natur ^ und hatte 
auch noch einen anderen Inhalt' Kurz darauf machte es einem 
neuen Volksschlusse Platz, der im Jahre 663/191 vom Volkstribun 
Q. Varius Hybrida durchgesetzten lex Varia, die das Ziel hatte, 
die Umstürzler als Majestätsverbrecher mit dem Tode zu bestrafen, 
welche die italischen Bundesgenossen durch Rat und Tat gegen 
Rom aufreizen und den Reichsbund auflösen wollten.^ ^ Das Ge- 
setz war wahrscheinlich auch gegen diejenigen gerichtet, welche 
durch grundlose Versagung des Bürgerrechtes einen indirekten 
Anlaß zum Bundesgenossenkrieg gegeben hatten/ 

Die Form des Strafverfahrens war in keinem der beiden Ge- 
setze berührt; es läßt sich wenigstens darüber nichts feststellen. 

§6. 
IL Die lex Cornelia.' 

Das Verdienst, die Strafgerichtsbarkeit geregelt, insbesondere 
einen ständigen Gerichtshof fiir die Majestätsverbrechen eingesetzt 

^ Feuerbach (Hochverrat) 74, Zirkler 2off., Pighius ad ann. 651 (p. 163: 
,. . . majestas populi Romani vehementer imminuta haud dubie videbatur ubiquc 
gentium: nee minus in ipsa urbe Roma, cum in tanta trepidatione civitatis quies 
valde turbata fuisset*); Mommsen 198. A. M. Rein (507 ff.), welcher den all- 
gemein angenommenen Grund des Gesetzes energisch bestreitet 

' Mommsen 198 ^ Daraus, dafi acht Jahre nach dem appulejischen Maje- 
stätsgesetz gegen den C. Norbanus ein darauf gestützter Majestätsprozefi angestellt 
wurde, dürfen wir nicht den Schlufi ziehen, dafi schon die lex Appuleja eine 
quaestio perpetna de majestate eingesetzt habe. Indefi vermutet dies Sigonius 
(de judiciis II c. 29), vermag aber seine Konjektur auf keine einzige geschichtliche 
Mitteilung zu stützen. 

* Meents 5 und die dort Angeführten. 

^ ,Multi insignes viri ab equitibus Romanist sagtPighius (III p. 219), ,hac 
lege damnati sunt*. Auf Grund derselben lex wurde später ihr Urheber selbst unter 
Martern hingerichtet; Valerius Maximus VIII 6, 4; Cicero de nat deor. 
ni 33, 81. 

' Mommsen 198'; Asconius in Scaur. p. 22: ,Q. Varius trib. plebis 
legem tulit ut quaereretnr de iis, quorum ope consiliove socii contra pop. Rom. 
arma sumpsissent* ; Ascon. in Comel. p. 79. 

• Rein 510. 

^ Die lex Cornelia wurde durch Sigonius (II c. 29) auf Grund der Mit- 
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ZU haben, hat sich der Diktator L. Cornelius Sulla erworben,^ 
welcher durch weise Gesetzgebungsakte die Sympathie seiner Mit- 
bürger zu erlangen versuchte, um sich die usurpierte Staatsgewalt 
zu sichern. Mit Sulla fängt eine neue Periode für den römischen 
Strafprozeß an, welche später mit der lex judiciorum publicorum 
Caesars abgeschlossen wurde. 

Die lex Cornelia vom Jahre 673/81 hat zuerst das crimen 
majestatis ex professo behandelt^ und die Bestrafung desselben 
einer neu eingerichteten ständigen Quaestion überwiesen.* In diesem 
Gesetze haben die im Laufe der Republik erzeugten Anschauungen 
ihre offizielle Formulierung gefunden und die Staatsverbrechen eine 
gefährliche Ausdehnung erhalten. Jede Handlung, welche das An- 
sehen und die Würde des römischen Volkes gefährdet, aber unter 
den ziemlich engen Perduellionsbegriff nicht subsumiert werden 
konnte, war nunmehr vorgesehen. Im einzelnen wurden bestraft:* 
die Störung des Magistrats in der Ausübung seiner Tätigkeit, das 
Anwerben von Soldaten, das eigenmächtige Kriegfuhren, die Be- 
freiung von gefangenen Feinden oder Räuberführem und der- 
gldchen mehr. Gleichzeitig wurde die Zulassung der Frauen als 
Zeugen im Majestätsprozesse erlaubt ^ und das Strafensystem durch 
die Einführung der aqua et igni interdictio um einen idealen Zug 
berdchert.* 

Daneben hatte auch die alte perduellio ihren Platz behauptet, 
indem sie sich auf die schwereren Fälle beschränkte, die durch 
den animus hostilis sich auszeichneten.'' 



teilungen von Cicero und Asconius wieder hergestellt Diese Herstellung hat 
keinen allgemeinen Beifall gefunden und ist zum Teil lebhaft angegriffen worden. 
Die Lücken hat besonders Zir kl er nachgewiesen, indem er vor allem das Fehlen 
der Bestimmung, dafi auch Sklaven im Majestätsprozesse als Zeugen zugelassen 
werden durften und andere Punkte, gerügt hat (Zirkler 24). 

* Ascon. in Corn. p. 52; Cicero in L. Pison. 21, 50; ad famil. III ep. 
XI 2; pro A. Quent. 35, 97. 

■ Berner 351. 

■ Vgl. Pighius I ad ann. 387 (p. 268). 

* Slgonius II c. 29. 

* Sigonius II c. 29: ,Mulieris testimonium accipiatur'; 1. 8 D. ad leg. 
Jul. maj. 48, 4: ,In quaestionibus laesae majestatis etiam mulieres audiuntur.* 

' Zirkler (28) will, gestützt auf Cicero (in PhiL I 9, 21), die Einftihrung 
der aqua et igni interdictio dem Julius Caesar zuschreiben. 

^ Berner 351; Liszt 522. L. 11 D. ad leg. Jul. maj. 48, 4: ,Sed qui 
Bisoukides, Hochverrat 2 
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§7- 
nL Die lex Julia majestatis.^ 

Nach dem Gesetze SuUa's wurde durch eine lex Plotia 
de vi der Krds der Staatsverbrechen noch erweitert, indem die 
Erregung eines Aufstandes, die Gewaltanwendung gegen den 
Magistrat und andere nicht ganz hierher gehörige Fälle ausdrück- 
lich unter Strafe gestellt wurden. * Aber eine vollständige Um- 
gestaltung ist durch die lex Julia majestatis herbeigeführt worden, 
welche dem größten Kömer zur Ehre, mit unerheblichen Abände- 
rungen, die ganze Folgezeit zu beherrschen berufen war. Der 
konservative Sinn der Römer, der eine plötzliche Umwälzung nicht 
zu dulden vermochte, der an den geschriebenen oder sonstwie 
überlieferten Gesetzen und Sitten imerschiitterlich festhielt, konnte 
sich dann mit der allmählichen, den jeweiligen Bedürfnissen ent- 
sprechenden Entwicklung des Rechtes befreunden, wenn diese den 
Anschein hatte, das schon vorhandene Recht besser zu inter- 
pretieren. Als Julius Caesar zur Herrschaft gelangte, befand 
sich die perduellio in jenem Stadium der Entwicklung, das einer 
gründlichen Umgestaltung harrte. 

perduellionis reus est, hostili animo adversus rem publicam vel piincipem 
animatus.* 

^ Dafi die lex Julia majestatis eine Schöpfung Caesars und nicht des Augustus 
ist, nimmt wenigstens die herrschende Meinung an (vgl. die Begründung bei 
Zirkler 33*); dafür spricht insbesondere die Tatsache, dafi Sueton in seinem 
Verzeichnis der Gesetze des Augustus die lex Julia majestatis nicht erwähnt (div. 
August. 34). Daß Sueton ein Gesetz von so großer Bedeutung übergangen hat, 
dürfen wir nicht ohne weiteres annehmen; vgl. Dieck 97. (Sein Argument von 
der Zuziehung der Pasquillen gegen den Kaiser in das Majestätsgesetz scheint mir, 
nicht ganz überzeugend zu sein; diese Vorschrift konnte möglicherweise später 
von Augustus als Zusatz zu dem vorher erlassenen Majestätsgesetz publiziert 
werden). Femer Abegg 211; Weiske 10; Rein 516^; Eversten de Jonge 
I 341^; Knitschky 17; Meents 7; von den älteren Pighius III ad ann. 
707 (p. 452). A. M. Zumpt II' 476; neuerdings auch Mommsen (541*), 
welcher annimmt, daß die von Cicero erwähnte Regelung des Majestätsverbrechens 
durch Caesar in der lex Julia judiciorum publicorum geschehen sein soll. Andere 
Schriftsteller haben das Vorhandensein von zwei Majestätsgesetzen behauptet, von 
denen das eine von Caesar, das andere von Augustus herrühren sollte (so Siga- 
nius II c. 29; auch Feuerbach (Hochverrat) 76). Freilich ist diese Ansicht 
schon längst aufgegeben. 

• Zirkler 29; vgl. Sigonius II c. 29. 
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Schon lange Zeit vorher war neben der Perduellion das 
Majestätsverbrechen aufgetaucht ; ^ in ununterbrochener Übung 
erlangte es das Übergewicht. Der Machtvollkommenheit des 
römischen Staates und seiner Herrscher war der Perduellions- 
begriff zu eng. Es war nunmehr die Zeit gekommen, die alten 
Bestimmungen zu beseitigen und sie juris corrigendi gratia durch 
neue, weitergehende zu ersetzen. Diese Aufgabe hat Caesar in 
der lex Julia erfüllt, indem er das Majestätsverbrechen erweiterte 
und die Perduellion mit diesem versehmolz,^ um dem elastischen 
Begriff der Würde des Volkes, welcher für die sich ankündigende 
Staatsform und die damit verbundene Willkür der Monarchen 
unentbehrlich war, die Alleinherrschaft zu überlassen. Er selbst 
tat den ersten Schritt auf diesem Wege, indem er dem Volke sein 
absolutes veto entzog. Mit einem Schlage war so dem populus 
Romanus trotz der langjährigen Ausübung das wohlerworbene 
Provokationsrecht für immer entrissen. * 

Die lex Julia beruhte hauptsächlich auf dem cornelischen Ge- 
setze * und zerfiel in zwei Kapitel, über deren Inhalt nichts Genaues 
feststeht; es kann freilich keinem Zwdfel unterliegen, dass ihr der 
Begriff der Majestätsverletzung des römischen Volkes zu Grunde 
lag. ,Majestatis crimen illud est, quod adversus populum Romanum 
vel adversus securitatem ejus committitur.' Mit diesen Worten be- 
ginnt Ulpian*^ die Schilderung des im julischen Gesetze be- 
handelten Verbrechens, dessen Tatbestand folgende Einzelhand- 
lungen bildeten: Die im Einverständnis mit dem Feinde begangene 
Verräterei — Unterstützung des Feindes durch Nachrichten, Aus- 
spähung und Gewährung von Materialien, Überlieferung von Land 
und Leuten, Entlassung von Geiseln, Aufreizung eines Volkes zum 
^^gö gegen Rom — Flucht und Verrat aus Feigheit, Desertieren 
und Überlaufen der Soldaten zum Feinde, unerlaubte Zusammen- 



^ S. oben S. 14 f. 

• Rein 517; auch 510 f. 

' Die provocatio ad populum soU nach Caesars Tode durch eine lex 
^tonia wieder eingeführt worden sein. Für diese Annahme liefert aber die Ge- 
schichte keinen Anhalt. 

*• Deswegen wird sie von Perez lex translaticia ex lege Cornelia genannt; 
vgl. Dieck 100. 

M. I § I D. h. t. 
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künfte, Versammlungen und demagog^che Verbände (coetus, con- 
cursus et conventus), Komplotte und Verschwörungen gegen den 
Staat (conjurationes et factiones), Aufruhr und Aufstand (seditio 
et tumultus), wobei Urheber und Anstifter mit der Strafe des 
Majestätsgesetzes bedroht waren; femer willkürliches Eingreifen des 
Magistrats in höhere, ihm nicht zustehende Rechte, Anmaßung von 
Magistratsrechten durch Privatpersonen und endlich Fälschung von 
Staatsakten erheblicher Bedeutung.^ 

Durchaus erforderlich ist zur Begehung des Majestätsver- 
brechens dolus malus, ^ ja sogar in bestimmten Fällen animus 
hostilis, worauf die berüchtigte Stelle Ulpians * hindeutet Der Ver- 
such war straflos, mit Ausnahme der im Gesetze qualifizierten 
Fälle;* dagegen war die Teilnahme der Täterschaft gleichgestellt 

Die quaestio perpetua, die früheren prozessualischen Bestim- 
mungen und die Strafe der Verbannung* blieben unberührt. 



III. Die Kaiserzeit 

§8. 
z. Allgemeines. 

Das Zeitalter der grossen Ereignisse hat im römischen Staats- 
leben eine radikale Veränderung vollzogen. Es scheint, daß die 
grausame Mordtat, deren sich die ewige Stadt ihrem größten 
Bürger gegenüber schuldig machte, durch das Aufkommen dner 
illegitimen Staatsform gesühnt werden mußte. Dieselben Römer, 
welche nach Vertreibung der Könige ihrem Haß gegen den Absolu- 
tismus dadurch Ausdruck gaben, daß sie die Einftihrung des 
Königtums oder einer ähnlichen Mag^tratur ftir perduellio er- 

1 Rein 518 fiF.; Weiske 89 ff.; Zirkler 73 ff. 

• Weiske 49; Rein 516. 
» 1. II D. h. t. 

^ Z. B. beim Komplott, bei Aufreizung des Volkes und bei versuchtem Ober- 
lauf; Rein 527. 

• Siehe oben S. 17 Anm. 6. 
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klärten, mußten nunmehr ihre Freiheit niederlegen und der Will- 
kür der neuen Staatsform freie Bahn lassen. 

Die Majestät und die Hoheitsrechte des römischen Volkes 
vereinigen sich jetzt in der Person des Kaisers, um dieselbe mit 
einem idealen Glanz und einer absoluten Macht zu begaben. 
Freilich haben die Römer lange Zeit hindurch die Illusion einer 
Republik gewahrt, aber in Wirklichkeit war auch der letzte Frei- 
heitshauch durch die Gewalttaten der römischen Herrscher er- 
stickt. Neben den Staat, ja sogar über denselben, tritt nun die 
Gestalt des Kaisers, dessen Verletzung eine Minderung der Würde 
des Staates bedeutet. Auch der menschlichen Eitelkeit wird 
Rechnung getragen und dem römischen Kaiser werden göttliche 
Ehren und Rechte zugesprochen. Er gilt als der gegenwärtige, 
sichtbare Gott; um dessen Haupt auf den Münzen glänzt nunmehr 
statt des Lorbeerkranzes die Strahlenkrone. Gleich nach dem 
sacrilegium erscheint das crimen majestatis als das schwerste Ver- 
brechen. ^ 

Jedoch ist der Begriff dieses Verbrechens in der Hauptsache 
nicht gesetzlich festgelegt; das schien auch nicht nötig, vielmehr 
war die Unbestimmtheit erwünscht, denn dadurch wurde der 
Willkür des jeweiligen Monarchen die Ziehung der Grenze im 
Einzelfalle überlassen. Die voluntas imperatoris war suprema 
lex. Sie kannte keine Schranken und was aus ihr floß, hatte 
faktisch die Bedeutung einer Rechtsnorm. Jede Handlung des 
Kaisers war legal Er konnte ruhig Mord und Totschlag be- 
gehen, denn er hatte die berechtigte Überzeugung, daß er im 
Leben genügend geschützt war und daß nach dem Tode sein An- 
denken konsekriert werden würde. Kritik und Tadel über sein 
Leben und Treiben war Majestätsverbrechen. Diesem Begriffe 
wurden aber auch Handlungen subsumiert, bei welchen von einer 
Verletzung des Staates oder des Kaisers nicht im entferntesten 



^ L. I pr. D. ad leg. Jul. maj. 48, 4. ,Prozimum sacrilegio crimen est, quod 
majestatis dicitur' (Ulp.)* Derselben Auffassung begegnen wir im griechischen 
Rechte. ^<Paa\9t^ sagt Antiphon, ,to aJiOKtaipeip fikya Haxov^yrj/Mx alvai, nal 
fyatdfioXoym fiiyMTÖy ya, xaljo lapoovXalv nalro TtpoSidovai trjv noXiv^, 
(Antipb. ed. Blafi* 5, xo). Der zu Grunde liegende Gedanke ist offenbar, dafi die 
Verfehlung gegen den Staat, welcher als eine göttliche Institution betrachtet wird, 
eine mittelbare Verletzung oder Verachtung des Götterwillens bedeute. 
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die Rede sein konote. Rechtschafien zu sein hieß beinahe, skii 
des Hochverrates schuldig machen. Dem schwankenden Majestäts- 
begriff wurde bald ein engerer, bald ein weiterer Sinn beigelegt 
Die egoistischen Beweggründe des jeweiligen Herrschers gaben 
immer den Ausschlag. Je empfindlicher der Kaiser gegen persön- 
liche Beleidigungen war, um so häufiger waren die Majestäts- 
verbrechen, um so grausamer ihre Bestrafung. 



2. Gesetzliche Erweiterung des crimen majestatis.^ 

§9. 

L Bis auf Theodosius den Großen. 

Zu willkürlicher Handhabung der Rechtspflege in der Lage, 
haben die römischen Herrscher jahrhundertelang kein Bedürfnis 
nach gesetzlicher Regelung des Majestätsverbrechens empfunden. 
Darin lag die Gefährlichkeit und Ausdehnbarkeit des Begriffes, 
welchen die unerschöpfliche, als Grundlage dienende lex Julia dar- 
bot. Neben der imminuta taucht jetzt in den Quellen die laesa,^ 
violata,^ pulsata^ majestas auf. 

Nur ausnahmsweise haben gewissenhafte Monarchen bis da- 
hin nicht vorhergesehene Fälle durch Gesetz unter den BegrifT 
des Majestätsverbrechens gebracht, um die Bestrafung solcher Fälle 
mit dem Scheine des Rechtes zu umkleiden. So hat Augustus 
die Pasquille und Schmähschriften* gegen seine Person und seine 
hohen Reichsbeamten • gesetzlich fiir strafbar erklärt, den Ehebruch 
mit einer kaiserlichen Prinzessin — wegen des liederlichen Lebens- 
wandels seiner Tochter Julia — als violata majestas bezeichnet,^ 

^ Ausführlich über die Geschichte des Majestätsverbrechens während der 
Kaiserzeit haber geschrieben Zirkler 40fr.; Dieck 122 ff.; Rein 543^1 

' L. 4. C. de vest. holov. 11, 9; 11. 3, 8 D. ad leg. Jul. maj. 48, 4. 

' Isidor. orig. V 26: ,qui regiam majestatem . . . violavenint' ; Tacit. 
Ann. III 24. 

* L. 7. C. de malef. etc. 9, 18. 

^ Tacitus Ann. I 72 »Primus Augustus cognitionem de famosis libellis specie 
legis ejus tractavit*; vgl. Rein 531. 

• Zirkler 41. 
' Rein 543. 
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die Verbalinjurien aber straffrei gelassen. Trotzdem trugen seme 
Nachfolger keinerlei Bedenken, die Bestimmung über Pasquille auch 
auf die Schmähreden analog anzuwenden.^ T i b e r i u s gewährte den 
Schutz der beleidigten Majestät auch der kaiserlichen Familie * und 
kannte übrigens in seinem Argwohn und seiner tyrannischen 
Menschenfeindlichkeit keine Schranken. Das Fragen nach der 
Zukunft des kaiserlichen Hauses,* der Meineid bei dem Namen 
des Kaisers,* die Zerstörung einer kaiserlichen Statue,* die Miß- 
handlung eines Sklaven in der Nähe einer solchen,* das Berühren 
der matella mit einem Ring, der das kaiserliche Bildnis trug,* oder 
das Besuchen des Lupanars mit einem solchen, das Betrauern eines 
reus majestatis und ähnliche Dinge fanden Aufnahme in den neuen 
Begriff des Verbrechens. 

Die Nachfolger des Tiberius, mit alleiniger Ausnahme des 
Claudius,'' setzten seine Grausamkeiten fort, aber besonders treu 
ahmten ihm Caligula und Nero nach, welche, trotz der Milde 
und Mäßigung, die sie zu Anfang ihrer Regierung zeigten, später 
mit unglaublicher Härte und Rücksichtslosigkeit über angebliche 
Hochverräter die Strafen verhängten. * Von Vespasian bis Marc 
Aurel folgt dann eine Reihe von weisen Herrschern, deren Glanz 
allerdings von dem verwünschten Namen Domitians verdunkelt 
vdrd, dem allein die consecratio memoriae vom Senate verweigert 
wurde. Marc Aurel hat zwar die Fortsetzung des Majestätsprozesses 
auch nach dem Tode des Angeklagten — wegen der Verwünschung 
des Andenkens und der Konfiskation — eingeführt, bemühte sich 
aber, wie seine Vorgänger, die erzürnte Gerechtigkeit auszusöhnen. 
Dieses segensreiche Schaffen wurde bald durch die Gegenwirkung 
dnes Commodus, eines Septimius Severus und vor allem 
des Brudermörders Caracalla vernichtet. Letzterer hat auch die 
putativen und symbolischen Beleidigungen seiner Person, ferner 
die Schmähreden gegen seine Günstlinge als Majestätsverbrechen nait 

* Rein 532. Vgl. Paulus Sentent. V 29 § l. 
« Cass. Dio. LVII 19. 

• Rein 544. 

* Cass. Dio. LVII 8. 

* Suet Vit Tiber. 58; vgl. Rein 544. 

• Sen. de benef. III 26. 
' Cass. Dio. LX 2 — 3. 

• Cass. Dio. LIX 14—16, (epit Xiphil.) LXI 6; Tacit Ann. I 2. 
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dem Tode bestraft.^ Erst Alexander Severus führte eine Ein- 
schränkung herbei, indem er den Meineid beim Namen des Kaisers ^ 
und das Urteilsfälien g^en ein kaiserliches Gesetz ^ aus dem crimen 
majestatis ausschied. 

Einige humane Imperatoren, deren maßvolle Regierung^ beim 
römischen Volke die besten Hoffnungen erweckte, folgten darauf. 
Die Hoffnungen änd aber nicht in Erfüllung gegangen, weil bald 
wieder Constantins Nachfolger den alten zügellosen Standpunkt 
vertraten. Schicksalsbefragung nach dem Kaiser und Ausübung^ von 
Zauberei in seinem Hofstaate waren Majestätsverbrechen in ver- 
schärfter Form.* Der entfernteste Verdacht wurde faktisch der 
Vollendung gleichgestellt.* Tod, Exil und Konfiskation waren an 
der Tagesordnung.* 

Gegen solche Angriffe und mit solchen Mitteln versuchten die 
römischen Kaiser das durch ihre Schandtaten im Volksbewufitsein 
gesunkene Ansehen ihres Staates und ihrer Person zu retten! 

§ lo. 
n. Die lex Si quis imperatori maledixerit' 

Während vier volle Jahrhunderte hindurch die geschilderten 
Zustände herrschten, wurden die guten Sitten der Bürgerschaft von 
bedrohlicher Erschlaffung ergriffen und die Fundamente des römi- 
schen Kaiserreiches erschüttert. 

Der scharfblickende Theodosius der Große übersah die 
Folgen einer solchen Entartung und entschloß sich ein für allemal 
Abhilfe zu schaffen. Mild und friedlich, wie er war, mißbilligte er 
das herrschende System, empfand einen Abscheu gegen die über- 

1 Cass. Dio. (Epit Xiphil.) LXXVII i6; Herodian. IV 9; Spartianus 
(Scr. hist aug. XIII) Carac. 5, 7 : ,Damnati sunt eo tempore qui urinam in eo loco 
fecenmti in quo statuae aut imagines erant principis, et qui Coronas imaginibus 
eins detrazerunt, ut alias ponerent, damnatis et qui remedia quartanis tertianisque 
collo adneza gestarunt.' 

• L. 2 Cod. de reb, cred. 4^ 1. 
» L. I C. ad leg. Jul. maj. 9, 8. 

* L. 6 C. Th. de malef. 9, 16. 
6 Amm. Marc. XIV 5, 4. 

^ ,Locupletabant et fiscum et aerarium^ schreibt Plinius in Panegyr. 42, 
,non tarn Voconiae et Juliae leges quam majestatis singulare et unicum crimen 
eorum qui crimine vacarent.' ^ L. un. C. h. t. 
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mäßige Härte seiner Vorgänger und verweigerte drei Jahre lang 
die Vollstreckung der Todesurteile.^ 

Im Jahre 393 richtete er an Rufinus, den praefectus prae- 
torio, die berühmte Konstitution ,Si quis imperatori maledixerit', 
welche dem edlen Monarchen das größte Denkmal in der Ge- 
schichte errichtet hat. In dieser beschränkte er den Kreis der 
Majestätsverbrechen auf Handlungen und entzog der Bestrafung 
die mündlichen Angriffe gegen seine Person. Kein Majestätsver- 
brechen sollte ferner verfolgt werden, bevor der Kaiser von dem 
Vorhandensein eines solchen sich überzeugt hätte. Freilich wollen 
manche hierin eine Erweiterung der kaiserlichen Willkür finden, 
welche Theodosius unter dem Scheine der Nachsicht bezweckt 
haben soll, um alle Majestätsverbrechen seiner Beurteilung zuzu- 
führen.® Allein diese Behauptung verrät eine mangelhafte Würdi- 
gung der damaligen Verhältnisse. Es wäre höchst ungerecht, auf 
solche Weise, dem Musterherrscher das verdiente Lob absprechen 
zu wollen.* Auch Dieck verwirft diese Meinung und bemerkt mit 
Recht,* daß wir uns nicht leicht eine weitere Ausdehnung der 
despotischen Willkür denken können, als die Vorgänger des Theo- 
dosius sie erreicht haben, ohne daß sie einer formellen Ermächti- 
gung des Gesetzes dazu bedurften. Dagegen hat Theodosius jede 
tadelnde, seine Person antastende Äußerung für straflos erklärt, 
denn wenn diese der Täter aus Leichtsinn getan hätte, so solle 
man ihn verachten, wenn aus Wahnsinn, so solle man ihn bedauern, 
wenn aus beleidigenden Beweggründen, so müsse man ihm ver- 
zeihen; ,Si id ex levitate processit, contemnendum est, si ex in- 
sania, miseratione dignissimum, si ab injuria, remittendum.*^ 



* Dieck 147; Liban. orat. XV; Zosim. IV 41. 

' Marquardus Freherus, na^e^ytov seu verissimüium II c. 9 (inOtto- 
nis Thesauro I). 

' Theodosius hat zwar auch andere Bestimmungen über Majestätsverbrechen 
getroffen, z. B. die Münzverbrechen (1. 9 C. Th. de fals. mon. 9, 21), das Halten 
von privaten Gefangnissen (1. un. C. Th. de priv. carc. 9, ii und 1. i C. de priv. 
carc. inhib. 9, 5), das Tragen von purpurfarbigen Gewändern (1. 4 C. de vest. 
holov. II, 9) als Anmafiung von Hoheitsrechten hart bestraft, dies geschah jedoch 
vor der constitutio ,Si quis imperatori maledixerit*, wahrscheinlich unter Valen- 
tinians II. Einfiufi. Vgl. Abbeg 233; Gothofredus ad leg un. C. Th. 9, 4. 

* Dieck 148. 

* L. un. pr. C. h. t. Dem Worte ,remittendum* ist die im Texte gegebene 
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Einen edleren, philosophischeren Standpunkt kann uns die G^ 
schichte der Gesetzgebung schwerlich aufweisen. 

§n. 
III. Die lex Quisquis.^ 

Die Nachfolger des Theodosius regierten leider nicht in seinem 
Sinne fort. Unter der Aufsicht lasterhafter Höflinge haben 
A r c a d i u s und H o n o r i u s eine sehr mäfiige Erziehung genossen. 
Jung übernahmen sie die Zügel der Regierung, ohne die nötige 
Fähigkeit und Einsicht zu besitzen. Auf Veranlassung seines Vor- 
mundes* hat Arcadius* im Jahre 397 den ersten Fehltritt ge- 
macht, indem er die berüchtigte lex Quisquis erließ, welche einen 
Makel in der Geschichte der Menschheit bedeutet. Es galt, den 
Personen der nächsten Umgebung des Kaisers auf jeden Preis 
eine dem Kaiser ähnliche Stellung in Bezug auf den strafrecht- 
lichen Schutz zu gewähren. Die Akte der Rache und Willkür, 
welche bis jetzt ein Privileg der Kaiser waren, sollten nunmehr 
auch von den höchsten Beamten ungestraft begangen werden. 

Die lex Quisquis erklärte den Mord und den Angriff* gegen die 
hohen Räte, Minister, Offiziere und Senatoren für Majestätsverbrecheo. 
Damit begnügte sie sich aber nicht; sie dehnte ihre Anwendbarkeit 
aus und stellte den Willen und den Gedanken der Vollendung 
gleich. ^ Indes war ihr die Bestrafung des Schuldigen längst nicht 
ausreichend, um das angerichtete Unheil zu vergelten. Auch die 



Bedeutung beizulegen. Diese nimmt auch Cujacius (IX 1393) gegen Accur- 
sius an und bemerkt, dafi ,bonus princeps injuria affici non potest.* 

^ L. 5 C. ad leg. JuL maj. 9, 8. 

' Dafi Eutropius Urheber der lex Quisquis ist, nimmt die herrschende 
Meinung mit Recht an; so Di eck 155, Rein 533. 

• Gleichzeitig Honorius für das weströmische Reich. 

*" Seit Jac. Gothofredus, der bekanntlich eine meisterhafte Erklärung der 
lex Quisquis gegeben hat, bestand grofier Zweifel über die Frage, ob das Gesetz 
nur den Ministermord oder auch sonstige Angriffe gegen die Minister und gegen 
den Kaiser selbst umfafit Letzteres hat D i e c k in glänzender Weise dargetan 
(153 ff., 169—170). 

^ Berner 351; 1. 5 pr. C. ad leg. Jul. maj. 9, 8: ,Eadem enim severitate 
voluntatem sceleris qua effectum puniri jura voluerunt'; über diese höchst- 
bestrittene Stelle vgl. insbes. y. Feder iiyff.; Weiske64ff.; Zachar iä 356ff.; 
auch Cujacius IX 1396; Otto Thesaurus II 213. 
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letzten Pietätsehren werden ihm abgesprochen;^ sein Name und 
sein Andenken werden verflucht und die Wirkungen dieses Fluches 
begleiten seine Kinder. Die Übel, welche die irdische Gerechtig- 
keit dem Verbrecher nicht zuzufügen vermochte, müssen die mit 
der väterlichen Sünde erblich belasteten Kinder nachbüßen. Eigent- 
lich müßten sie, trotz ihrer Unschuld, das Schicksal des Vaters 
teilen. Aber die kaiserliche Milde schenkt ihnen das elende 
Leben* und raubt ihnen dafür die Fähigkeit Vermögen zu er- 
werben und öffentliche Ämter zu bekleiden.^ Von den schweren 
Folgen der Infamie werden sie zeitlebens nicht befreit. Kein 
Wunder, wenn diese Dürftigkeit und Verachtung den Tod als 
eine Erlösung, das Leben als eine beständige Qual erscheinen 
ließ. * Dieselben Strafen wurden auch über die Teilnehmer, Mit- 
wisser, ^ Gehilfen und ihre Kinder mit unerbittlicher Strenge 
verhängt.* 

^ L. I D. de cadav. punit 48, 24; 1. 11 D. de bis qui ootantur 3, 2. 

' L. 5 § I C. ad leg. Jul. maj. 9, 8: »Filiis vero ejus [seil, rei majestatis] 
vitam impera toria specialiter lenitate concedimus (patemo enim deberent 
perire supplicio)* . . . 

^ L. 5 § I C. eod. — Nach § 4 sollten die vorgenommene Entlassung aus der 
väterlichen Gewalt und die letztwilligen Verfiigimgen des Verurteilten nichtig sein. 

^ L. 5 § I C. eod.: ,ut mors solatio et vita supplicio sint'. Eine etwas 
günstigere Stellung hatten die Gattin und die Töchter des Verurteilten. Erstere 
durfte die Mitgift und gewisse Schenkungen zurücknehmen, letztere die falcidische 
Quart des mütterlichen Vermögens behalten (1. 5 § 5 C. eod.). Über die Kinder 
hinaus erstreckten sich die Strafen der lex Quisquis nicht. 

* Die Bedeutimg des Worte^ ,conscii' ist immer streitig gewesen. Die einen 
wollten darunter nur Teilnahme verstehen. Andere konstruierten daraus eine An- 
zeigepflicht beim Hochverrat Ich schliefie mich der letzteren Meinung an, welche 
neuerdings auch Mommsen vertritt. (Über diese Frage ist auch die Lehre der 
italienischen Juristen zu vergleichen, siehe S. 57.) — Daß ,conscius* nicht dieselbe 
Bedeutung hat als ,socius* erhellt aus einer Stelle TertuUians (apol. 2): ,ad 
socios, ad conscios usque inquisitio exstenditur* (M o m m s e n 91*). Epstein (17) 
will das Gegenteil aus der Nov. 117 c. 8 § l nachweisen. Dagegen komme ich, 
nach Vergleichung mit dem griechischen Texte, zum Resultat, daß das Wort ,con- 
scia', {avvotSav rj yvvrj heißt es griechisch), in der genannten Novelle im Sinne 
des Mitwissens angewendet worden ist; die Basili ken haben leider die betreffende 
Stelle der lex Quisquis nicht aufgenommen, daher ist ein Vergleich nicht möglich 
(Bas. 60, 36, 19). In der Bedeutung von ,consocius* finden wir das Wort ,con- 
scius' erst im kanonischen Rechte (c. 2 C. 6 qu. 2). 

* L. 5 § 6 C. ad leg. Jul. mag. 9, 8. Dagegen war nach § 7 eod. den Anzeigern 
Belohnung versprochen und den anzeigenden Teilnehmern Straflosigkeit zugesichert 
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Dies ist das berüchtigte Gesetz. Sein Zustandekomffleo 
haben mehrere Juristen, um das Andenken seiner Urheber zu 
retten, mit verschiedenen Gründen zu rechtfertigen gesucht. Die 
leitenden Gefühle sind anerkennenswert, die Gedanken aber nicht 
überzei^end. Schon Feuerbach betrachtet das Gesetz als eine 
Folge des Verfalles des römischen Staates. Die römischen Kaiser 
mußten die blutigsten Strafen ersinnen, um die durch die Barbaren 
von aufien, durch die Häufigkeit der Verbrechen von innen ge- 
fährdete Existenz des Reiches aufrecht zu erhalten und den Strom 
des Verderbes zu hemmen.^ Auch die Ansicht wurde vertreten, 
daß Arcadius der Vorwurf der Unmenschlichkeit nicht g^emacht 
werden dürfe, weil er in der lex Quisquis kein neues Recht ge- 
schaffen, sondern die frühere Gewohnheit zusammengefaßt habe.' 
Dies ist allerdings nicht zu leugnen, aber um so mehr ist man be^ 
rechtigt, den Vorwurf auszusprechen, denn Arcadius hat der lang- 
jährigen Übung, welche durch schlechte Herrscher zwar fort- 
gesetzt wurde, aber immerhin den Charakter der Willkür trug, 
den Stempel des Rechtes aufzudrücken gewagt. Daß die billige 
lex ,Si quis imperatori maledixerit' denselben Kaisem zu verdanken 
sei, wie Bern er anfuhrt,* kann nichisals Milderungsgrund ange- 
nommen werden, weil im Jahre 393, in welchem sie erlassen 
wurde, Arcadius und Honorius so jung waren,* daß wir die An- 
regung nicht ihnen, sondern ihrem edlen Vater zuschreiben 
müssen. 

Eine einzige Entschuldigung glaube ich nur in der Tat- 
sache zu erblicken, daß die jungen Kaiser in der lex Quisquis 
nicht eigene Grundsätze, sondern, als willenlose Werkzeuge, die 
Wünsche der sie umgebenden Höflinge zum Ausdruck brachten, 
deren teuflische Leidenschaften geschützt werden sollten. Außer- 
dem sind sie nicht die ersten, welche solche Bestimmungen auf- 
gestellt haben. Jahrhunderte vorher hatten die griechischen Gesetze 
die Nachkommen der Hochverräter mit Infamie belegt, was die Römer 
mit Selbstbewußtsein den Griechen vorgeworfen haben sollen (1).^ 



1 Feuerbach (Hochverrat) 81—83. 

■ So Dieck 168; Rein 554*; Zirkler 54; Eversten de Jonge II 15. 

• Berner 351 fA 
^14 bezw. 9 Jahre alt! 

* Mommsen 593. 
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Übrigens war diese scheinbare Unmenschlichkeit ganz gerecht 
^rom Standpunkte der philosophischen Anschauung der Fortsetzung 
der Persönlichkeit/ welche in der antiken Welt sehr verbreitet 
war und sich besonders im Erbrechte geltend machte. 



§ 12. 

IV. Das justinianische Recht. 

Bei der Aufzähluog der judicia publica in den Institutionen 
führt Justini an an erster Stelle das Majestätsverbrechen an und 
giebt ihm folgende allgemeine Bestimmung: ,Lex Julia majestatis, 
quae in eos, qui contra imperatorem vel rem publicam aliquid 
moliti sunt, suum vigorem exstendit. Cuius poena animae amis- 
sionem sustinet et memoria rei et post mortem damnatur.*^ 

Streng genommen haben die Worte ,aliquid moliti sunt' eine 
große Tragweite. Darunter ist aber nicht etwa jedes Unternehmen 
zu verstehen ; es ist vielmehr eine abkürzende Wendung, unter der 
die in den übrigen Teilen der justinianischen Gesetzgebung vorge- 
sehenen Fälle zusammengefaßt werden sollen. Dies erklärt sich 
von selbst, wenn man die Aufgabe der Institutionen ins Auge faßt. 

Ex professo wd das Majestätsverbrechen in den Digesten 
(48, 4) und dem Codex (9, 8) behandelt ; aber außerdem finden 
wir Bestimmungen darüber auch in anderweitigem Zusammen- 
hange.* 



* Damit hängt wahrscheinlich die so frühe Strafausdehnung der griechischen 
Gesetze zusammen. Hinzu kommt allerdings die außerordentliche Bedeutung, 
welche die Griechen dem Staate beilegten. Daraus erklärt sich auch ihr über^ 
mäfiiger Verdacht in Bezug auf politische Ereignisse, den Aristophanes (Fried. 
107—8) so trefflich yerspottet, indem er den alten Trygaios, seinen kühnen Ent- 
schlufi, Jupiter als Hochverräter anzuzeigen, wenn letzterer seine Bitte nicht er- 
ftllen würde, aussprechen läfit. (Vgl. *A^ ßavitonovXXos — Ua^l xmv BvdvvSv 
TW a^ovxfop, Athen 1900 — 99*). — In dem Psephisma des Kritias, welches gegen 
den gemordeten Phrynichos, der den Staat an die Lakedaimonier verraten hatte, 
die Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens verfilgte, wurde der Antrag gestellt, 
im Falle der Schuldigsprechung auch demjenigen die Strafe des Verrates zuzuer- 
kennen, welcher die Verteidigung Phrynichos* zu führen gewagt hätte (L y c u r g. 1 14 ff. ; 
▼gl. Meier-Schömann II 42if.). 

" § 3 I. de publ. jud. 4, 18. 

' L. II § 3 D. de his qui not 3, 2; 1. i D. de cadav« 48, 24; U. 8, 24, 38 
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Im einzelnen sind die im justinianischen Rechte bedrohten 
Majestätsverbrechen folgende: 

I. Handlungen, die gegen die Sicherheit des Staates als solchen 
gerichtet sind. 

a) Mord^ und Mordversuch* gegen den Kaiser, die Minister, 
Senatoren und Offiziere, welche die Würde des Staates repräsen- 
tieren;* 

b) nur mittelbar: der Umsturz der Verfassung, d. h. Hand- 
lungen, die einen solchen Zustand herbeizufuhren geeignet sind, 
insbesondere das Bewaffnen von Menschen gegen den Staat und 
die Besetzung von Plätzen und Tempeln, verbotene Zusammen- 
künfte und Versammlungen, Aufruhr und Verschwörung * ^ gegen 
den Staat. Von einer Änderung der Verfassung in Bezug auf die 
Thronfolge kann nicht die Rede sein, weil in Rom weder eine prin- 
zipielle Erbfolge, noch eine gesetzlich geregelte Wahlordnung bestand. 

c) Anmaßung von Hoheitsrechten, sowohl durch Privatper- 
sonen ohne Auftrag der Staatsgewalt,* z. B. Münzverbrechen,' Er- 
richtung von Privatgefängnissen,® Wegjagen eines zur heiligen Kirche 
Geflüchteten,* als auch durch magistratische Beamte, die über ihre 
Zuständigkeit hinausgehen, wie Befreiung eines geständigen Ver- 
brechers,^® Verbleiben des Statthalters in der Provinz nach An- 
kunft seines Nachfolgers ^^ oder Verlassen der Provinz ohne kaiser- 
lichen Befehl^* und dgL mehr. 



§ I D. de poen. 48, 19; 1. 5 D de re mil. 49, 16; 1. i §§ 1—2 C de priv. carc. 
inh. 9, 5; 1. 2 C. de fals. mon. 9, 24; 1. 3 C. de abolition. 9, 42; 1. 4 C. de 
vest. holov. ii| 9 etc. 

^ L. I § I D. ad leg. Jul. maj. 48, 4. 

* L. 5 pr. C. ad leg. Jul. maj. 9, 8, Jedoch ist zu vgl. Weiske 64 if.; auch 
oben S. 26 Anm. 4. 

* L. 5 pr. C. eod. : ,nam et ipsi pars corporis nostri sunt*. 

* L. I § I D. ad leg. Jul. maj. 48, 4. 

* 1. 4 pr. D. eod. 

* L. 3 D. eod. 

"^ L. 2 C. de falsa mon. 9, 24. 

* L. I pr. C. de priv. carc. 9, 5. 

* L. 2 C. de his qui ad eccl. conf. I, 12. 
^® L. 4 pr. D. ad leg. Jul. maj. 48, 4. 

" L. 2 D. eod. 

^* Nov. 9S C. I § I ,'0 a^x*^ ^ ravrijv [sc. tt^p ijiaQxlav] dnoXelnaw ;tw(>«ff 
^/usri^ae Keltvaefoe . . . xad'oauaaeais %voxos iino}^. 
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2. Handlungen gegen den Staat im Verhältnisse zu anderen 
Staaten. 

a) die Einverleibung von Staatsgebiet in einen fremden Staat * 
und die Übergabe von Lagern und Festen * an den Feind ; 

b) die Erregung eines Krieges entweder durch mittelbare* 
oder durch unmittelbare * Aufreizung des Feindes, ferner die Her- 
beiführung des Abfalles eines verbündeten Staates von Rom;*^ 

c) der Überlauf* zum Feinde und die Führung der Waffen 
gegen das eigene Vaterland;' 

d) die Übergabe von Truppen oder einzelnen Bürgern® und 
die feige Flucht des Feldherrn;* 

e) die Unterstützung des Feindes durch Verhinderung seiner 
Unterwerfung,^® durch Ausspähung und Verschaffung von Nach- 
richten,*^ durch Zufuhr von Lebens- und Kriegsmitteln*® u. s. w. 

3. Beleidigende Handlungen gegen die erhabene Person des 
Kaisers. 

a) Trachten nach dem Leben des Kaisers und seiner Um- 
gebung;" 



^ Lr. 10 D. ad leg. Jul. maj. '48, 4. 

' L. 3 D. eod. So nach der vortrefilichen Konjektur von Catharinus 
(Observat et Conject c. 6 in Ottonis Thesauro I), die vielen Beifall gefunden 
bat: ,qualis est ille qui in bellis cesserit, arce aut castris concesserit^ Dieselbe 
wird auch durch den Wortlaut der Basiliken (60, 36, 3), (worin von dem xajä^ 
^finavoiv Tfjv dx^onoXiv) die Rede ist, bestätigt Dem Florentinischen Texte kann 
schlechterdings kein Sinn entnommen werden. 

• Z. B. Tötung der Geiseln (1. i § i D. eod.), denn dadurch würde ein 
Rachekrieg der Landesgenossen der ermordeten Geiseln unvermeidlich sein, wie 
Knitschky richtig bemerkt (37). 

• L. 3 D. ad leg. Jul. maj. 48, 4. 

^ L. 4 D. eod.: ,utve ex amicis hostes populi Romani fiant* 

• L. 2 D. eod. 

' L. I § I D. eod. 

• LI. 3, 4 D. eod. 

• L. 3 D. eod. 
10 L. 4. D. eod. 

" L. I § I D. eod. 

^' Weiske hat die Kaiserin in Bezug auf das Majestätsverbrechen dem 
Kaiser gleichgestellt Er stützte sich besonders auf der Tatsache, dafi sämtliche 
Vorzugsrechte des Kaisers auch der Kaiserin zustanden (1. 6 § i D. de jure fisci 49, 
H)t vgl. Weiske 119. Rofihirt (Lehrbuch 242) ftlgt hinzu, daiS ,auch an einem 
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b) Anmaßung von kaiserlichen Hoheits- oder Vorzugsrechten/ 

c) Schriftliche * und symbolische ' • Beleidigungen des Kaisers. 
Prinzipiell waren die Schmähreden straflos, jedoch war ein Ad- 
haltspunkt zur Verfolgung derselben vorhanden.^ 

Im übrigen galten die Bestimmungen der älteren Gesetze, im 
Hinblick auf das Erfordernis des dolus,* auf Versuch • und Teil- 
nahme, "^ Bestrafung® und prozessualische Behandlung des Majestäts^ 
Verbrechens, wie dies ausdrücklich von Justinian hervoi^ehoben 
wird.' Immer noch blieb der Angriff gegen die Person des Kaisers 
der schwerste Fall des Majestätsverbrechens. Während die Fahnen* 
flucht durch den Tod des Verbrechers gesühnt wurde,^® äußerte 
das Majestätsverbrechen auch nach dem Tode seine WirkuBgeo. 



Prinzen, welchem die äufieren Zeichen der Majestät nicht gebühren , welcher aber 
die Regentschaft wirklich führt, dieses Verbrechen begangen werden könne.' 

* LI. 2, 3 C de vest holov. ii, 9. 

* L. 6 D. ad leg. Jul. maj. 48, 4; U. 5, 7 § 4 D. eod. 
» L. 7 § 3 D. eod. 

^ L. un. § I C. si quis imp. maled. 9, 7. 

* Über den animus hostilis und die Controversen bezüglich der bertUimten 
Stelle Ulpians (1. ult. D. ad leg. Jul. maj. 48, 4) mögen Epstein (14) und die dort 
Angeführten verglichen werden. Vgl. oben S. 17. 

* Man hat früher geglaubt, dafl der Versuch beim Majestätsverbrechen auch 
Ar den Fall strafbar sei, dafl die Versuchshandlung im Gesetze dem vollendetes 
Verbrechen nicht gleichgestellt war. Diese Annahme ist mit den römischrecht- 
lichen Prinzipien unvereinbar und wurde von der herrschenden Meinung mit Recht 
verworfen. Vgl. Rein 535, Weiske 64, Meents 17. Mit dem Versuch des 
liajestatsverbrechens beschäftigt sich eingehend Luden 227. 

' Vgl. darüber 1. 5 § 6 C. ad leg. Jul. maj. 9, 8 und 1. 3 D. ad leg. Jul. m 
48, 4. M a r c i a n will wahrscheinlich durch den Satz ,qui quid eorum, qua supn 
scripta sunt, facere curaverit*, die Strafbarkeit der Anstiftung andeuten. Dies er^ht 
sich auch aus den Basiliken und den Scholien (Bas. 60, 36, 3; Seh. s. Vn6o4)' 

* Obwohl die Stellen der klassischen Juristen über die Strafe des Majestäts- 
verbrechens nicht aufgenommen worden sind (Zirkle r 47), blieben die Strafarten 
des älteren Rechts bestehen (siehe Anm. 9). Abwechselnd wurde die Todesstrafe 
(§ 3 I. de publ. judic. 4, 18; Paulus Sentent V 29 § i) und die aquae et ignis 
interdictio angewendet (1. 24 D. de poenis 48, 19). Dafl später andere Strafarten 
hinzugekommen sind, insbes. die Beraubung des Sehvermögens, so dafl den Ge- 
richten die Wahl überlassen war, hat Feuerbach (Hochverrat 83) auf Grund 
der Denkwürdigkeiten von Anna Comnena nachzuweisen gesucht. 

* Nov. 134 c. 13 § 3: ,In majestatis vero crimine condemnatis veteres Icg^ 
servari jubemus.' 



§ 13* I. Gennanische Urzeit ^^ 

Fast wörtlich sind die erörterten Bestimmungen in die späteren 
Rechtssammlungen aufgenommen. Die Basiliken haben aber von 
der Bestrafung der voluntas sceleris abgesehen.^ 



Zweiter Abschnitt. 

Deutsches Recht. 



§ 13. 

I. Germanische Urzeit. 

Die Angaben der römischen Schriftsteller bilden die dürftigen 
Quellen für die Urgeschichte Germaniens. Sie beziehen sich noch 
dazu lediglich auf die südgermanischen Volksstämme, deren Rechts- 
zustände zu betrachten die Römer wegen wiederholter kriegerischer 
Berührung öfters Gelegenheit hatten. Daß auch bei den nord- 
gennanischen Völkerschaften nicht wesentlich abweichende Verhält- 
nisse bestanden haben, erfahren wir aus den skandinavischen Rechts- 
quellen, die den Übergang vom Rechte der urgermanischen zum 
Rechte der fränkischen Zeit bUdend, zur Ausfüllung der vorkommen- 
den Lücken durchaus geeignet sind.^ 

Aus diesen ältesten Rechtsdenkmälem ersehen wir, daß, wie 
die meisten Staaten des Altertums, auch die Germanen den Stand- 
punkt hatten, daß die verbrecherischen Unternehnjungen gegen 
das Gemeinwesen viel gefährlicher seien, als die strafbaren Hand- 



^** L. I C. si reus etc. 9, 6. , T6 rrje XafTtorttSlas fyxXtjfia kvnm rfy TtXevrfi 
10V XetnoraxrijaavToe OT^ajicoTOv,^ 

* Basil. 60, 36, 18. 

• Vgl. die von Hai dien (Der Hochverrat und Landesverrat nach alt- 
deutschem Rechte — Tübing. Diss. — Stuttgart 1896) Angeführten (5 i). 

Bisoukides, Hochverrat 3 
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luDgea gegen den einzelnen. Überall galten sie als todeswürdige, 
unsühnbare Verbrechen. Wenn aber die antiken Staaten ihre 
Strafberechtigung gegen die ihre Existenz bedrohenden Hand- 
lungen aus dem Begriffe der Feindseligkeit ableiteten, so legte 
man in den germanischen Völkerschaften einen anderen Gedanken 
zu Grunde. Nach germanischer Auffassung ist der Mensch als Mit- 
glied eines Verbandes, dessen Schutz er genießt, zur Treue und 
Anhänglichkeit an denselben verpflichtet. Wer nun die Verbands- 
sicherheit gefährdet, indem er seine verbrecherische Tätigkeit nach 
dieser Richtung hin entfaltet, bricht in schimpflicher Weise die 
geschuldete Treue, er ist Verräter in diesem Sinne. 

Die Wertung dieses Verrates richtet sich nach dem Verhält- 
nisse, welches zwischen dem Verbrecher und dem Objekte des 
Verbrechens besteht. Je wichtiger der Verband war, gegen 
den sich der Treubruch richtete, für desto schwerer galt letzterer.^ 
Die schwerste Art war der an dem Gemeinwesen begangene, und 
zwar insbesondere wiederum der unmittelbar gegen das Ge- 
meinwesen gerichtete Treubruch. Es ist nämlich diese quali- 
fizierte Verbrechensform von dem Gemeinfriedensbruch zu unter- 
scheiden, der in erster Linie gegen den einzelnen gerichtet, der 
Gemeinde nur mittelbar Nachteile zuzufügen geeignet war.* 

Wollten wir auf das geschilderte Verbrechen heutige Begriffe 
anwenden, so dürften wir es als Hochverrat bezeichnen,* wenn 
nicht manche Gründe dagegen sprächen. Der älteste Schrift- 
steller, welcher uns germanische Rechte und Sitten mitteilt, 
Tacitus, berichtet, daß die Germanen ,proditores et transfugas 
arboribus suspendunt/* ohne den Tatbestand dieses Verbrechens 
näher aufzuklären. Diese Ungenauigkeit hat zu einem lebhaften 
Streit Anlaß gegeben. Die einen behaupten, daß unter ,proditio' 



^ Epstein (i8) hält für die Schwere des Verrates die Enge des Verbandes 
als ausschlaggebend. Dies wollte ich als unpassend vermeiden, denn nicht die 
Enge, sondern die Wichtigkeit der Treuverhältnisse in ihren Abstufungen ist 
hier maßgebend gewesen. Das Band der Familie ist zweifellos viel enger, als 
das des Staates, jedoch wird der Verrat gegen den Staat erheblich schärfer be- 
straft, als der gegen die Familie. 

« Wilda 984. 

» Dies tut z. B. Wilda (984). 

* Tacitus Germania c. 12. Über diese Stelle vgl. Waitz (Die Verfassung 
des deutschen Volkes in ältester Zeit, 3. Aufl. Berlin 1880) 424 ff. 



§ 13. I. Germanische Urzeit ^e 

iasjenige Verbrechen zu verstehen sd, welches durch den Bruch 
^ines besonderen Treuverhältnisses begangen wird und wollen die 
>ben geschilderte deutschrechtliche Auffassung nicht als ein neueres 
Produkt betrachten, sondern in das graueste Altertum zurück- 
'ühren. ^ Dagegen weisen andere darauf hin, daß »proditio* bei den 
R^ömem nur Landesverrat bedeute und Tadtus in diesem Sinne 
das Wort gemeint habe, denn er würde es durch dnen erklärenden 
Zusatz andeuten, wenn er der proditio einen anderen als den da- 
mals geläufigen Sinn bdlegen wollte.^ Zur Bekräftigung dieser 
Ansidit will ich auf einen Punkt aufmerksam machen, der dabd 
nicht in Erwägung gezogen ist. Es wäre nämlich abwegig zu be- 
haupten, daß die Anführung des Verräters im Zusammenhange 
mit dem Überläufer auf reinem Zufall beruht; vielmehr ist das 
Überlaufen eine Unterart des Verrates^ und vielldcht der älteste 
Fall des Landesverrats. Ferner wird darauf hingewiesen, daß die 
durch Verlassen des Herrn sdtens des Gefolgsmannes entstehende 
Verletzung des Treuverhältnisses kdne strafrechtlichen Folgen ge- 
habt hatte. Diesen Treubrecher traf nur dne allgemeine tat- 
sächliche Verachtung, ohne rechtliche Wirkungen.* 

Die Schwierigkeit läßt sich aber, glaube ich, durch eine Mittel- 
meinung beseitigen. Es ist wohl möglich, daß das Verhältnis der 
Treue für dne Verbrechensgattung maßgebend gewesen war; die 
Fälle aber, bei welchen es tatsächlich zum Ausdruck gelangte, 
waren wahrscheinlich diejenigen, die wir unter Landesverrat ver- 
stehen. ^ Diese hat wohl auch Tadtus gemeint und dafür sinngemäß 
den Ausdruck proditio verwendet. Im übrigen kann freilich nicht 
mit absoluter Sicherheit behauptet werden, daß das Treuverhältnis 



1 Zoepfl III 373. 

* Diese Ansicht vertritt insbes. Knitschky, welcher seine Behauptung über 
die Bedeutung des Wortes »proditio* durch einige Quellenstellen belegt (4) ; zu vgl. 
1. 2 § 24 D. de orig. jur. I, 2. 

» Zoepfl m 373. 

^ So Knitschky auf Tacitus Angabe (c. 14), dafi ,infame in omnem vitam 
ac probrosum superstitem principi suo ex acie recessisse' bezugnehmend (7). — 
Auch beiBeowulf, wo die Ausdrücke Feiglinge (hild-latan) und Treubrecher 
(treöw-logan) vorkommen, geht aus den Worten Wiglafs, der über letztere die 
Acht spricht, heraus, dafi sie die Strafe der Vejrbannung treffen wird, dafi aber 
der T o d für jeden Ritter besser ist, als ein schmachvolles Leben (2885 ^O* 

* Ähnlich Brunn er II 685. 

3* 
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ein spezifisch germanisches Institut sei, denn schon zur Zeit 
Romiüus scheint auch in Rom ein ähnlicher Zustand zwischen 
Patron und Klienten bestanden zu haben, wie Dionysius be- 
richtet. ^ 

Angriffe auf die Verfassung kommen in den urgermanischen 
Rechtsquellen gar nicht vor, weil naturgemäß die Völkerschafleo 
jenes Zeitraumes einer verfassungsmäßigen Ordnung entbehrtea 
Ebenso vermißt man einen besonderen strafrechtlichen Schutz des 
Königs. Man begegnet sogar einer Bestimmung, wonach der König, 
wenn er einen anderen angreife, von den Volksgenossen verfolgt 
und im Falle der Betretung getötet werden könne;* dies wird auf 
seit uralter Zeit bestehendes Gewohnheitsrecht zurückgeführt." 

Was die Bestrafung betriffi, so gehörten der Verrat und das 
Überlaufen zu denjenigen schweren Friedensbrüchen, welche mit 
einer öffentlichen (ahd. wizi), meistens kapitalen Strafe bedroht 
wurden.* Die Vollstreckung dieser Todesstrafe geschah durch 
Erhängen an gewissen laublosen Bäumen,^ wodurch der Abscheu 
gegen den Verräter zum Ausdruck gebracht werden sollte, oder 
in sonstiger mit sakralen Anschauungen zusammenhängender 
Weise. Daß aber die Todesstrafe nicht auf alle Fälle des Landes- 
verrats Anwendung fand, sondern nur auf diejenigen, wo der 
Missetäter auf frischer Tat ergriffen wurde, ist vielfach behauptet 
worden.* Für diese willkürliche Vermutung findet sich jedoch 
nirgends ein Anhaltspunkt; ich schließe mich daher der Meinung 
an, daß der Landesverrat immer Friedlosigkeit nach sich zog/ 



^ Dion. 2, xo; vgl. oben über den vofios t^s n^odooias S. 8 f. Auch im 
griechischen Rechte kommt der Ausdruck npodooicc vor, bedeutet aber dort die 
Übergabe des ganzen Staates oder eines Teiles des Staates, den man in seiner 
Gewalt hat; Meier-Schömann II 419. 

* Frostuthingslög lU 48. 
« Haidien 14'. 

* Schröder 72; Waitz (älteste Zeit) 424; WildapSö. Z o e p f 1 (III 383) 
glaubt, dafi diese beiden di« einzigen mit öffentlicher Strafe bedrohten Verbrechen 
waren. Es kommen aber hinzu diejenigen Verbrechen, die als besonders schimpf- 
lich und entehrend galten, bei denen die Todesstrafe durch Bedeckung des Ver- 
urteilten mit Erde und Schlamm vollzogen wurde. 

' Tacitus Germania c. 12, 

* Wilda (986), dem neuerdings Epstein folgt (18). 
' Brunner II syf., 686. 



§ 14. II' Der Treubruch in deft Volksrechten. ^^ 

welche nach den neuesten Forschungen von B runner mit der 
Todesstrafe gleichbedeutend gewesen sein muß.^ 



§ 14- 
II. Der Treubruch in den Volksrechten. 

Was sich für die ältere Zeit nur als Vermutung hinstellen 
läßt, bildet in den folgenden Jahrhunderten die Regel. Die gegen 
das Gemeinwesen gerichteten Verbrechen werden in den Volks- 
rechten teils als Verrat an Land und Volk, teils aus dem Ge- 
sichtspunkte der Untreue gegen den König bestraft.* Der Treu- 
bruch stellt sich nunmehr tatsächlich als ein Gattungsverbrechen 
dar, dem, wenn nicht dem Namen, so wenigstens der Sache nach 
Hochverrat (an dem König), Landesverrat und andere Verbrechen, 
wie die Untreue gegen den eigenen Herrn, untergeordnet werden. ^ 
Eine erhebliche Erweiterung erfuhr das Verbrechen des Hoch- 
verrats besonders im fränkischen Reiche, wo die Hoheitsrechte 
des Staates ganz in die Person des Königs aufgingen, so daß auch 
(üe Fälle des Landesverrates, der Landes- und Heeresflucht 
(herislii) unter dem Begriffe des Treubruches (infidelitas) g^en 
den Träger der Reichsgewalt behandelt wurden.* Übrigens hat 
hier das römische Recht durch sein crimen majestatis einen be- 
deutsamen Einfluß auf die Entwicklung des Verbrechensbegriffes 

^ Schröder 73^*. Der Friedlose hiefi Wolf (got. wargs) und war, wie 
dieser, dem Tode geweiht Es ist aufTaUend, daß Tacitus dieses spezifisch ger- 
manische Institut der Friedlosigkeit , welches namentlich bei den skandinavischen 
Volksstämmen in mannigfaltiger Anwendung vorkommt, gar nicht erwähnt. Der 
Gedanke der Germanen war der, dafi wer den Frieden gebrochen, denselben auch für 
sich verwirkt hat Der Friedlose hat keinen Anspruch mehr auf den Schutz, den er 
in dem Staate genofi, dem er angehörte. Er ist ausgestoßen aus der Volksgemein- 
schaft und kann von jedem straflos getötet werden. (Waitz — älteste Zeit — - 427). 

' Diese Veränderung erklärt Knitschky aus dem Einflüsse, den durch die 
Kriegszttge der Völkerwanderung die Könige als Führer gewonnen haben (8). 

* In der lexSazonum (c. 24 — 27, ed. Herold III §§ 1 — 4) werden neben 
der Verschwörung gegen Reich und König, die Tötung des Herrn, seines Sohnes 
oder eines Dritten im Hause des Herrn, femer geschlechtlicher Umgang mit seinen 
nächsten weiblichen Verwandten, als todeswürdige Verbrechen bestraft. Vgl. 
Zoepfl III 378". 

* Brunner II 57ff., II 687f.; Schröder 343. 
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ausgeübt Denn wir finden nicht nur den fremdrechtlichen Ausdruck 
ziemlich früh in den fränkischen Rechtsquellen/ sondern können 
auch eine Ausdehnung des Tatbestandes im Sinne des römischen 
Rechts nachweisen.** Von den einzelnen Fällen, aus denen sich 
der neue Begriff des Hochverrats gebüdet hat, sind in erster Linie 
die Verbrechen gegen das Leben des Königs* und seiner Söhne* 
hervorzuheben. Dazu gesellt sich die auf römischer Grundlage 
beruhende Bestrafung der gegen den König und die königliche 
Familie gerichteten Beleidigungen*' und üblen Nachreden;' 
ferner der Aufruhr und die Empörung gegen den König, • * die 
Heeresflucht,* der Landesverrat^® sowohl ,an den äußeren, als an 
den inneren Feind', ^^ die Verbindung mit und der Abfall zu einem 
anderen König,*' ja sogar die bloße ohne Erlaubnis erfolgende 
Entfernung aus dem eigenen Lande, sowie der Übertritt in ein 
anderes Land wurden als Verrat behandelt.** 



^ Die Bezeichnung reus majestatis im cap. Ticin. a. 8oi c. 3. VgL 
Brunn er II 688". 

* Vgl. oben S. 37 Anm. 4. 

' Wilda behauptet, daiS das römische Majestäts verbrechen den Germanen 
fremd geblieben ist und erklärt die Berufung auf dasselbe als Rechtfertigung der 
schweren Strafen, die über die Hochverräter verhängt wurden und öfters den Cha- 
rakter einer wilden Rache geführt haben (991 f.). Anders die herrschende Meinung; 
vgl. Waitz I* 2910. 

* In der lex Bajuvar. (II c. i § 2) wurden drei todeswürdige Verbrechen 
(capitalia crimina) angeführt, ,ut nullus liber Bajuvarius alodem aut vitam sine 
capitale crimine perdat ; id est si in necem ducis consiliatus fuerit, aut inimicos in 
provinciam invitaverit, aut civitatem capere ab extraneis machinaverit.* Femer wird 
die Fürstentötung in der lex Saxon. (c. 24, ed. Herold. III § i), der lex Alam. 
XXIV, dem Ed. Roth. c. i und dem Gesetze König Aelfreds c. 4 behandelt 

* So die lex Saxon. c. 24 (ed. Her. III § i): ,Qui in regnum vel regem 
Francorum vel filios eins de morte consiliatus fuerit capite puniatur*. Nach 
Brunnner ist diese Bestimmimg nur auf die Erbmonarchien zu beschränken (II 688). 

« Brunner II 689. 

' Roth 131. 

8 Roth 134, 389; Wilda 988. 

» Zoepfl III 378. 
!• Ed. Rothar. c. 4. 

^* Roth (131) führt als Beispiel des äußeren Landesverrates zwei Bischöfe, 
welche als ,rei majestatis et patriae proditores* abgesetzt wurden, weil sie ,wahr- 
scheinlich mit den Westgoten oder Langobarden im Einverständnis waren*. Zu 
vgl. Gregor V 28. 

1« Roth 134, 139, 389. 



§ 14. II. Der Treubruch in den Volksrechten. jg 

Sämtliche Fälle wurden aus dem Gesichtspunkte der Infidelität 
gegen den König bestraft; hinzu kam die Begünstigung eines 
Geächteten und der ihm gleichgestellten Verbrecher, deren harte 
Bestrafung auf allgemeinen, spezifischdeutschen Grundsätzen beruht. 
,Die auffallende Strenge, mit der das deutsche Recht den Be- 
günstiger bestraft, erklärt sich aus dem Rechtsgedanken, daß die 
Missetat an sich friedlos mache und die Begünstigung eine Auf- 
lehnung gegen das Gemeinwesen bedeute. Da der Ächter Feind 
des Königs und allen Volkes ist, stellt sich, wer mit ihm gemein- 
schaftliche Sache macht, auf seite des Volksfeindes und wird da- 
her selbst friedlos.*^ 

Auch der Versuch wird in einigen Fällen des Hochverrates 
dem vollendeten Verbrechen gleichbestraft. Diese Durchbrechung 
des deutschrechtlichen Prinzipes der Straflosigkeit des Versuches, 
welches darauf beruhte, daß das deutsche Recht erst in der Durch- 
führung der Missetat den verbrecherischen Willen erblickte, ist auf 
den Einfluß des römischen Rechtes zurückzuführen,^ 

Die Strafe des Hochverrats war vom Anfang an der Tod und 
die Einziehung der Güter; bei der Empörung gegen die könig- 
liche Gewalt'* traf sie neben den Rädelsführern, auch die Teil- 
nehmer. In der karolingischen Zeit kommt als neue Strafart die 
Verbannung hinzu;* dagegen sind die schon früher vorkommen- 
den leichteren Strafen, insbesondere die Blendung, nicht gesetz- 
lich, sondern beruhen auf spezieller Gnade des Königs.*^ Für den 
Fall des Angriffes gegen die Person des Herrschers ist besonders 
zu bemerken, daß der Hochverräter an sich keinen Anspruch auf 
Ledigung der Todesstrafe hatte, jedoch ließen vereinzelte Bestim- 
mungen in den Volksrechten diese Möglichkeit zu.® 

Im angelsächsischen,' alamanischen * und bajuvarischen * Rechte 

"Roth 135, 137. A. M. Loebell (Gregor von Tours und seine Zeit, 
Bonn 1839), 226. 

* Brunncr II 575f. 

* Brunner II 688. 
'Roth 128, 134. 

* Roth 389. 

* Brunner II 64; Roth 128, 130; Schröder 343. 

* Brunner II 688. 

' Be Wcrgilde (vom Wergeid) c. 2 § i und c. 3, be Mirena läge (vom 
mercischen Recht) §§ 2—4; bei Schmid Anh. VII 396—7 bzw. 398—9. Die 
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finden wir sogar ein Wergeid des Königs bezw. des Herzogs, 
welches wegen der Abstammung und Würde dieser Personen in 
eine erheblich höhere Summe angesetzt worden war. 

Den durch Zulassung des Wergeides bei der Königstötung 
entstehenden Widerspruch kann man durch die Vermutung be- 
seitigen, daß dasselbe für die Fälle bestimmt war, in welchen man 
entweder keinen Verrat beging, z. B. die Tötung se defendendo 
oder kasuell verübte, oder ,der Todschläger das kirchliche Asyl 
erreichte oder die Todesstrafe nicht zur Vollstreckung kam\^ 

Die späteren Schicksale des Verbrechens sind noch kurz an- 
zudeuten. Wurden schon früher kraft Gesetzes auch andere Misse* 
taten nach den Vorschriften über den Hochverrat bestraft,^ so 
brachte natürlich die Ausdehnung des Begriffes der Untreue in 
der karolingischen Zeit eine entsprechende Entwicklung des Hoch- 
verratsbegriffes im neueren Sinne mit sich. 



§ 15. 
III. Die einzelnen Bestimmungen der leges Barbarorum. 

Bei näherer Betrachtung der verschiedenen Volksgesetze 
kommen bezüglich des Hochverrats folgende Bestimmungen in 
Betracht. 

In der lex Salica wird der Hochverrat nicht ausdrücklich 
genannt, es finden sich jedoch gewisse Handlungen hervorgehoben, 
die als Bruch des Königfriedens, welcher schon jetzt mit dem 
Gemeinfrieden gleichbedeutend ist,* erheblich schärfer bestraft 



Hälfte der Summt von 30,000 Thrymsen bildet das Wergeid, die andere Hälfte 
(cyncböt) ist ftir die Königswürde. ,Die Were gebührt den Magen und die Königs- 
busse den Leuten' (to päm landleod). 

8 Lex AI am. (Lantfi».) c. XXU. 

• Lex Bajuv. III c. 2; Das Wergeid des bayerischen Herzogs betrag nach 
den Quellen 900 solidi oder richtiger 960 solidi, also das Sechsfache des Wcrgeldes 
des Freien, welches 160 solidi betrug (vgl. Haidien 31*). 

^ Brunner I 316"; Wilda 991. 

' Z. B. der Leichenraub nach der lex Salica und die Blutschande nach der 
lex Ribuaria, wie Zocpfl anftihrt (III 378, auch Anm. 17—18). 

' Brunner II 42; Wilda 253f.; Zoepfl III 374. 
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werden.* Es fallt leicht auf, daß dieses überaus wichtige, für die 
spätere Entwicklung als Grundlage dienende Volksrecht keine Vor- 
schriften über Staatsverbrechen enthält, obwohl es die Rechtsauf- 
zeichnung eines ziemlich entwickelten Königtums bildet. Man hat 
daher die Vermutung aufgestellt, daß höchstwahrscheinlich der 
Verrat gegen Volk und König bei den salischen Franken mit 
Todesstrafe und Verfall des Vermögens bedroht wurde.® 

Klar, jedoch allgemein, sind die Vorschriften der lex Ri- 
buaria.^ ,Si quis homo regi infidelis exsteterit, de vita componat, 
et omnes res suas fisco censeantur' ist der Hauptfall;* diesem 
werden die Fälle des nächsten Paragraphen gleichgestellt.^ Das 
nbuarische Volksrecht ist demnach das erste, in dem sich aus- 
drückliche Bestimmungen über Hochverrat finden. Es steht darauf 
die Todesstrafe und der Verlust des ganzen Vermögens. Auch 
der Begriff der Infidelität wird hier zum erstenmal gestreift, ohne 
daß jedoch sein Inhalt angedeutet wird. 

Von den dem Hochverrate verwandten Verbrechen mögen 
noch das Bestreiten der Echtheit einer königlichen Urkunde und 
die Nichtbefolgung des Heerbannes erwähnt werden.® 

Bei den ,causis, qui ad duci pertenent' wird in der lex 
Alamannorum'^ bestimmt: ,Si quis aliquis homo in mortem 
dud consiliatus fuerit et exinde probatus, aut vitam det aut se 
redemat, sicut dux aut ® principes populi judicaverint. Et si jurare 
voluerit, cum duodecim nominatis juret in ecclesia coram duce 
aut cui ille miserit'.® Objekt des Hochverrats ist also der regierende 
Herzog, ohne Rücksicht darauf, ob er vom fränkischen König ein- 
gesetzt ist oder nicht. Bemerkenswert ist, daß nach dem alaman- 
nischen Volksrecht schon der Nachweis der äußerlichen Betätigung 



1 Lex Sal. XIII 6, 7, XXV 4, XLI 5, LIV 2, LVI i u. a. St 
« Vgl. Haidien 18. 

• Monumenta Germaniae LL. V 185 seqq. (von R. Sohm). 

• Lex Rib. LXIX § i. 
5 Zoepfl III 378. 

• Lex Rib. LX § 6 (Todesstrafe); LXV §§ 1—2 (Bannbuße von 60 bezw. 
30 solidi. 

' Monum. Germaniae LL. III 84 seqq. (von J. Merkel) cap. XXII. 
® ,Aut* ist hier kopulativ zu nehmen. 

• Dieses Verbrechen nennt Osenbrüggen Majestätsverbrechen (398). 
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des hochverräterischen Entschlusses die Todesstrafe nach sich üeit 
die allerdings out einer arbiträren Geldsumme gelöst werden kami 

Beteuert der Angeschuldigte seine Unschuld, so werden zwölf | 
Eideshelfer vom Gegner des Beweisführers ernannt,^ 
er rdnigt sich durch den Eid vor dem Herzog oder dessen Stell- 
vertreter.' 

Ausführlicher und genauer sind die Strafnormen der lex Ba 
juvariorum.* Der Hochverrat wird im zweiten Titel behanddt, 
dessen c. i § i lautet: ,Si quis contra ducem suum, quem rex 
ordinavit in provinda illa, aut* populus sibi elegerit ducem, de 
morte ejus consiliatus fiierit et exinde probatus negare non potest: 
in ducis sit potestate homo ille et vita illius, et res eius infiscentur 
in pubüco'. Man sieht, eine fast wörtliche Widerholung der Normen 
der lex Alamannorum, aus der das bayerische Volksrecht mehr- 
fach geschöpft hat. 

In c. 2* wird weiter verfugt: ,Si quis ducem suum occiderit, 
anima illius pro anima eius mortem, quam intulit redpiat, et res 
eius infiscentur in pubüco in sempitemum* •, jedoch mit der be- 
kannten Antinomie ,ducem vero cum 900 solidis componat pareo- 
tibus aut regi si parentes non sunt\'' 

Von der lex Burgundionum,* die keine BestimiDungeo 
über Hochverrat enthält, ist nur der Titel ,de hospitalitate legatis 
extranearum gentium*, insbesondere c. 2 zu erwähnen. Rdch- 
haltigersind dagegen die Vorschriften der lex Frisionum,* die 
den Treubruch und den Aufruhr behandelt und der lex Saxo- 
num,^® wdche ausdrücklich denjenigen, ,qui in regnum vel in 



1 Vgl. Hai dien 24. 

« Ferner sind zu vergleichen: X § 2, XXII, XXIV f., XXVII f., XXXI flf. In 
dem Pactus Alamannorum ist über Hochverrat gar nicht die Rede. 

• Mon. Germ. LL. III 183 seqq. (von A. Merkel). 

• Auch hier ist ,aut' kopulativ zu nehmen. 

• Über C. I § 2 vgl. oben S. 38 Anm. 4. 

• Zu vgl. II c. 3, c. 4 § I. 

^ III c. 2; über diese Frage siehe oben S. 39 f. Auch sind die ausführlichen 
Erörterungen von Hai dien (34 fF.) zu vergleichen. 

8 Mon. Germ. LL. III 525 seqq. (von Bluhme) Tit XXXVHL 

• Mon. Germ. LL. III 631 seqq. (von Richthofen), XVII l, 2, 3. Zu vgl 
auch XX I. 

1® Mon. Germ. LL. V 47 seqq. (von Richthofen). 
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regem Francorum vel filios eius de morte consiliatus fuerit* mit 
dem Tode bestraft^ 

Dem Angriffe gegen den König werden hier ausdrücklich 
auch die auf den Umsturz der Staatsverfassung abzielenden Unter- 
nehmungen gleichgestellt. Daß auch die Angriffe auf die Söhne 
des Königs in den Tatbestand des Hochverrats aufgenommen worden 
sind, erklärt sich wohl aus der inzwischen eingetretenen Erblich- 
keit der Königswürde. 

Ferner bestimmt die capitulatio de partibus Saxoniae (c. 11): 
,Si quis domino regi infidelis apparuerit, capitali sententia punie- 
tur'. Die Söhne des Königs nehmen nach diesem Gesetze keine 
bevorzugte Stellung ein ; es steht wenigstens darin nichts ausdrück- 
liches. Der Einfluß des fränkischen Rechts wird durch das Vor- 
kommen des Begriffs der Infidelität unverkennbar. 

In der lex Thuringorum und der kurzgefaßten Ewa 
Chamavorum sind keine hierher gehörigen Strafnormen vor- 
handen. 

Was endlich das langobardische Recht anlangt,^ so 
bestimmt der Edictus Rothari (c. i): ,Si quis hominem contra 
animam regis cogitaverit aut consiliaverit, animae suae incurrat 
periculum et res eius infiscentur*. Der Gegensatz des ,cogitare' 
zum ,consiliare* besteht offenbar darin, daß das erstere die von 
einer einzelnen Person ausgehenden, das letztere dagegen die 
von mehreren geplanten Angriffe gegen das Leben des Königs 
umfaßt.» 

Außerdem wird die Todesstrafe in c. 6 über denjenigen ver- 
hängt, welcher ,in exerdtum seditionem levaverit contra ducem 
suum, aut contra eum qui ordinatus est a rege ad exercitum gu- 
bemandi aut aliquam partem exercitum seduxerit*.* Mit der- 
selben Strafe wird in anderen langobardischen Gesetzen das Sich- 
einlassen mit einem fremden Staat, sowie der Verrat von Geheim- 
nissen bestraft. 

Hier kann das Recht, das uns die angelsächsischen und die west- 
gotischen Gesetze darbieten, eingeschoben werden. Diese enthalten allerdings kein 



1 C. 24 (ed. Her. III § i); vgl. femer cc. 25, 26, 27 und 28. 

' Mon. Germ. LL. IV i seqq. (von Bluhme). 

» Vgl. Haidien 40. 

* Auch cc. 2, 3, 4, 5, 7, 8 mögen verglichen werden. 



44 ^' Abschnitt Deutschet Recht« 

Volksrecht, wohl aber älteres deutsches Recht und zwar die angelsachsischen Ge- 
setze reine einheimische, die westgotischen dagegen von dem Strome des 
römischen Rechtes beeinflufite Strafnormen. 

Von den hier in Betracht kommenden angelsächsischen Bestimmungen 
sind besonders herrorzuheben : Aelfreds Gesetz c. 4 ,Wenn jemand dem 
Leben des Königs nachstellt, in eigener Person oder durch Behausung Geächteter 
oder der Mannen derselben, so habe er sein Leben verwirkt und alles, was er 
hat/^ Dieselbe Vorschrift wird im Aethelreds Gesetz V in c. 30 und VI in 
c. 37 wiederholt.* In ähnlichen Worten wird im Cnuts Gesetz U c. 57 her- 
vorgehoben: ,Wenn jemand verräterisch dem König oder Herrn nachstellt, habe 
er sein Leben verwirkt und alles, was er hat, aufler wenn er zum drei&chen 
Ordal geht.*» 

Weitgehende strenge Bestimmungen über Hochverrat enthält die lexVisigo- 
thorum,^ welche im engsten Anschlufl an das römische Recht auch den ent- 
ferntesten Versuch und die Beihilfe zum Hochverrat unter Strafe gestellt hat. 
Auch die Schmähreden gegen den Ffirsten werden geahndet* Als Strafe gilt in 
der Regel die Todesstrafe, aber auch die Verbannung kommt in einigen Fällen vor. 

Was die fränkischen Königsgesetze betrifft, so ver- 
mißt man in denselben eine eingehende Behandlung des Hochver- 
rates. Nur einzelne in den Volksrechten nicht vorkommende Fälle 
werden gelegentlich hervorgehoben/ 

Der dem fränkischen Rechte eigentümliche Begriff der Infideli- 
tät ist in den Kapitularien in weiterer Entwicklung begriffen. 



§ 16. 
IV. Die Rechtsbücher. 

Bei der Langsamkeit der Rechtsentwickiung im Mittelalter 
kann es nicht auffallen, dafi auch in den Rechtsbüchera ein einhdt- 
liches Verbrechen des Hochverrats nicht enthalten ist, geschweige 
denn eine Beg^riffsbestimmung. Die bisher herrschenden Aih 

^ S c h m i d 73 ; vgl. auch c. 7 ,Davon, dafi man in des Königs Halle ficht' 
Schmid 75); femer Aeth eist Ges. II c. 4, Vom Verrat des Herrn* (Schmid 135). 

* Schmid 227 bezw. 233. Zu Vgl. V c. 28, VI c. 35 und oben S. 38 
Anm. 4. 

* Schmid 303; vgl. femer Cnuts Ges. II cc. 26, 59, 77. 

* Walter — Corpus jur. german. ant. Berol. 1824 — I 415 ff. 
'^ II I, 8 ,de non crimin. Princ. nee maledicando illi* 

* Vgl. capit Ticinensea. 801 c. 3, capit Bonon. a. 811 c. 4, edicl 
Pistense a. 864 c. 25, Carol. capit miss. a. 865 c. 3 (Mon. Germ. LL. I 
83» 173, 494, 501)- 
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schauungen behaupten sich aber weiter und werden auch in die pri- 
vaten Rechtsaufzeichnungen des dreizehnten Jahrhunderts auf- 
genommen. 

Der Sachsenspiegel^ kennt zwei verwandte Verbrechen, 
die Treulosigkeit und die Verräterei, die sich begrifflich 
voneinander unterscheiden müssen.* ,Swer so trüwelos beredet 
wirt, oder hervluchtig üz des rJches dJnste, deme vertheilt man sin 
erc und sin lönrecht, und nicht sin lib.'^ Dagegen soll man 
radebrechen ,alle mordere und die den phlüg berouben oder 
mulen oder kirchen und kirchof, und verretere und mort- 
burnere, oder die ihre bothschaft werben [zu irme vromen*]'. 
Die Notwendigkeit einer Unterscheidung, deren Grenze zu ziehen 
allerdings sehr schwierig ist, wird durch die Verschiedenheit der 
angedrohten Strafen, besonders durch die ausdrückliche Aus- 
schließung einer Leibesstrafe bei der Treulosigkeit, verstärkt. Das 
erschwerende Moment bestand wahrscheinlich bei der Verräterei 
in der heimlichen Verbindung des Verräters mit Dritten,* der 
Hinterlist, welche dem deutschen Bewußtsein besonders verhaßt war. 
Fast wörtlich hat das Angeführte der Schwabenspiegel 
wiederholt. * Er enthält aber außerdem eine Bestimmung, die den 
anderen Rechtsbüchern unbekannt ist. Sie lautet : ,Swer wider den 
keiser vnde wider den die in sinem dieneste sint sich weffent. oder 
den er et heizzen tvn, oder der in einer herverte mit dem keiser 
ist. vnde vlvhet er von ime e daz er selbe vliehe. daz hatten 
vnser vordren gesezet. die dez riches. e. phlagen. daz man si 
sol lebendig begraben.* ' Diese Neuerung kann man wohl aus 

^ Merkwürdigerweise setzt Epstein (24) die Entstehung des Sachsenspiegels 
über ein ▼olles Jahrhundert zurück (um das J. 1120). Dafl der Sachsen- 
spiegel zwischen 1224 und 1235 entstanden sein mufi, dürfte allgemein bekannt sein. 

* Auch ein Verbrechen des Friedensbruches (vridebrdche) findet sich aufier- 
dem im Sachsenspiegel; vgl. 11 13 § 5 und III 9 § 2. 

' Ssp. I 40; statt ,üz des riches dinste' liest Homeyer ,yon sine rechten 
hcnren*. 

* Ssp. II 13 § 4. 

* So auch Knitschky 13. 

^ Swsp. c. 49 und c. 174. Im letzteren wird eine merkwürdige Bestimmung 
vom Verräter gegeben. ,Verreder heizzen wir die. die mit ir rede einen verbal- 
mvndent. daz si in sagent von siner Christenheit also, daz si sagent er si ein sodo- 
aitc. oder er habe vibe gevnrcinet.' 

' Swsp. c. 367. 
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römischrechtlicher Einwirkung erklären, worauf vielleicht die 
Worte ,unser vordren' hindeuten.^ 

Den Spiegel deutscher Leute besonders zu erwähnen, ist 
kaum nötig, denn die einzige uns interessierende Stelle über den, 
,der herfluchtich wirt',* ist die genaue Wiedergabe des c. 49 ,von 
den trivlosen' des Schwabenspiegels^ 

Wenn auch die Einzelbestimmungen der Quellen dieser Zeit 
nicht ganz übereinstimmen, so werden sie doch von demselbeo 
Grundgedanken geleitet Die ganze abendländische Welt ist von 
dem Lehnrechte so sehr voreingenommen und entzückt, daß sie 
unter dessen Normen die disparatesten Begriffe * zu bringen sucht 
Der Einfluß macht sich auch in unserer Materie bemerkbar. 
Hoch- und Landesverrat werden durchweg als Bruch der Lehes- 
treue gegen den höchsten Lehensherrn betrachtet. 



Dritter Abschnitt 

Weitere mittelalterliche Rechtsquellen. 



§ 17. 

L Die Staatsverbrechen des kanonischen Rechts. 

Nach einer absoluten weltlichen Macht hat die katholische 
Kirche von jeher gestrebt und hat zur Erreichung dieses Zieles 



^ Aus dem Einflüsse des fremden Rechtes erklärt Knitschky (12) auch den 
Widerspruch des c. 367 zum c. 49, in dem er sich insbesondere auf die in der 
Züricher Handschrift vorkommende Strafe des Verbrennens stützt, welc];ie sich in 
keinem Gesetz der deutschen Kaiser, wohl aber in 1. 8 § 2 D. de poenis 48, 19 
erwähnt findet. 

* Dsp. c. 47. 

' Man braucht etwa die Beispiele des Sonnenlehens und des Herzens- 
ie h e n s zu erwähnen, um sich die Gedanken der damaligen Zeit zu vergegenwärtigen« 
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Eiermüdlich gearbeitet. Langsam, aber mit wunderbarer Aus- 
auer erweiterte sie ihren Machtbereich, legte sich Hoheitsrechte 
ei, bis sie zuletzt den weltgebietenden Kirchenstaat gründete. 
2 dieser neuen Stellung empfand die Kirche das rege Bedürfnis, 
i^ gegen ihre Existenz gerichteten Angriffe gründlichst zu be- 
lämpfen, um sich Macht und Ansehen zu bewahren. Bis dahin 
zannte sie nur das crimen laesae majestatis divinae; ein Gegen- 
itück dazu, das crimen laesae majestatis humanae, sollte nunmehr 
linzukommen. 

Um die Einzelheiten sdner Fassung brauchte die Kirche nicht 
n Verlegenheit zu geraten, da das römische Recht reichlichen 
Stoff zur Schöpfung bot. Indes war der vorgenommene Griff 
kein glücklicher, denn mit dem Geiste des Christentums läßt 
sich die berüchtigte Verordnung von Arcadius schwerlich verein- 
baren.^ Doch schienen die harten Strafen dieses Gesetzes dem 
unruhigen Geiste Bonifacius VIII. , der seine ganze Lebensauf- 
gabe darin sah, die kirchliche Gewalt zur höchsten auf der Welt 
zu gestalten, keine genügende Gewähr für die Sicherheit des Papst- 
tums zu bieten. Daher fühlte er sich veranlaßt, durch ein besonderes 
Dekret die Bestimmungen über das Majestätsverbrechen zu ver- 
mehren.® 

In erster Linie wurde natürlich, wenn auch nicht ausdrücklich, 
der Papst geschützt.^ Die Verschwörung gegen seine Person, 
die gegen seine Stellung gerichteten Zusammenkünfte, sogar die 
coDciliabula cardinalium adversus Pontificem waren die Hauptfälle 
des Kirchenhochverrats.* Hinzu kam andererseits jede Verfehlung 



^ Dieselbe ist im corpus juris canonici buchstäblich wiederholt (c. 22 C. 6 
qu. i); nur das veränderte Eingangswort läfit dem oberflächlichen Leser die Ver- 
wandtschaft beider Gesetze nicht gleich erkennen. Dagegen ist das Wort ,quisquis* 
im Tractatu de poenitentia unversehrt geblieben (c. 9 D. i de poenit: ,Quisquis 
cum militibus cogitaverit — eadem enim severitate voluntatem sceleris, qua effec- 
tum jura puniri voluerunt — '). Ferner ist aus dem Codex die 1, 4 ad leg. Jul. 
maj. ins kanonische Gesetzbuch übergegangen. 

' c. 5 de poen. in VI® 5, 9. 

' Decianus (Tract, crimin., II Francoi, 1591) bemerkt sogar: ,si contra 
imperatorem committitur, qui majestatem habet, multo magis committetur contra 
Papam, cuius majestas superior (I) est imperatoria majestate, quia Imperator Pontifici 
fidelitatem jurat' (p. 133 n. 4). 

^ Außerdem die Besetzung eines heiligen Ortes, sowie die Vertreibung eines 
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gegen die K a r d i n ä 1 e des heiligen römischen Stuhles, ^ insbesondere 
feindliche Behandlung, Verletzung und Gefangennahme derselben; 
femer Mittäterschaft an einem solchen Verbrechen, Anstifhing, 
Begünstigung und sonstige Unterstützung des Täters.* 

Die Strafen waren dem crimen majestatis entsprechend. Den 
Delinquenten traf beständige Infamie und die Unfähigkeit letzt- 
willig zu verfugen. Es ward ihm die Möglichkeit abgeschnitten, 
durch Testament oder Gesetz eine Erbschaft zu erwerben; seine 
Wohnräume mußten leer bleiben, seine Gebäude niederg^erissen 
werden und durften, zum Zeichen der dauernden Infamie, nicht 
wieder aufgebaut werden.* In diesem Sinne fahrt das Gesetz fort * 
und bedroht mit ähnlichen Strafen — wenn man überhaupt von 
Strafen reden darf — die Kinder, ja sogar die Enkel des Hoch- 
verräters. Sie werden unfähig, Benefizien zu haben, und der be- 
kleideten pontifikalen Würde für verlustig erklärt.* 

Menschen aus der Kirche, als Anmafiung eines aus der päpstlichen Jurisdiktion 
fliefienden Rechtes (Decianus L c). 

^ ,Sunt enim cardinales tamquam fratres Papae et pars corporis ipsius'; 
Clarus (Pract criminalis, Venet. 1640) p. 147 n. 4. 

^ c. 5 de poen. in VP 5, 9: ,Si quis in hoc sacrüegii genus irrepserit, 
quod sanctae Romanae ecclesiae cardinalem fuerit hostiliter insecutus, vel per- 
cusserit aut ceperit, vel socius fuerit facientis, aut fieri mandaverit vel factum 
ratum habuerit, aut consilium dederit vel favorem, aut postea receptaverit vel 
defensaverit scienter eundem, sicut reus criminis laesae majestatis perpetuo sit 
infamis, dif&datus nihilominus et bannitus/ Die Glosse ging einen bedenklichen 
Schritt weiter und erklärte aUe diese Handlungen für strafbar, wenn sie aus odium 
cardinalis gegen eine seiner Personen gerichtet worden waren. Durch die be- 
rühmte clementina ,Si quis suadente diabolo' wurde allen Bischöfen der gleiche 
Schutz gewährt (c. i in Clem. de poenis 5, 8). 

* c. 5 eod. ,Fiant habitationes eius desertae, et, ut non sit, qui eas inha- 
bitet, dentur cuncta ipsius aedificia in ruinam, et, ut perpetuae notam infamiae 
perpetua ruina testetur, nullo tempore reparentur. Nullus ei debita reddere, nullus 
respondere in iudicio teneatur.* 

* Es fehlt natürlich die Todesstrafe aus bekanntem Grunde. Mit derer Ver- 
hängung aber zögerte das brachium saeculare nie. 

* c. 5 de poen. in VI® 5, 9t ,Quodsi quis praedictorum filium vel filios 
habeat, nepotem vel nepotes per rectam lineam descendentes, beneficiatum seu 
beneficiatos quovis beneficio, etiamsi pontificalem adeptus vel adepti fuerint digni- 
tatem: sint eis ipso jure privati, spe promotionis omnino sublata.* Vgl. auch die 
schweren Strafen in c. i in Clem. de poen. 5, 8 und die wunderbare Bemerkung 
im § I : ,Nec super haec quisquam miretur, quod praemisso perpetrantibus poenas 
non inferimus graviores* (1). 
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Während diese exemplarische Härte die das Dasein der Kirche 
zu erschüttern suchenden Verbrecher traf, nahm die gemeine Mei- 
nung übereinstimmend an, daß die Geistlichen gegen einen welt- 
lichen Fürsten nicht Hochverrat begehen könnten, da sie nicht als 
Untertanen desselben angesehen werden dürften.^ Doch fühlte 
sich die Willkür manches weltlichen Herrschers an solchen Schranken 
nicht gebunden.* 

§ i8. 
IL Die Entwicklung in den italienischen Statuten. 

Das Verlangen, nach Möglichkeit in den welthistorischen 
Entwicklungsgang des Rechtes einzudringen, führt uns nunmehr 
zu der Betrachtung der italienischen Städterechte des Mittelalters. 
Abgesehen davon, daß wir uns dadurch für unsere Materie die 
Auffassung jener Zeit vergegenwärtigen, verdient die Entwicklung 
in den Statutarrechten auch deswegen eine besondere Beachtung, 
weil das, was dort aufgezeichnet war, später auch für Deutschland 
eine gewisse Bedeutung gewann. 

Zu einer 2>eit, als die weitere Entfaltung der Normen der 
Kapitularien und Volksrechte lediglich im Wege des Gerichts- 
gebrauches sich geltend machte, entstanden in den kleinen Ge- 
meinwesen des deutschen Reichslandes, kraft der ihnen zustehen- 
den Autonomie, eine Reihe von wichtigen Rechtsau&eichnungen. 
Die barbarischen Gottesurteile wurden bald durch ein vernünftiges 
Beweisverfahren verdrängt; den ungeschriebenen Gerichtsgebraudi 
ersetzten die Statuten.* 

Auch in letzteren nehmen die Staatsverbrechen die ihnen ge- 
bührende Stellung ein, die der Lauf der Zeit und die zum Teil 
wesentliche Veränderung der Verhältnisse ihnen nicht zu nehmen 
vermochten. Auch hier sind die Strafbestimmungen streng und 
nur in wenigen der früheren Rechte findet man eine mildere Be- 
urteilung der gegen die Staatsgrundlagen gerichteten Unter- 



• Vgl. Bossius (Pract. et tract. varii, Basileae 1578) p. 217 n. 86. Dagegen 
Decianus 11 p. 148 n. 6; Farinacius (Prax. et theor. crimin., I Francof. i6o6) 
Qu. 51 n. 28 seqq. 

• Bossins p. 218 n. 87; Clarus p. 148 n. 7. 

• Bern er 14. 

Bis oukides, Hochverrat. 4 
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nehmungen. ^ Das Edikt verhängt, wie schon erwähnt,* über 
hochverräterische Verabredungen gegen das Leben des Königs 
die Todesstrafe, mit ipso jure eintretendem Verfall des Vermögens 
verbunden. • 

Auf die späteren Statuten übte einen nicht verkennbaren Ein- 
fluß das erste Hochverratsgesetz Heinrichs VIL, in welchem der 
Begriff des Hochverrats folgenderweise geschildert wird: ßi 
omnes et singuli sunt rebelles et iniideles nostri et imperii, 
qui quomodocumque publice vel occulte contra nostrum honorem 
infideiitatis vel rebellioots opera faciunt, et in nostram seu imperü 
prosperitatem aliquid ^ machinantur, contra nos sive officiales 
nostros, in hiis que ad comissum eis officium pertinent, re- 
bellando.** Es verdient besonders hervorgehoben zu werden, 
dass nach diesem Gesetze die Strafverfolgung per accusationem, 
inquisitionem vel denunciationem stattfindet, worin sich ein 
Einfluss des kanonischen Rechtes bemerkbar macht. 

Die Bestrafung des Hochverrats war in den einzelnen Städten 
verschieden. Während in Pistoja, Ivrea und Vicenza eine 
arbiträre Strafe zugelassen wird, bedroht C o m o ausdrücklich den 
Hochverräter mit lebenslänglichem Kerker und Vermögens verfall; 
ferner wird dem Ausländer, der die Burg oder Festung wegnimmt, 
der Fuss abgehauen, der Inländer wird im gleichen FaUe hinge- 
gerichtet. • Das regelmäßige ist übrigens in den meisten städtischen 
Gemeinwesen die Todesstrafe, so in Orvieto und Ripatran- 
sone, oft auch in Verbindung mit Vermögenskonfiskation, wie in 
Bene, Corsica und Rom. In Parma büßt mit dem Tode, 
wer die Stadt sich selbst oder einem anderen unterwerfen will, 



* Vgl. Kohl er (Studien VI 680), der um die AuftieUung des Werdeganges 
des Rechtes während dieses bedeutenden, aber wenig erforschten Zeitraumes sieb 
große Verdienste erworben hat. 

« S. oben 43. 

» Ed. Rothar i, Expos. § 4 ff. 

* Diese allgemeine Wendung verdient eine besondere Beachtung; eine ähn- 
liche findet sich auch in den Institutionen. Vgl. oben S. 29. 

* Monum. Germ. LL. II 545. Das Gesetz ist in Pisa im Jahre 13 13 er- 
lassen und hat fdr uns um so größere Bedeutung als Bartolus einen benlhmten 
Traktat darüber verfaßt hat 

* Kohler (Studien) VI 680. In Modena, Turin, Bologna, Orvieto 
tritt Todesstrafe ein. 
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'erner wer einen Krieg gegen die Stadt erreget oder Handlungen 
mtemimmt, wodurch ihr Ansehen und ihre Freiheit gefährdet 
Verden.^ Auch verschärfte Todesstrafe durch Schleifen, Vier- 
eilen und Rädern kommt vereinzelt vor.® In Mailand wird 
klord und Mordversuch gegen den Fürsten dadurch bestraft, daß 
ier Täter und seine Gehilfen in Stücke zerschnitten und diese an 
lochgelegenen Stellen oder an den Stadtmauern aufgehängt 
Verden.* Dieses Verfahren scheint überhaupt sehr üblich ge- 
vesen zu sein, denn Ciarus berichtet uns darüber: ,De con- 
>u e t u d i n e solent hujus criminis rei vivi in frusta scindi et appendi in 
ocis eminentibus civitatum seu castrorum, in quibus delinquerunt.' ^ 
In den Statuten werden ferner die gegen das Wohl der Stadt 
jerichteten Verbindungen, * die hochverräterischen Verschwörungen, 
jowie der Aufruhr mit umstürzlerischen Tendenzen näher be- 
aandelt. Jedoch sind hierbei keine scharfen Grenzen gezogen und 
dem entspricht die auffallende Verschiedenheit der Bestrafung. 
5taatsgefahrliche Vereinigungen werden in Ravenna, Todi, 
Orvieto, Fermo, Mailand« arbiträr bestraft, während 
Verona, Rom, Riva, Lucca, Ripatransone, Treviso, 
Lugano sich mit Vermögensstrafen begnügen.' Aufruhr und 
hochverräterische Konspirationen zur Umwälzung der bestehenden 
Staatsverfassung werden in der Regel mit dem Tode bestraft; • 
auch Vermögenseinziehung kommt öfters hinzu, wie inPiacenza, 

1 Köhler (Studien) VI 680 f. 

* So im Mailänder Dekret v. J. 1393. 

' Nach den Angaben von Bossius (1. c. p. 212 n. 48) traf dieselbe Strafe 
auch denjenigen, welcher einen geplanten Hochverrat nicht den Behörden anzeigte. 
(Vgl. Farinacius 1. c. Qu. 51 n. 72.) 

* Ciarus 1. c. p. 149 n. 8. 

^ Dafür finden sich die allerverschiedensten Bezeichnungen: ligae, uniones, 
confoederationes, societates improbae u. s. w. Vgl. K o h 1 e r (Studien) VI 643. 

* Die Mailänder Dekrete bestrafen die uniones et congregationes 
schlechterdings ,sive ad bonum, sive ad malum finem fiant'; es wird immer das 
letztere präsumiert. Wird jedoch das gute Ziel nachgewiesen, so bleibt die Strafe 
aus. (Bossius 1. c. p. 209 n. 23.) 

' In Curzola, Jesi, Cagli tritt Todesstrafe, inSoncino Galere mit Ver- 
mögenskonfiskation ein. Kohler (Studien) VI 642 f. 

*So in Mirandola, Todi, Cremona, Ravenna, Lodi,Tolentino 
Civitavecchia, Perugia, Genua, Urbino, Corsica, Treviso, Cesena. 
Vgl. Kohle r (Studien) VI 681 ff. 

4* 
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Montefeltro, Ferrara, Lucca« Das Stadtrecht von Teramo ' 
begnügt sich mit Geldstrafe; andere lassen arbiträre Strafen zu* 
Nicht selten begegnet man verschärften Todesstrafen, wie der 
Ga^enstrafe, der Vierteilung, dem in Stücke Zerschneiden des 
Körpers oder der furchtbaren Strafe der Implantation nach er- 
folgter Schleifung zur Richtstätte. 

Eine Sonderstellung des Hochverrats läfit äch insc^em aud 
in den italienischen Statuten konstatieren, als die Aufforderung 
zum Hochverrat und die Begünstigung der Trilnehmer eines Auf- 
ruhrs, sowie die unterlassene Anzeige eines hochver- 
räterischen Vorhab^iSy von dem man Kenntnis erlangt hat, unter 
schwere Strafen gestellt werden. Wenn man femer an die be- 
sondere AusbUdung des Urkundenwesens und der damit zu- 
sammenhängenden Verbrechen denkt, so darf gar nicht auffaUen, 
daß manche Statuten speziell der strafbaren Beihilfe eines Notars 
gedenken, der eine hochverräterische Urkunde angefertigt hat. 

Der Einfiuss des Lehnsrechts, dessen Herrschaft sich über 
das ganze Mittelalter erstreckt, läßt sich darin leicht erkenneß, 
daß gewisse Handlungen unter Strafe gestellt werden, welche den 
Charakter einer Treuverletzung gegenüber dem Staate tragen. 
Dahin gehört namentlich die Eingehung eines neuen Treu- oder 
Lehensverhältnisses ohne die Genehmigung der Staatsgewalt; 
femer die Übernahme von Civil- oder Militärdiensten in einem 
fremden Gemeinwesen, sowie andere Handlungen, in denen eine 
Verletzung der Rechte des eigenen Staates erblickt werden kann. 

Erws^nenswerth ist endlich in diesem Zusammenhange, dsß 
auch Straftiormen über Hochverrat oder sonstige feindliche Hand- 
lungen, deren Objekt befreundete Staaten sind, in den Statuten 
sich finden.^ Die Strafen sind allerdings in solchen Fällen sehr 
milde; ebenso bei der Verletzung der völkerrechtlichen NeutraEtät 
oder bei anderen Handlungen, deren Begehung den inländischen 
Staat mit benachbarten oder befreundeten Gemeinwesen in uo- 
angenehme Verwicklungen zu bringen geeignet ist. 



^ So Parma, Casalmaggiore (ausgenommen die Verscfawömngen gegen 
den Fürsten, wofür unbedingt Todesstrafe angedroht wird) und Florenz (in 
leichten Fällen). 

* So in Parma, Chianciano; vgl. Kohler (Studien) VI 688 f. 
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§ 19. 

III. Die Lehre der italienischen Juristen. 

Daß die italienischen Juristen auf die Rechtsprechung und 
teilweise auf die Gesetzgebung des alten deutschen Reiches einen 
mächtigen Einfluß ausgeübt haben, ist eine geschichtliche Tat- 
sache; das rezipierte Recht war nicht eine reine Schöpfung 
aus den römischen und kanonischen Rechtsquellen, sondern es 
kam herüber in der Ausbildung, die es durch die Glossatoren und 
die italienischen Praktiker mit Rücksicht auf die damaligen 
Zeitbedürfnisse erfahren hatte. Auch Schwarzenberg hat aus 
den italienischen Quellen schöpfen müssen, und als die deutschen 
Kriminalisten des siebzehnten Jahrhunderts sich bemühten, eine 
einheimische Strafrechtswissenschaft zu begründen, waren es 
wiederum die italienischen Rechtsgelehrten, welchen die Grund- 
prinzipien entlehnt werden mußten.^ 

Aus diesen Gründen verdienen sie auch bei der historischen 
Behandlung des Hochverrats eine nähere Berücksichtigung. Aber 
auch der innere Wert ihrer Schriften kommt natürlich in Betracht 
und wenn ihnen mit Recht der Vorwurf gemacht worden ist, daß 
sie sich in der Regel zu streng an die Worte der römischen 
Rechtssätze hielten, ,um in den Geist und den Sinn derselben ein- 
dringen zu können*,* so darf auf der anderen Seite nicht ge- 
leugnet werden, daß sie eine Fülle von anregenden Gedanken 
niedergelegt haben, deren Bedeutung in mancher Hinsicht unter- 
schätzt worden ist. 

Bei den ältesten Bearbeitern des Strafrechtes vermißt man 
aHlerdtogs eine systematische Behandlung des Majestätsverbrechens. ^ 
Sie beschäftigen sich mehr mit den Einzelheiten des Verfahrens 
und bieten eine reiche Kasuistik dar. Vom Hochverrat ist nur 
die Rede, wenn es sich um eine Ausnahme von den gewöhn- 
lichen Rechts- oder Prozeßregeln handelt. Hervorgehoben seien: 
die Abweichung von dem Satze ,cogitationis poenam nemo 

^ Rofihirt (Geschichte und System) I 2S4. 
« Luden I 398 f. 

^ Vgl. Gandinus Tractatus malefic, Venet 1494; ebenso den von diesem 
wiederholt zitierten Durantis Specul. juris, I — IV. Venet i6a6. 
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meretur*, ^ die Durchbrechung des Akkusationsprinzipes durch die 
Möglichkeit der Verfolgung von Amts wegen und die Zulässigkdt 
der Anklage gegen einen Verstorbenen.* 

Reichlicheren Stoff in jeder Hinsicht bieten die Juristenschriften 
der folgenden Periode, verfaßt in ängstlichem Anschluß an das 
römische Recht* Speadell von der proditio patriae ist seltener 
die Rede,* in den Vordergrund tritt vielmehr das crimen laesae 
majestatis, dessen Tatbestand bis in die entferntesten Einzelhdten 
zergliedert und behandelt wird. 

Den Kernpunkt aller Erörterungen bilden die Fragen nach dem 
möglichen Subjekt und Objekt des Verbrechens. Was die erstere 
betrifft, so wird übereinstimmend angenommen, dafi das Majestätsver- 
brechen nur von einem Untertan begangen werden kann,* eine Ansiebt, 
die schon seit Baldus die herrschende war und deren Nach- 
klänge bis in das vorige Jahrhundert hinein wahrgenommen werden 
konnten. Nichtuntertanen kommen nicht in Betracht und, streng 
genommen, dürften auch die Verbannten nicht als Subjekt des 
Verbrechens angesehen werden, aber zu ihren Ungunsten ist eice 
Ausnahme geschaffen durch die Fiktion, daß sie trotz der Ver- 
bannung ihre frühere lokale Zugehörigkeit zurückbehalten haben *^ 
Bemerkenswert ist hierbei, daß in einem Falle der Kaiser selbst 
das Majestätsverbrechen begehen kann, nämlich wenn er etwas 
gegen den Papst unternimmt, dem gegenüber er zur Treue ver- 
pflichtet ist."^ 

^ G and in US 1. c. f. 23 ,de poen. reor.' ,Si aliis manifestis indiciis acciisa- 
tionem suam non potuerit comprobare* (1. 3 pr. C. ad leg. Jul. maj. 9, 8). 

' Obwohl bei allen übrigen Verbrechen ,mortuo reo omnis criminatio extin- 
uitur*; Gandinus 1. c. f. 3 ,Qm possunt accus are'. Zu vgl. femer f. 2 ,Quid sit 
accusatio etc.* , f. 5 ,Quomodo de malefic. cognosc. per inquis.* , f. 9 ,Qualis et 
quantus sit famae effectus', f. 24 ,De poenis reor.', f. 38 ,De bonis malefactorum'. 

' Aretini Tractatus de maleficiis, Colon. Agr. 1599; de Marsiliis Com- 
mentarii, Lugd. 1551; Bossii Practica et tract varii, Basileae 1578; Clari 
Practica criminalis, Venet. 1640; D eci an i Tract. criminal., II Francof. 1591; 
Menochii Consil. sive respons. I, Francof. 1605; Farinacii Praxis et theor. 
crimin., I, IV Francof. 1610. 

^ Aretinus p. 295 n. i seqq.; Farinacius IV Qu. II2 n. 209 seqq. 

^ de Marsiliis p. 46 n. 5; Bossius p. 219 n. 92; Clarus p. 148 n. 6; 
Decianus II p. 148 n. 5; Menochius I p. 231 n. 19; Farinacius FV Qa- 
112 n. 240. 

^ Bossius p. 219 n. 94. 
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Die große Bedeutung, die man immer der Frage nach dem 
)bjekte des Majestätsverbrechens beilegte, ist wohl verständlich, 
/enn man sich die damaligen Zustände in den kleinen Gemein- 
wesen des deutschen Reichslandes und die Anschauungsweise 
hrer Fürsten klar macht. Trotz der Lehre der Glosse betrachtete 
\retinus als Hochverrat die Angriffe gegen Staatswesen und 
Fürsten, die über sich niemanden anerkennen,^ eine Neuerung, die 
luf die spätere Doktrin und Praxis einen bedeutenden Einfluß 
ausgeübt hat. Nicht nur wurde diese Auffassung eine communis 
doctorum opinio, sondern sie führte im Laufe der Zeit dahin, auch 
die principes superiorem recognoscentes als Objekte des Hochverrats 
mit der Begfründung hinzustellen, daß jeder Fürst in seinem 
Lande alle Machtvollkommenheit besitzt, ebenso wie der Kaiser in 
seinem Reich.® 

Die Begehungsarten des Majestätsverbrechens werden mit 
aller Sorgfalt aufgezählt. Die Unternehmen ,de interficiendo prin- 
cipem vel de dando civitatem vel aliquam portam civitatis inimicis^ 
werden in erster Linie angeführt; außerdem die Angriffe gegen 
die Verfassung, das Bekriegen des eigenen Landes, die Besetzung 
von Festungen oder sonstigen Gebietsteilen.^ Ferner die Mittei- 
lung von Nachrichten an den Feind durch Boten oder Schrift- 
stücke zum Nachteil des Gemeinwesens und die Urkundenfälschung 
zu demselben Zwecke.* 

Über die Angriffe gegen eine Person aus der Umgebung des 
Herrschers waren die Ansichten geteilt. Man unterschied in der 
Regel, ob die Handlung zum Nachteile des Fürsten unternommen 
wurde, um ihm etwa seinen Berater zu berauben, oder aus privater 
Feindschaft gegen letzteren. Doch wollen andere, darunter Clar us, 

' ,Quia Imperator Papae fidelitatem jurat*; Dccianus 11 p. 147 n. i; 
Farinacius IV Qu. 112 n. 229. 

* ,Qui superiorem non recognoscunt' ; Aretinus p. 296 n. 2. 

^ Bossius p. 213 n. 56; ebenso Decianus II p. 134 n. 8; Farinacius 
IV Qu. 112 n. 178. 

• Vgl. Clarus, (der noch ausdrücklich auf die elegante Aufzählung von 
Gigas, verweist) p. 146 n. i; Bossius p. 208 n. 10 seqq.; Decianus II 
p. 214 n. 4 — 5; Menochius I p. 231 n. 25; Farinacius IV Qu. 113 n, 
40 seqq. 

^ Bossius p. 209 n. 31; Decianus II p. 147 n. 22; Farinacius IV 
Qu. 113 n. 5, 25 seqq., 204 seqq. 



e^ 3. Abschnitt. Weitere mittelalterliche Rechtsquellen. 

den Unterschied nicht gelten lassen und nehmen in beiden Fällen 
Hochverrat an, ,nam consiliarü sunt pars corporis ipsius prisc^ 
et ideo ilios ofTendens indistincte censendus est principem offendere\^ 

Das adulterium mit der Gemahlin des Fürsten und deren 
sonstige Verletzung wird meistens nicht als Majestätsverbrechen 
angesehen,^ ebensowenig der Diebstahl dem Fürsten gehörender 
Gegenstände,^ worin die erste Anleitung zur Unterscheidung des 
Fürsten als solchen auf der einen Seite, als Privatmann auf 
der anderen erblickt werden darf. 

Einen großen Teil der Erörterungen bilden natürlich jene be- 
rüchtigten Besonderheiten, von denen die Lehre über Hochverrat 
jahrhundertelang nicht befreit werden konnte. Dahin gehören u. a. 
die Möglichkeit der Akkusation durch Infame und Frauen, die 
Verfügungsunföhigkeit des reus majestatis über das eigene Ver- 
floögen, die Zulassung von Personen als Zeugen, die sonst nicht 
als solche auftreten durften, allerdings unter Ausschluß der Feinde, 
trotz der enormen Schwere des Verbrechens.* Bezüglich der 
Vermögenskonfiskation begegnet man hie und da geläuterten An- 
schauungen, die dahin gehen, daß dieselbe nicht ipso jure, sondern 
nur auf Grund eines Urteiles vollzogen werden darf. * 

In dem Eifer, neue Gesichtspunkte zu erfassen, gehen manch- 
mal die italienischen Juristen über den Inhalt der lex Quisquis 
hinaus. So untersuchen sie, ob wegen der Begebung des Ver- 
brechens durch den Sohn auch der Vater bestraft werden könne. * 
Auf der anderen Seite wird unbestritten angenommen, daß für 
das väterliche Delikt die Kinder, darunter spurii und naturales, bis 



^ Clarus p. 147 n. 5; ebenso Decianus II p. 135 n. 4; Menochius 
I p. 231 n. 6. 

' Bossius p. 207 n. 3; Decianus II p. 215 n. 16. 

' Bossius p. 207 n. 4; Decianus II p. 215 n. 17. Auch ist es kein 
Majestätsverbrechen ,si pars civium expulsorum venit contra akeram . . ., quia illa 
paiS) quae venit contra aliam non agit de subvertenda patria, nee hahuit animum 
committendi Subversionen! patriae, sed se vindicandi contra aliam' ; d e Marsiliis 
p. 95 n. 7. 

^ Aretinus p. 298 n. 10 seqq.; Bossius- p. 222 n. Lii; de Marsiliis 
p. 46 n. I seqq.; Decianus II p. 222 n. 14 seqq.; Farinaeius IV Qu. 118 
n. I seqq. 

^ Bossius p. 225 n. 133; Clarus p. 148 n. 9. 

* Aretinus p. 300 n. 13. 



§ 19« lU' Die Lehre der italienischen Juristen. C7 

zvkm zweiten Grade haften. ^ Es ist ein unleugbares Verdienst von 
Claras, daß er als erster seine warnende Stimme gegen diese 
ixamenschliche Strafe erhoben hat. ^ 

Auch viel behandelt wurde die Frage, ob das Mitwissen und 
Nichtanzeigen eines hochverräterischen Unternehmens mit dessen 
Strafe bestraft werden dürfe." Die herrschende Meinung stellte 
nur für denjenigen, der das Vorhandensein eines Majestäts- 
verbrechens nachweisen konnte, eine Pflicht zur Anzeige auf, deren 
Unterlassung die Vollendungsstrafe nach sich zog.* Wie weit der 
Geistliche, dem gegenüber ein Hochverräter beichtet, das Recht 
oder die Pflicht hat, das Vernommene zur Anzeige zu bringen, 
ivar auch streitig. Aretinus verneint beides unbedingt, wenn das 
Verbrechen bereits der Vergangenheit angehört, denn dadurch 
wäre dem Gemeinwesen nicht geholfen. Gehört aber das Ver- 
brechen der Gegenwart an, so darf der Beichtvater von der An- 
zeige nur Abstand nehmen, wenn der Verbrecher von seinem 
Vorhaben definitiv zurücktritt.* 

Auf die übrigen Singularitäten, die die juristische Spitzfindig- 
keit erdachte, einzugehen, finde ich nicht zweckmäßig. Nur an- 
deuten möchte ich noch, daß Bajardus, der sich die Mühe gab, 
ein vollständiges Verzeichnis derselben aufzustellen, einund- 
d reiß ig Besonderheiten des Majestätsverbrechens aufzählte. Er 
schließt mit der vortrefflichen Bemerkung: ,ego autem addo aliud 
spedalissimum, omnibus tamen notum, quod est sola principis 
voluntas, quod facit, quicquid vult et sibi placet et vel homini iUi, 
qui de talli crimine nedum imputatus, sed adumbratus fuerit/* 

Endlich ist zu bemerken, daß man vereinzelten Versuchen 
nach einer Abgfrenzung der verschiedenen Staatsverbrechen be- 

* Aretinus p. 300 n. 14; Clarus p. 14911. 13; zu vgl. Farinacius IV 
Qu. 115 n. 89 seqq. 

■ Clarus p. 149 n. 10. 

' Schon die Glossatoren hatten sich damit beschäftigt und Bartolus be- 
jahte die Frage, während Baldus meinte, dafi die Anhänger dieser Ansicht in der 
Hölle füjr ihren mörderischen Standpunkt schwer zu büfien haben würden. Vgl. 
Farinacius I Qu. 51 n. 70. 

^ Bossius p. 212 n. 48; Decianus II p. 217 n. 16; Farinacius I Qu. 
51 n. 74. 

^ Aretinus p. 303 n. 18; ihm folgt Decianus II p. 217 n. 19. 

* Adnotat ad Clar. p. 150 seqq. 
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gegnet; namentlich wird das Verhältnis von rebellio, proditio, con- 
juratio und seditio zum crimen majestatis erörtert.^ Die Per- 
duellion wird in hergebrachter Weise durch den animus hostilis 
charakterisiert; doch wird von manchen gar kein Gewicht mehr 
darauf gelegt. * 



Vierter Abschnitt. 

Gemeines und partikuläres Recht. 

§ 20. 

I. Allgemeines. 

In der Goldenen Bulle, diesem bedeutendsten Grundge- 
setz des Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation, wurde» 
durch die Aufnahme der lex Quisquis, der Begriff des crimen 
majestatis mit gesetzlicher Kraft bekleidet* Darin kündigte sich 
gewissermaßen die folgende Rezeption der fremden Rechte an, 
wie dies auch zu erwarten war, da die deutschen Kaiser sich schon 
längst sich als legitime Nachfolger der romischen Imperatoren an- 
zusehen pflegten. 

Der Inhalt der lex Quisquis ist, mit Rücksicht auf neuere Ver- 
hältnisse, teils beschränkt, teils erweitert worden. Vor allem fehlt das 
Wort ,cogitaverit', welches dem Gesetze des Arcadius die Un- 
sterb ichkeit verschaffte. Dagegen ist der Begriff der beleidigten 
Majestät auf die geistlichen und weltlichen Kurfürsten,^ 



^Bossius p. 214 n. 68 seqq.; Decianus II p. 144 n. I seqq., p. 207 
n. I seqq., p. 211 n. i seqq.; Farinacius IV Qu. 112 n. 209 seqq., Qu. 113 
n. 66 seqq., n. 176 seqq. 

* Farinacius IV Qu. 113 n. 247 seqq. 

' Bulla Aurea (1356) 24 §§ i— 17 (bei Gerstlacher XI Anh. 3050 ff.). 

* B. A. 24 § 2 : ,. . . de nece venerabilium et iUustrium nostrorum vel sacri 
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als des Reiches Säulen, ausgedehnt und der Versuch mit derselben 
Schärfe als die Tat bestraft worden.^ 

Der deutschrechtliche Gedanke des Treuverhältnisses tritt 
nunmehr etwas in den Hintergrund, denn das neue Verbrechen 
umfaßt nicht sämtliche Fälle, die früher den Tatbestand des 
Treubruches gebildet haben. Nur derjenige ist Objekt des Ver- 
brechens, welchem Majestätsrechte zukommen. Der Vasall kann 
gegen seinen Lehensherm das Verbrechen der beleidigten Majestät 
nicht begehen, weil nicht jedem, der das Recht der Lehens- 
verleihung hat, Majestätsrechte zustehen. Die vasallitische Pflicht 
ist nicht mehr maßgebend. Dagegen ist immer der Untertan 
Subjekt des gegen seinen Landesherrn gerichteten Verbrechens, 
welches trefflicherweise als crimen laesae superioritatis territorialis 
bezeichnet worden ist* 

§ 21. 
IL Die Peinliche Gerichtsordnung Karls V. 

Am deutlichsten zeigt sich der römischrechtliche Einfluß auf 
die Staatsverbrechen in den Halsgerichtsordnungen, in welche das 
peinliche Recht eingeschaltet war, und die, als Vorgänger der Caro- 
lina, gleich nach der Rezeption zustande gebracht wurden. Insbe- 
sondere sprechen dieWormser Reformation (1498)^ und die 
Bambergensis (1507)* von einem crimen laesae majestatis* ohne 



romani imperii tarn ecclesiasticum quam secularium principum electonim seu alterios 
eonindem. Nam et ipsi pars corporis Dostri sunt' 

^ Diese Bestimmung wird aus dem Satze : ,eadem enim severitate voluntatem 
sceleris qua effectum puniri jura voluerunt' (B. A. 24 § 3) abgeleitet 

« Vgl. Gerstlacher XI 3062" (Anh.). 

' ,Item setzen und wollen ; welcher copuly, Versammlung oder auflauff macht, 
oder bewegt wider uns, unsern Rate oder gemeyne Statt dem gemeynen nutz und 
Magistrat zuwider, der thut crimen lese majestatis und soll mit dem Schwert gericht 
▼erden.* 

^ ,Item so einer Römische keyserliche oder königliche Majestät unser aller- 
genedigiste herren lestert, verbündtnufi oder eynigung wider dieselben majestat der- 
maflen machet, dafi er damit zu latein genannt crimen lese majestatis gethan hat, 
sol nach sage der keyserlichen geschriben recht an seinen eren, leben und gut 
gestrafit werden . . .* Bamb. Art. 132; zu vgl. die mildere Bestimmung des Art 
133 und Art. 135. 
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seinen Inhalt und sein Verhältnis zur Verräterei zu bestifmneiL 
Eine Abgrenzung ist umsomehr eine unlösbare Aufgabe, ats in 
beiden Verbrechen dieselben Momente vorkommen, namentlich die 
Verbindung mit Dritten, welche ein charakteristisches Unterschiede 
merkmal bilden könnte.^ 

Die C. C C. hat die Bestimmungen der Bambergensis über 
das crimen laesae majestatis verworfen und nur die über Ver- 
räterei mit unerheblichen Abänderungen aufgenommen. Letztere 
lauten in der neuen Fassung: ,Item welcher mit boßhaftiger 
verrcterey mißhandelt, soll der gewonhe3rt nach, durch viertheylung 
zum todt gestraft werden. Wer es aber eyn weibs bilde, die solt 
man ertrencken, und wo solche Verreterey großen schaden oder 
ergemuß anbringen möcht, als so die eyn landt, statt, seinen 
eygen herm, bettgenossen, oder nahet gesipten freundt betreffe, 
so mag die straff durch schle)^en oder zangenreißen, gemert, 
vnnd also zu tödtlicher straff gefiirt werden. Es möcht auch die 
verreterey also gestalt sein, man möcht eynen solchen miß- 
thetter erstlich köpffen vnd darnach viertheylen, daß richter vnd 
vrtheyler nach gelegenheyt der thatt ermessen vnd erkennen, vnnd 
wo sie zweiffeln, rath suchen sollen. Aber die jhenen, durch welcher 
verkundtschafftung richter oder oberkeyt die übelthetter zu ge- 
bärender straff bringen möchten, das mag on verwirckung eynicher 
straff geschehen.** 

Außerdem hat die C. C. C. ^ die ,straff der jhenen so geuer- 
liche fursetzliche vnd boßbaftige auffruren des volcks machen* bei- 
behalten. *■ 

Bei der Verräterei sind vorzugsweise folgende Punkte zu be- 
ooerken. Die Peinliche Gerichtsordnung kennt zwei Arten der- 
selben : 

a) die einfache ,boßhaftige' Verräterei, welche sich derjenige 
zu Schulden kommen läßt, der hinterlistig eine Missetat gegen 



^ Aaf das Vorhandensein einer Verbindung beim crimen laesae majestatis 
deuten die Worte ,verbfindtnaÖ oder e^^gung'; bexttgUch der Verraiterei vgl. 
Knitschky 13. 

* C. C. C. Art 124; Bamb. Art. 14.9. 

• Art 127; Bamb. Art. 152. 

^ ,Hoc enim crimen multa communia habet cum proditione et perdu^ione'; 
Blumbacher (Observ. ad art. CXXVII) 256. 
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einen anderen begeht, dem er zu besonderem Schutz und Treue 
verpflichtet ist, und 

b) die qualifizierte Verräterei, die »großen schaden und 
ergernuß bringt' und welche vorliegt, wenn die verbrecherische 
Handlung sich gegen eines der folgenden Objekte richtet: die 
Stadt od«* das Land, den eigenenHerrn, ^ den Ehegatten und die 
Verwandten. 

Die Strafe der einfachen Verräterei war, der Gewohnheit 
nach, die Vierteilung, bei Frauen der Tod des Ertränkens. Die 
Gewohnheit, worauf sich die C. C. C. stützt, scheint tatsächlidi 
bestanden zu haben, es lassen sich wenigstens Fälle aus dem 
15. Jahrhundert ermitteln, welche diese Vermutung rechtfertigen,* 
Die Strafe der schweren Verräterei war durch Zangenreißen und 
Schleifen verschärft.^ Dagegen war demjenigen, welcher durch 
Anzeige die gebührende Bestrafung der Missetäter ermöglichte, 
Straflosigkeit zugesichert. 

In der Carolina vermissen wir, wie oben erwähnt, Bestim- 
mungen über die beleidigte Majestät. Dies fällt um so mehr auf, 
als der unbestimmte Begriff der Verräterei nicht sämtliche Fälle 
des Hochverrates umfassen konnte. Jedoch ist diese Lücke nur 
scheinbar. * Ein Bedürfnis zur ausdrücklichen Aufnahme des Ver- 
brechens der beleidigten Majestät im Gesetze Karls V. war nicht 



* Vgl. Gerstlacher XI 2682«". 

' Dafür hat namentlich Osenbrüggen mehrere Beispiele aus dem alaman- 
nischen Gebiete angeführt Peter Amstalden im Entlebuch, der sich im Einver- 
ständnis mit Feinden der Stadt Luzern gesetzt haben und zu einem Überfall der 
Stadt konspiriert haben sollte, wurde 1478 verurteilt ,dafi man ihn dem Nach- 
richter befehlen, der ab ihm als einem Verräther richten und ihn zu vier Stücken 
hauen soll und dieselben vier Stücke für die Thore an die vier freien Reichsstraflen 
henken, da er sich vermessen und Antrag getan hat, unsre ehrwürdige Stadt, die 
also löblich von Alter herkommen ist, zu verratfaen und Weib und Kind darin um- 
zubringen' (Osenbrüggen 395 f.). 

' Vgl. auch Art 137: ,Man mag inn fürgesetztem mordt, so der an hohen 
^efflichen personen des thetters eygen herm, zwischen eheleuten oder nahend gc- 
siptcn freunden geschieht, durch etlich leibstraff als mit zangen reifienn oder aus- 
schleyffung vor der entliehen tödtung umb gröfier forcht willen die straff 
racren,' 

* Epstein 32; Hälschner II 723; v. Liszt (523), welcher den Grund 
des Schweigens der P.G.O. über das Majestätsverbrechen aus der Zuständigkeit des 
Reichskammergerichts erklärt. 
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vorhanden, weil es sich seit der Goldenen BuUe in ständiger voll- 
inhaltlicher Anerkennung befand.^ 

Daß die P. G. O. das Majestätsverbrechen nicht berühren 
wollte, erhellt aus der Bestimmung des Art. 218, in welchem ge- 
wisse Mißbrauche und unvernünftige Gewohnheiten getadelt werden 
und ausdrücklich hervorgehoben wird, daß eine Vermögensein- 
ziehung neben der Todesstrafe nur beim Laster der beleidigten 
Majestät und in ähnlichen Fällen* der Verwirkung von Leib und 
Leben statthaft sei Übrigens war die hier verteidigte Auffassung 
den Schriftstellern des 17. und 18. Jahrhunderts so geläufig, daß 
viele Kommentatoren der Carolina das Laster der beleidigten oder 
verletzten Majestät ex professo behandelt und darunter die Ver- 
räterei nur als eine Unterart desselben berücksichtigt haben. ^ 

§ 22. 
III. Der Standpunkt der Wissenschaft. 

,Nicbts ist gefahrlicher für einen Staat, als wenn die Majestäts- 
verbrechen unbestimmt seien/ Diesen sinnreichen Gedanken 
Montesquieu 's schickt Feuerbach seiner vorzüglichen Darstellung 
voraus^ und versucht die Gefahren nachzuweisen, welchen Staat 
und Volk ausgesetzt sind, wenn die Feststellung des Begriffes der 
Staatsverbrechen dem Einzelfalle überlassen ist. Die Strafgewalt 
fiihlt sich dann an keine Schranken gebunden und der schlechte 
Herrscher darf alles, was ihm nicht gefallt, als Hochverrat und 
Majestätsverbrechen bezeichnen. 

In ähnlichem Zustande befand sich Deutschland während der 
Herrschaft des gemeinen Rechtes. Durch die Aufnahme des 
römischen Begriffes und die Beibehaltung eines ihm völlig wider- 
sprechenden Instituts des deutschen Rechtes wurde ein Chaos ge- 
schaffen, zu dessen Aufhellung in erster Linie die Wissenschaft 

^ Siehe oben S. 58 f. Vgl. Rosshirt (Archiv) 152; Gerstlacher XI 
2683«"; Zirkler 262, 265. 

' Z. B. beim Bruch des Landfriedens nach dem R. A. von 1521 (Tit 2), 
beim Münzverbrechen nach der Münzordnung von 1559 (§§ l6l — 2); vgL Gerst- 
lacher XI 2938*'*. 

» So von Fröhlichsburg II 87 ff.; Rauchdorn III« 2. 

* Feuerbach (Hochverrat) i. 
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berufen war. Es galt, eine feste Abgrenzung zwischen der Ver- 
räterei und dem crimen majestatis zu treffen und innerhalb 
des letzteren seine Unterarten scharf voneinander zu scheiden, auch 
seinen Inhalt festzustellen. Indes hat die Wissenschaft ihrer Auf- 
gabe nicht ganz genügt. Unter dem Einflüsse des römischen Rechtes 
und der italienischen Kriminalisten hat sie die deutschen Rechts- 
anschauungen völlig vernachlässigt und sich nur mit dem aus dem 
fremden Rechte übernommenen Begriff befaßt Daher hat die 
Verräterei allmählich an Bedeutung verloren;^ das übrig bleibende 
crimen majestatis wurde verschieden behandelt. Die älteren 
Schriftsteller nahmen gewöhnlich einen allgemeinen Begriff des 
Majestätsverbrechens an, innerhalb dessen man die perduellio 
(Hochverrat) dem crimen majestatis in specie (Majestätsbe- 
leidigung) gegenüberstellte, ohne sich auf eingehende Erörterungen 
einzulassen. Zur Begründung des Unterschiedes begnügte man sich 
damit, auf das ulpianische Erfordernis des animus hostilis ^ hinzu- 
weisen. ^ Andere haben unter Majestätsverbrechen alle gegen die 
Staatsverwaltung gerichteten verbrecherischen Handlungen ver- 
standen* und so gehen bei der Aufzählung derselben manche 
Kommentatoren der Carolina viel weiter, als die Römer der 
Kaiserzeit. ^ Kriegsführung, Aufruhr, Hinrichtung von Geiseln ohne 
Wissen des Fürsten, Besitznahme von Gotteshäusern, Unterstützung 
des Feindes, Flucht und Überlaufen, Verspotten oder Zerbrechen 
der fürstlichen Statuen, Verfälschen von Briefen, Siegeln und Geld 
u. dgl. fielen unter den Begriff des Majestätsverbrechens. * ^ 

Bis zur Mitte des i8. Jahrhunderts fehlte es immer noch — trotz 
einiger unbedeutender Versuche — an einer Abgrenzung der 
Tatbestände des Hoch- und Landesverrates, wie wir sie uns heut- 
zutage vorzustellen gewohnt sind. Damals beschäftigte man sich 
mehr mit der Frage der Bestrafung der Staatsverbrechens, so daß 
in dieser Beziehung manche Unterschiede entstanden sind. 
Carpzov hat sich namentlich zur Rechtfertigung einer Ver- 
schiedenheit der Strafe bemüht, die maledictio in principem 



" Vgl. Hälschner II 723; v. Liszt 523. 

* L. ult D. ad leg. Jul. maj. 48, 4; darüber vgl. oben S. 20. 
» Vgl. Berner 353; Hälschner II 724; Wächter II 507. 

* Vgl. V. Liszt 523. 

* Vgl. von Fröhlichsburg II 91 ff. 
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von dem crimen laesae majestatis zu trennen und als be- 
sonderes Verbrechen zu betrachten, nämlich um die Verfolgucg 
der maledictio mit Rücksicht auf das bekannte Gesetz des 
Theodosius von dem königlichen Ermessen abhängig zu macbeo.^ 
Er spricht es unzweideutig aus, daß die Strafen des Majestäts- 
verbrecbens keineswegs auf maledicentes und obstrectatores An- 
wendung finden dürfen und daß diese beiden Fälle nicht einmal 
in den Bereich des ordentHchen Richters gehören; vielmehr ,m 
arbitrio ipsiusmet Imperatoris est, an perpensa persooae qualitate 
ac dicti atrocitate poenam et qualem reo infligi velit*. * Zwar 
kann hierin ein Ansatz zu einer aufgeklärten Auffassung der Staats- 
verbrechen erblickt werden, aber von einer konsequenten Durch- 
führung dieser Auffassung ist keineswegs die Rede. Das crimen 
laesae majestatis selbst betrachtet C a r p z o v als den Inbegriff von vier 
verschiedenen Verbrechen: der Gotteslästerung, weil die an- 
gegriffene Herrscherstellung auf göttlichem Willen beruht, des 
Vatermordes, weil der Fürst als ,pater patriae' gilt, des Vater- 
landsverrats, ,quia patriae proditor est, qui eiusdem majestaton 
laedit', und des crimen falsi, ,quia fidem promissam et debitam, 
etiam sub iuramento, violat'.^ Auch hier wird also eine Treu- 
losigkeit vorausgesetzt, sie unterscheidet sich aber dadurch von 
derjenigen, die man im Mittelalter annahm, daß sie nur durch die 
Verletzung der Person oder der Herrscherstellung des Fürsten 
begangen wird, während im Mittelalter auch Angriffe auf die Ehre 
und das Vermögen des Fürsten aus demselben Gesichtspunkt be- 
straft: wurden. 

Erst den Schriftstellern der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
ist es gelungen, sich von den Vorurteilen der älteren Lehre zu 
befreien. Ihre Schriften durchweht ein frischer, von der Knecht- 
schaft des römischen Rechtes unabhängiger Hauch. Zunächst er- 
hielt die Majestätsbeleidigung eine privilegierte Stellung, 
indem sie auf Injurien gegen das Subjekt der höchsten Staats- 
gewalt beschränkt und erheblich milder bestraft wurde.*) Die 
Injurien mußten ferner gegen den Herrscher als solchen, nicht 

* Carpzov I Qu. 41 n. 109 seqq. 
' Carpzov I Qu. 41 n. 118. 
' Carpzov I Qu. 41 n. i. 
^ Feuerbach-Mittermaier 294. 
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als Privatperson, gerichtet sein, denn im letzteren Falle wäre die 
Beleidigfung eine einfache Verletzung der Ehrfurcht und würde 
nur den Begriff eines crimen laesae venerationis aus- 
machen. ^ 

Auch ein Verbrechen der Landesverräterei wird nun- 
mehr in der Literatur behandelt, durch das, ohne Angriff gegen 
die Person des Monarchen oder gegen die Verfassung, ,dem Staate 
zum Vorteil anderer wissentlich Gefahr oder Nachteil ver- 
ursacht wird/^ 

In allen Fällen des Hochverrats im weiteren Sinne wird vor- 
ausgesetzt, daß der Verbrecher zum Staate — als Bürger oder als 
Untertan — in einem Treuverhältnis steht. In diesem Erfor- 
dernis lebt zugleich der schwache Überrest eines deutschrechtlichen 
Grundsatzes fort. 

§ 23. 
IV. Die partikuläre Gesetzgebung. 

Die Gesetzgebung der deutschen Bundesstaaten vermochte 
dem Strome der Wissenschaft keinen Widerstand entgegen- 
zusetzen. Nachdem die neueren Anschauungen allgemeinen Bei- 
fall gefunden hatten, wurden sie bald in die Kodifikationen des 
Strafrechtes aufgenommen. 

Schon im Jahre 1751 hatte der Codex juris Bavarici 
criminalis ein Majestätsverbrechen mit Perduellion* (Hoch- und 
Landesverrat) und eins ohne Perduellion* (Majestätsbeleidigung) 
unterschieden. Jenes wurde mit Vierteilung oder Zerreißen durch 
Pferde und Gütereinziehung, dieses ,an Ehr, Haab und Guth; . . . 
auch an Leib und gestalten Dingen ... am Leben* bestraft. 
Im ersteren Falle wurde sogar der Versuch und das Mitwissen 
mit der Todesstrafe bedroht. Andere verwandte Fälle, namentlich 
das crimen vi, wurden besonders behandelt. 

Erst Österreich — in der constitutio criminalis There- 
siana (1768) — sondert vom Majestätsverbrechen den Landes- 



^ Klein 407; Feuerbach-Mittcrmaicr 298. 
' Klein 400. 

* Cod. jur. Bav. crim. I c. VIII § i. 

* § 4 cod. 
Bisoukides, Hochverrat. 
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verrat ab,^ ohne jedoch begriffliche Merkmale aufzustellen. Die 
Ausdrücke Hoch- und Landesverrat werden willkürlich gebraucht,* 
es wird aber im Sinne des bayerischen Strafgesetzes zwischen einer 
Majestätsverletzung höheren und einer minderen Grades unter- 
schieden. Schärfer hat die Trennung der Staatsverbrechen das 
im Jahre 1788 erlassene Josephinische Strafgesetz durchgeführt 
Danach macht sich der beleidigten Majestät derjenige schuldig, 
welcher die dem rechtmäßigen Landesfiirsten von Gott verliehene 
Hoheit und Würde verletzt, indem er an seine Person gewaltsam 
Hand anlegt oder sich in böser Absicht auf irgend welche Art an 
ihm vergfrdft. * Daneben ist Landesverräter, wer undankbar gegen 
das Vaterland bezw. den Staat, dessen Bürger er ist oder bei 
dem er sich aufhält und dessen Schutz er genießt, verbrecherische 
Handlungen vornimmt* Beide Verbrechen (mit Ausnahme der 
Majestätsbeleidigung *) werden, da die Todesstrafe abgeschafft war, 
mit langwierigem schwerstem Gefängnisse im zweiten Grade 
bestraft. 

Im Gegensatz hierzu läßt das österreichische Gesetz- 
buch über Verbrechen (v. J. 1803) den Unterschied wieder 
fallen * und verhängt über Versuch und Vollendung des Hochverrats 
die inzvnschen wieder aufgenommene Todesstrafe. ' Femer fuhrt 
es neu ein die Mitschuld wegen Unterlassung a) der Verhinderung 
und b) der Anzeige des Verbrechens,® läßt aber bei der tätigen 
Reue Straflosigkeit zu.* Die Majestätsbeleidigung wird mit 
schwerem Kerker von einem bis zu fünf Jahren bestraft. ^^ Mit 
geringen Abweichungen sind diese Bestimmungen in das öster- 
reichische Strafgesetz vom 27. Mai 1852 übergegangen.^^ 



^ Const. Crim. Theres. II Art. 61 ,Yon dem Laster der beleidigten welt- 
lichen Majestät und Landesverrätherey' §§ i — 10. 

* Vgl. § 8. 

' Allg. Ges. über Verbrechen (sog. Josephina) § 41. 

*§45- 

* § 43 (gelinderes Gefängnis). 

* Gesetzb. über Verbrechen § 52. 
'§53. 

' §§ 54. SS (lebenslängL schwerer Kerker). 

•§S6. 
" § 59. 
" österr. Str.G. v. 1852 §§ 58 ff. 
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Am klarsten verfährt das preußische allgemeine Land- 
recht (1794), dessen Vorschriften eine Grundlage für die spätere 
Behandlung der Staatsverbrechen gebildet haben. Neben dem Hoch- 
verrat, ^ d. h. jeder Handlung, die den Zweck hat, eine gewaltsame 
Verfassungsänderung herbeizuführen oder das Leben und die 
Freiheit des Staatsoberhauptes zu verletzen, definiert das A.L.R. die 
Landesverräterei® als ein Unternehmen, welches dem Staate 
fremden Staaten gegenüber äußere Gefahr und Unsicherheit be- 
reitet; sie wird, je nach ihrer Bedeutung, in drei Klassen ein- 
geteilt. 

Die Strafe des Hochverrats ist Rädern von unten (dies 
findet auch bei der Landesverräterei erster Klasse statt), Ver- 
mögenseinziehung und Ehrverlust Rädelsführer und Mittäter 
werden ebenfalls davon betroffen, d^egen werden Gehilfen und 
Begfünstiger nur mit dem Beile hingerichtet. Nichtanzeige eines 
hochverräterischen Unternehmens zieht unter Umständen lebens- 
längliche Festungshaft nach sich. 

Einen anderen Standpunkt vertritt das bayerische Straf- 
gesetzbuch von 18 13, ein Meisterwerk Feuerbachs, welches weit 
über Bayerns Grenzen hinaus den Ruhm seines Schöpfers verkündet 
hat.^ An der Spitze der öffentlichen Verbrechen steht der in vier 
Grade eingeteilte Staatsverrat. Der erste Grad wird durch An- 
griffe gegen die persönliche Sicherheit des Staatsoberhauptes, die 
Selbständigkeit und die Verfassung des Staates begangen. * Er heißt 
Hochverrat und wird mit geschärfter Todesstrafe durch Enthaup- 
tung bestraft. Der Verräter wird entblößten Hauptes, mit einem 
grauen Kittel gekleidet und auf Brust und Rücken eine Tafel mit der 
Aufschrift ,Hochverräter' tragend, zum Richtplatze geführt und 
eine halbe Stunde vor der Hinrichtung an dem Pranger aus- 
gestellt.* Der zweite Grad, welcher hauptsächlich landes verräterische 
Handlungen umfaßt, ist mit einfacher Todesstrafe bedroht; die 
Selbstanzeige eines Verschwörers hat seine Straflosigkeit zur Folge. 



1 A.L.R. II 20 §§ 92 ff. 
« A.L.R. II 20 §§ 100 ff. 

' Auf dem Baycr.Str. G.B. und den späteren Entwürfen beruht bekanntlich 
das noch heute in Griechenland geltende Str.G.B. vom 18./30. Dezember 1833. 

* Bayer.Str.G.B. Art. 300. 

• Art. 301 in Verbg. mit Art. 5 — 6. 

5* 
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Endlich bilden den dritten und vierten Grad des Staatsverrats Hand- 
lungen geringerer Bedeutung, wie Verrat von Staatsgeheimnissen, 
Verfälschung und Unterdrückung von Urkunden, feindliche Hand- 
lungen gegen fremde Monarchen und andere. Die Strafe besteht 
in zeitigem Freiheitsverlust^ 

Allen vier Fällen ist gemeinsam das Moment der Treu- 
losigkeit; deshalb kann der Staatsverrat nur von Untertanen be- 
gangen werden.' Für Versuch und Beihilfe kommen die allge- 
meinen Vorschriften zur Anwendung. • Auch zwei Arten von 
Majestätsbeleidigung werden unterschieden,^ die erste mit dem 
Tode, die zweite mit geschärftem Arbeitshaus bedroht. 

Die Feuerbachsche Konstruktion hat das bayerischeStraf- 
gesetzbuch vom lo. Juli 1861 verworfen und sich im großen und 
ganzen dem preußischen Rechte * angeschlossen. Es werden Hoch- 
und Landesverrat getrennt behandelt und fiir die schwersten Fälle 
beider Verbrechen, ebenso der Majestätsbeleidigung, wird die Todes- 
strafe beibehalten.* 

Zu erwähnen ist, daß das B.Str.G.B. von 1861 mit dem Er- 
fordernisse der Treulosigkeit vollkommen gebrochen hat, indem 
es auch beim Landesverrat den sich in Bayern aufhaltenden oder 
in bayerischen Diensten stehenden Ausländer einem Bayer gleich- 
stellte. In dieser ausdrücklichen Gleichstellung sind noch die 
schwachen Spuren des alten Unterschiedes zu erblicken. 

Den Gedanken des deutschen Rechtes finden wir aber im 
Art. 75 des code p^nal wieder, wo der erste Fall des Landes- 
verrates nur auf Franzosen beschränkt isf Im übrigen kennt das 
französische Gesetzbuch eine Einteilung der Staatsverbrechen in 
,crimes et delits contre la süret^ ext^rieure de r6tat*, 
die es vorausschickt, und ,crimes contre la süret^ Interieure 



1 Art 305 f. 

* Art. 299. 

* Art 307 in Verbg. mit Art 57 flf. 

* Art. 309. 

^ Das Pr.Str.G.B. vom 14. April 1851 in diesem Paragraphen einer beson- 
deren Erörterung zu unterziehen war nicht nöüg, weil dasselbe im dogmatischen 
Teil vorliegender Arbeit Berücksichtigung finden mufi. 

* Art loi, HO f., 121. 

' Art 75 : ,Tout Fran^ais qui aura porte les armes contre la France scra 
puni de mort Les biens seront confisqu6s.* 
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d e r E t a t.' Diese sind entweder ,attentats et complots dirig^s contre 
rEmpereur et sa famüle' oder ,crimes tendant ä troubler T^tat par 
la guerre civile, Tülegal emploi de la force arm^e, la devastation 
et le pillage publics* und dgi. Die mdsten Fälle werden mit dem 
Tode geahndet. Das gegen die Person des Kaisers gerichtete 
Attentat oder Komplott ist ,crime de l^se-majest^' und wird mit 
der nach Art. 13 geschärften Todesstrafe des Vatermordes be- 
straft.^ J-,e coupable . . . sera conduit sur le lieu de Tex^cution, 
en chemise, nu-pieds, et la tete couverte d'un volle noir. II sera 
expose sur Töchafaud pendant qu'un huissier fera au peuple lecture 
de Tarret de condemnation ; il aura ensuite le poing droit coup^, 
et sera imm^diatement ex^cut^ ä mort*. Dieser barbarische 
Vorgang wurde später abgeschafft.^ 

Für die nähere Bestimmung der Staatsverbrechen hat auch 
Württemberg im Anfang vorigen Jahrhunderts Sorge getragen. 
Das Gesetz von i8io unterscheidet Hochverrat, Landesverräterei* 
und Verbrechen der beleidigten Majestät. Sämtliche Fälle werden 
jedoch mit dem Schwerte bestraft und können auch von Aus- 
ländern begangen werden.* Außerdem wird das Vermögen des 
Hochverräters konfisziert und seine Kinder sollen einen anderen 
Namen und Wappen erhalten. Das Gesetz begründet eine An- 
zeigepflicht ; ^ dem freiwillig anzeigenden Teilnehmer wird Straf- 
losigkeit und möglichste Verschweigung seines Namens ver- 
sprochen.® 

Auch das Kriminalgesetzbuch für das Königreich 
Sachsen vom 30. März 1838 kennt einen Unterschied zwischen 
Hoch- und Landesverrat; ' letzterer wird als Staatsverrat bezeichnet 



^ Auch Vermögenseinziehung ist vorgeschrieben; Art. 86. 

' Loi du 28 avril 1832; im Jahre 1848 wurde in Frankreich die Todes- 
strafe bei politischen Verbrechen Überhaupt aboliert; vgl. Gar r aud (Trait6 th^orique 
el pratique du droit penal frangais I, Paris 1898) 138. 

' Neben der Landesverräterei kennt das Gesetz einen mit Freiheits- 
strafe bedrohten Landesverrat, welcher begangen wird, wenn ein Untertan 
(oder ein Ausländer) den Staat in seinen auswärtigen Verhältnissen gegenüber einem 
fremden, nicht feindlichen Staate vorsätzlich in Gefahr und Schaden bringt; Art. 15.. 

* Art. 2. 

* Art. 9. 
« Art. II. 

" Art. 81 ff. 
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und immer mit Freiheitsstrafe bedroht, während im ersteren Fall 
die Todesstrafe eintritt Daneben werden noch andere staatsge- 
fahrliche Handlungen behandelt und far das Majestätsverbrecheo 
lebenslängliches Zuchthaus vorgeschrieben.^ Mit wenigen, zum 
größten Teil formalen Abänderungen hat diese Bestimmungen das 
sächsische Strafgesetzbuch vom ii. August i8s5 aufge- 
nommen.* 

Eine eingehende Betrachtung der hierher gehörenden Strafvor- 
schriften der übrigen Bundesstaaten scheint mir überflüssig zu seio, 
weil die Strafgesetzbücher der deutschen Kleinstaaten hauptsäch- 
lich auf dem Standpunkte der Gesetzbücher Preußens,* Sachsens* 
und Bayerns ^ stehen. Wo keine Kodifikation stattgefunden hat, 
herrscht immer noch das gemeine Recht^ 

Mit der Gründung des Norddeutschen Bundes Übernahm die Bundesgewalt, 
auf Grund der Verfassung,^ die Aufgabe, ein einheitliches Strafgesetzbuch heiza- 
stellen. Dies wurde am 31. Mai 1870 für den N.D.B. zu stände gebracht und 
schon am 15. Mai 1871 als iStrafgesetzbuch für das Deutsche Reich, 
in neuer Fassung publiziert Seine Bestimmungen über Hochverrat büden den 
Gegenstand der folgenden Darstellung. 



^ Art 97. 

* Art. 116 ff. 

* So Hessen, Str.G.B. vom 29. April 1852. 

^ Besonders der thüringischen Staaten: Sachsen-Weimar-Eise- 
nach (1839), Sachsen-Altenburg und Sachsen-Meiningen (1841); auch 
der Bremer Entwurf von 1861. 

» So Oldenburg (1813); Baden (1845). 

* Hauptsächlich in Mecklenburg. 
' B.V. (R.V.) Art. 4". 
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§ 24. 

L Begrifif. 

Vorherrschend ist in der Theorie die Ansicht, daß die vor- 
nehmste und edelste Pflicht unserer Wissenschaft ist, RechtsbegrifTe 
zu bilden.^ Auf der anderen Seite herrscht ebenfalls ziemliche 
Übereinstimmung darüber, daß es nicht zu den Aufgaben des 
Gesetzgebers gehört, sich mit juristischen Konstruktionen zu be- 
fassen. Ohne auf diese prinzipiellen Fragen an dieser Stelle ein- 
gehen zu wollen, möchte ich ausdrücklich betonen, daß die Not- 
wendigkeit eines gesetzlichen Eingreifens bei gewissen wichtigen 
Streitpunkten, zu deren Lösung nach herrschender Meinung eigent- 
lich nur die Wissenschaft legitimiert ist, von keiner Seite in Ab- 
rede gestellt werden dürfte. Dieser wirksame Schritt würde 



^ Es fehlt freilich nicht an Stimmen, die der Wissenschaft das Recht der 
Begriffsbildung völlig absprechen. Man hat sogar neuerdings den Glauben an die 
Existenz fundamentaler RechtsbegrifFe für einen beklagenswerten Aberglauben 
erklärt; vgl. Manigk in der D. Jur. Zeit. VIP* 279. 
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sicherlich die Klagen über viele Mißbräuche in der Rechtsprechung 
verstummen machen. 

Indes ist es eine unleugbare Tatsache, daß der Gesetzgeber 
dem Wahrspruche der Wissenschaft gerade die mit besonderen 
Schwierigkeiten verbundenen Fragen überläßt. Daß die Bildung 
des Hochverratsbegriffes zu den letzteren gehört, hat man wieder- 
holt hervorgehoben. Auch das Strafgesetzbuch für das Deutsche 
Reich hat dies nicht verkannt und deshalb beim Hochverrat mit 
Recht darauf verzichtet, die verschiedenen Deliktstatbestände unter 
einen einheitlichen Begriff zusammenzufassen. Es hat sich ledig- 
lich mit der Aufzählung der einzelnen verbrecherischen Hand- 
lungen begnügt, die zum Hochverrat gestempelt werden sollten. 
Dagegen hat sich die Wissenschaft von vornherein unablässig 
bemüht, den richtigen Begriff zu erfassen, freilich ohne zu 
einem glücklichen, allgemein anerkannten Resultat zu gelangen. 
Teils auf die ältere Lehre gestützt, teils auf Grund eigener Be- 
obachtungen, hat man geglaubt, gewisse bei allen hochverräte- 
rischen Handlungen vorkommende Momente gefunden zu haben, 
wonach man den Begriff dieses wicht^sten Staatsverbrechens zu 
konstruieren versuchte. Mit der Prüfung der Ergebnisse der 
Wissenschaft werde ich mich zunächst zu beschäftigen haben. Es 
scheint mir jedoch durchaus wünschenswert, einen kurzen Rück- 
blick auf die Dogmengeschichte des Instituts voranzuschicken, denn 
dadurch wird die Betrachtung seiner neueren Entwicklung von 
ihrer Grundlage aus ermöglicht und die Verschiedenheit der Auf- 
fassung des Hochverratsbegriffes dargestellt und zwar mit Rück- 
sicht auf den jeweiligen Staatsbegriff, mit dem ersterer — wie ich 
schon in der Einleitung angedeutet habe — auf das engste zu- 
sammenhängt. Übrigens hat die Fundamente der modernen Lehre 
jene wissenschaftliche Autorität festgelegt, deren Name allein eine 
dogmengeschichtliche Ausführung zu rechtfertigen geeignet wäre. 
Von der ungeheuren Anzahl der Abhandlungen nämlich, die im 
letzten und vorletzten Jahrhundert über Begriff und Wesen des 
Hochverrats geschrieben worden sind, zeichnet sich die vortreff- 
liche Schrift von Feuerbach durch die dem hervorragenden 
Kriminalisten eigentümlichen Gaben: Klarheit und Scharfsinn aus; 
sie bildet den Grundstein, auf welchen zunächst die neuere Wissen- 
schaft ihre Ergebnisse zu stützen vermochte. 
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Auch Feuerbach schickt seinen Untersuchungen eine An- 
deutung über die Schwierigkeit der Konstruktion eines Hochver- 
ratsbegriflfes voraus. ,So wichtig die scharfe Bestimmung dieses 
Verbrechens ist/ sagt er, ,so schwer ist sie. Das Wort: Hoch- 
verrat ist so oft und so strafbar entweiht, so willkürlich bestimmt 
und in der Praxis oft so weit ausgedehnt worden, daß es von 
nicht geringer Schwierigkeit sein muß, dieses Wort auf seinen 
wahren Sinn zurückzuführen und uns dadurch einen Leitfaden für 
die Bestimmung der einzelnen unter dem Verbrechen überhaupt 
enthaltenen Fälle, zu erwerben. Auch die Gesetze verlassen uns 
hier. Diese sagen entweder gar nicht, was sie unter diesem Ver- 
brechen verstehen, oder sie zählen nur einzelne Fälle auf oder sie 
geben uns einen Begriff, der selbst durch höhere Prinzipien be- 
stimmt werden muß. Es bleibt uns daher nichts übrig, als uns 
der Philosophie in die Arme zu werfen und von ihr ein wohl- 
tätiges Licht zu erflehen.'^ 

Um das erwünschte Ziel zu erreichen, untersucht Feuer- 
bach die strafbaren Handlungen im allgemeinen und gelangt zu 
nachstehenden Ergebnissen, Das Verbrechen an sich ist als Nega- 
tion des Rechtes eine Verletzung der bürgerlichen Gesellschaft, 
weil seine Wirkungen ihre Existenz gefährden; dadurch wird eine 
Verachtung des von dem Staate anerkannten Rechtes zum Aus- 
druck gebracht und den übrigen Staatsgenossen ein schlechtes, ge- 
fährliches Beispiel zur eventuellen Nachahmung gegeben.^ Die 
Wirkungen sind aber nicht bei allen Verbrechen gleich. Die 
meisten, die sogenannten Privatverbrechen, enthalten lediglich 
eine mittelbare Verletzung des Staates, nämlich insofern, als der Staat 
den Schutz der einzelnen Rechtsgüter übernommen hat, welche hier- 
bei unmittelbar angegriffen werden. Innerhalb der Privatverbrechen 
ist allerdings mit Rücksicht auf die Bedeutung des verletzten 
Rechtsgutes ein weiterer gradueller Unterschied notwendig. Da- 



* Feuerbach (Hochverrat) 2 ff. Aus philosophischen Obersätzen glaubt Feuer- 
bach den Begriff des Hochverrats ableiten zu können. Er geht von der Über- 
zeugung aus , daß der Philosophie um so mehr auf Kosten der Rechtsgelehrtheit 
ein Opfer gebracht wird, ,je mehr uns die Gesetze selbst die Erlaubnis erteilen 
müssen, uns ihrer Hilfe zu bedienen'. In diesen wenigen Worten wird sein 
Standpunkt klar zum Ausdruck gebracht. 

* Feuerbach (Hochverrat) 12. 
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gegen richtet sich eine andere Gruppe, die Staatsverbrechen, 
unmittelbar gegen das Bestehen des Staates; äc sind viel schwerer 
als die erst besprochenen, denn sie tasten die Rechte des Staates 
an, welche die Grundlage und Voraussetzung der Individualrechte 
bilden. Jedoch ist auch hier ein Unterschied geboten. Die An- 
griffe, welche gegen den Staat als Fiskus und den Monarchen als 
Privatperson gerichtet sind, müssen erheblich milder bestraft 
werden.^ Dagegen sind über diejenigen Verbrechen, welche den 
Herrscher und den Staat als solche zum Gegenstand des An- 
griffes haben, insbesondere über diejenigen, welche das Dasein 
des Staates zu vernichten bestimmt sind, die härtesten Strafen zu 
verhängen. Der Hochverrat erreicht in dieser Beziehung den 
Höhepunkt* Er ist gleichsam ein an der Person des Staates be- 
gangener Mord und besteht in der Aufhebung der durch 
die bürgerlichen Grundverträge begründeten Be- 
stimmungen.^ Diese Auffassung des Hochverrats beruht auf 
der von Rousseau aufgestellten, in Deutschland schon durch 
Pufendorf verfochtenen Theorie über die Grund vertrage des 
Staates. Man hat nämlich früher angenommen, daß der Staat 
nur vermöge der Verträge der Staatsgenossen bestehe; diese waren 

^ Feuerbach (Hochverrat) i6, Klein 407. 

* Feuerbach (Hochverrat) 16 — 19. Gegen diese Deduktion Feuerbachs 
polemisiert neuerdings Epstein (45 ff.)> u^^^cii^ ^^ eine merkwürdige Vergleichung 
zwischen den Strafen des Landesverrats und der Verbrechen wider das Leben anstellt, 
um die Ansicht zu begründen, dafi die Staatsverbrechen nicht als die schwersten an- 
gesehen werden dürfen. In der Behauptung mag etwas Richtiges stecken, aber 
bei der Vergleichung hat der Verfasser den Hochverrat, der ja das schwerste Ver- 
brechen sein soll und auf welchen die Lehre Feuerbachs sich bezog, ganz außer 
acht gelassen und übersehen, daß die Entscheidung einer solchen prinzipiellen 
Frage, wie sie Feuerbach gemeint hat, nicht von den Bestimmungen des heutigen 
Rechtes ausgehen darf, welche zur Zeit Feuerbachs noch nicht in Geltung waren. 
Ich wage zu behaupten, dafi das R.Str.G.B. bezüglich des Hochverrats der 
Feuerbachschen Ansicht beipflichtet und hierfür spricht, dafi es auch die entfern- 
testen Vorbereitungshandlungen mit Strafe bedroht Anders beim Landesverrat; 
denn der Landesverräter hat gewöhnlich nicht, wie in den meisten Fällen der 
Hochverräter, die Absiebt, den Staat unmittelbar zu verletzen oder zu vernichten. I 
Er macht sich zwar einer Treulosigkeit schuldig, aber die dadurch dem Staate 
drohende Gefahr ist nicht so groß. Aus diesem Grunde hat das R.Str.G.B. voa \ 
einer härteren Bestrafung des Landesverrats abgesehen, obwohl dies nach deutschen 
Rechtsgrundsätzen der Fall sein müfite. I 

* Feuerbach (Hochverrat) 20. 
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drei: der Gesellschafts- oder Vereinigungsvertrag (pactum unionis), 
derUoterwerfuDgsvertrag (pactum subjectionis) und der Verfassungs- 
vertrag (pactum ordinationis). Wer diese Grundverträge aufzu- 
heben versuchte, beging eine der drei Hauptarten des Hochver- 
rats.^ Mit dieser Lehre ist Feuerbach in den von ihm befürch- 
teten Fehler, daß der positive Jurist den Weg der Gesetze gänz- 
lich verlasse,^ selbst verfallen. Er hat zwar einen für seine Zeit 
philosophisch tauglichen Begriff konstruiert, aber die historischen 
und gesetzlichen Grundlagen völlig außer acht gelassen. Daher 
ist heute der Feuerbachsche Begriff, obwohl er in der Wissen- 
schaft: der folgenden Zeit viel Anklang gefunden hat, nicht mehr 
verwertbar. 

Die Definitionen der übrigen Kriminalisten weisen so geringe 
Abweichungen von denjenigen Feuerbachs auf, daß es zwecklos 
sein würde, dieselben einer besonderen Besprechung zu unter- 
ziehen. So versteht z.B. Kleinschrod unter Hochverrat jene 
gesetzwidrige Handlung des Untertanen, welche in 
der Absicht ist unternommen worden, um die Ver- 
fassung und das politische Dasein des Staates um- 
zustürzen und zu vernichten.'^ 

Die neueren Schriftsteller gehen von anderen Gesichtspunkten 
aus. Meistens wird die Verletzung der Bestandteile des 
Staates zu Grunde gelegt; auch die innere und äußere Sicherheit 
zieht man gewöhnlich bei der Bestimmung des Hochverratsbegriffes 
in Betracht.* Die wesentlichen Bestandteile des Staates sind 
bekanntlich: Staatsgebiet, Staatsgewalt und Staatsvolk. Letz- 
teres ist aber in diesem Zusammenhange von den meisten über- 
gangen worden.^ Man hat allerdings eine Ergänzung dahin vor- 
geschlagen, daß man als Angriffe gegen das Volk die Privatdelikte 
betrachten sollte.® Diese Ergänzung ist meines Erachtens völlig 
verfehlt, denn wenn die Privatdelikte das Volk als Bestandteil des 
Staates angreifen, so hätten sie offenbar den Charakter der Privat- 



^ Feuerbach (Hochverrat) 20 ff., 43 flf. 

* Feuerbach (Hochverrat) 4. 
^ Kleinschrod 37. 

* V. Liszt 524, 528. 

^ So V. Liszt 524, Hornberger 40. 

* Epstein 49. 
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delikte dngebüßt und den der Staatsverbrechen angenommea 
Danach hätte man auch die alte Einteilung der strafbaren Hand- 
lungen gänzlich aufgeben und eine neue, mit Staatsverbrechen im 
weiteren und engeren Sinne, aufstellen müssen.^ 

Nach Liszt ist Hochverrat ,der Angriff auf den Staat 
in seinem inneren Bestand, mithin auf sein Dasein 
alsEinzelwesen'. Er soll sich vom Landesverrat dadurch unter- 
scheiden, daß der Täter beim letzteren sich mit einem fremden 
Staate in Verbindung setzen muß.* Beim Landesverrat müssen 
nach Liszt unter allen Umständen mehrere Gemeinwesen neben- 
einander bestehen;' ein Hochverrat dagegen wäre auch möglich, 
wenn z. B. das Deutsche Reich der einzige Staat auf Erden wäre. 
Diese Ansicht entbehrt der Genauigkeit und erweist sich vom 
Standpunkte des R.Str.G.Bs aus ab unhaltbar. Um ein Unter- 
schiedsmerkmal von zwei Begriffen aufzustellen, muß man vorerst 
untersuchen, ob denn auch sämtliche in Betracht kommende Punkte 
vom Unterschiede betroffen werden. Dies ist aber hier nicht der 
Fall. Wenn das Gesetz beim Hochverrate (§ 84) sagt: ,DieStraf- 
vorschriflen des § 83 finden auch gegen denjenigen Anwendung, 
welcher zur Vorbereitung eines Hochverrats entweder sich mit 
einer auswärtigen Regierung einläßt oder u. s. w.', so setzt 
es zweifellos das Nebeneinanderbestehen mehrerer Staaten voraus. 
Dieses Erfordernis stellt auch § 81 auf, indem er bestimmt, daß, 
wer es unternimmt, ,3. das Bundesgebiet ganz oder teilweise einem 
anderen Staate gewaltsam einzuverleiben*, wegen Hochverrats 
zu bestrafen ist. 

Auch der Gegensatz der inneren und äußeren Sicherheit 
ist nicht befriedigend; dadurch wird ein Begriff gebildet, weicher 
nur mit Hilfe anderer Begriffe verstanden werden kann. Letztere 
sind aber so beschaffen, daß weder das Gesetz, noch die Wissen- 
schaft sie genau zu bestimmen vermögen.* Ich möchte die Frage 
aufwerfen: wo liegt die Grenze zwischen innerer und äußerer 
Sicherheit? Warum soll die Einverleibung eines Gebietsteiles iü 
einen fremden Staat Angriff auf die innere, die Veranlassung eines 



* Der Schutz des Staatsvolkes ist vielmehr in dem Schutze der gesetzgebenden 
Versammlungen und der Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte zu erblicken. 
« V. Liszt 524, 528; ihm folgt Meyer 636. 
' V. Liszt 528. * Vgl. unten S. 134. 
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Krieges oder die Erregung eines Aufstandes unter Angehörigen 
einer deutschen Kriegsmacht^ Angriff auf die äußere Sicherheit 
des Staates sein? Daß der Mordversuch gegen einen regierungs- 
unfähigen Herrscher die innere Sicherheit verletzt, nicht aber der 
versuchte Mord gegen einen Regenten, ist mir auch nicht ein- 
leuchtend. 

Diese Erwägungen sind zum Teil bereits von anderer Seite 
geltend gemacht worden.^ Den Unterschied zwischen Hochverrat 
und Landesverrat hat man auch, durch Verwertung eines in mittel- 
alterlichen Rechtsquellen gefundenen Gedankens, in dem Momente 
der Gewaltsamkeit auf der einen, dem des heimlichen Sich- 
einlassens mit dem Feinde auf der anderen Seite zu finden ge- 
sucht.'' Dabei ist übersehen worden, daß nicht alle Fälle des Hoch- 
verrats durch Gewaltsamkeit verübt werden,* daß ferner nicht 
sämtliche unter den gemeinsamen Namen Landesverrat zusammen- 
gefaßte selbständige Verbrechen ein Einverständnis mit dem Feinde 
voraussetzen.*^ 

Im Gegensatz zur herrschenden Meinung vermeidet es 
Hälschner mit Recht, einen Begriff des Hochverrats aufzustellen 
und fuhrt aus: ,Es liegt in der Natur der Sache, daß es niemals 
gelingen kann, den Tatbestand des Hochverrats in einer die ver- 
schiedenen Fälle desselben umfassenden Weise zu bestimmen, denn 
sie haben nichts mit einander gemein, als dies, daß sie Staatsver- 
brechen sind, welche einem alten Herkommen zu Liebe mit dem 
gemeinsamen Namen Hochverrat bezeichnet werden. Es würde 
daher völlig unbedenklich und entschieden vorzuziehen sein, wenn 
die Gesetzgebung auch den die verschiedenen Verbrechen zu- 
sammenfassenden Namen Hochverrat aufgeben wollte, und dies 
umsomehr, als diese verschiedenen Verbrechen nicht einmal in 
dieselbe Strafsatzung zusammengefaßt sind, sondern verschieden 
bestraft werden.' ® Mit diesen Ausführungen Hälschners stimme 
ich vollkommen überein. Das Gesetz faßt Angriffe und Unter- 



1 Vgl. § 90«*'. 

* John III 45, Epstein 50 ff. 

* Epstein 52. 

* Vgl. §§ 84, 85, 86, unter Umständen auch §§ 80 und 81. 
» Vgl. bes. § 90^ § 92«. 

* Hälschner II 727; vgl. Binding (Normen) II 482 ff. 
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nehmen gegen den Herrscher, die Verfassung, das Gebiet, vorbe- 
reitende Handlungen alier Art, ja sogar Einverständnisse mit aus- 
wärtigen Regierungen unter den gemeinsamen Namen Hochverrat 
zusammen. Wenn es oflfenbar schon nicht leicht ist, einen alle 
diese Fälle umfassenden Begriff aufzustellen, so ist es fast unmög- 
lich, einen Hochverratsbegriff zu bilden, der von der Rechtsordnung 
unabhängig und doch für diese maßgebend ist. Letzteren Punkt 
hat man leider nicht genügend ins Auge gefaßt und daraus ist 
das Scheitern aller bisherigen Versuche zu erklären. Aus diesem 
Grunde beschränke ich mich auch darauf, den Hochverrat mit 
Rücksicht auf den Stand der geltenden Rechtsordnung aufzufassen, 
als ,ein verbrecherisches Unternehmen, welches da- 
rauf gerichtet ist, das Leben und die Freiheit des 
Herrschers zu verletzen oder eine gewaltsame Ände- 
rung der Verfassung oder des Staatsgebiets herbei- 
zuführen*.^ 

Damit ist freilich nicht viel gewonnen. Die einzelnen im Ge- 
setze vorkommenden Fälle sind kurz in der Gestalt eines Begriffes 
zusammengefaßt. Es liegt aber in der Natur der Sache, daß man 
gerade beim Hochverrat mehr wie bei irgend einer anderen 
Materie dem Gesetzgeber auf Schritt und Tritt folgen muß , weil 
man hier seiner Willkür am meisten unterworfen ist. Die jeweiligen 
politischen Verhältnisse und Anschauungen üben auf die Gestaltung 
des Hochverrats durch die Gesetzgebung einen gewaltigen Einfluß 
aus, über den auch die Wissenschaft nicht hinwegsehen darf. 
Daher kann von der letzteren wohl ein dem Gesetze sich an- 
schließender, nicht aber ein von dem Gesetze unabhän^ger, ab- 
strakter und unveränderlicher Begriff des Hochverrats gegeben 
werden. Dieser würde wenigstens keinen praktischen Nutzen haben, 
vielmehr hätte der dadurch hervorgerufene Gegensatz zwischen 
Wissenschaft und Gesetzgebung bedenkliche Folgen fiir die Recht- 
sprechung gehabt. 



^ Ähnlich Berner 354; und Knitsc hky 123. Dagegen versteht Merkel 
(375) unter Hochverrat die ,Aufnötigung bestimmter staatlicher Exi- 
stenz- oder Betätigungsformen dem Gesamtwillen.* Die Definition 
ist zu allgemein und unklar. Nach dieser wäre eine vom Gesamtwillen gewünschte 
Handlung, z. B. der Mord eines durchaus unbeliebten Herrschers, nicht Hochver- 
rat, was natürlich mit dem R.Str.G.B. in klarem Widerspruch steht. 



§ 25. I. Subjekt. 70 

Den Hochverrat bilden gegenwärtig nur die oben angeführten 
Fälle. Der Gesetzgeber kann aber jederzeit andere hinzufügen, 
die möglicherweise mit jenen gar nichts gemein haben, die nicht 
einmal die Sicherheit des Staates als solchen bedrohen.^ Auch 
diese würden dann einen Hochverrat darstellen und demgemäß 
eine entsprechende Modifizierung des Begriffes erheischen. 



II. Tatbestand. 

§25. 
1. Subjekt. 

Es war eine Eigentümlichkeit der früheren Doktrin, dem Hoch- 
verrat eine eigenartige Stellung im System der Verbrechen ein- 
zuräumen und ihm im Anschluß daran eine Reihe von Besonder- 
heiten zuzuschreiben,^ die bei anderen Verbrechen nicht vor- 
kommen sollten. Auch die deutschrechtlichen Grundsätze haben 
dabei ihren Einfluß ausgeübt. So nahm die herrschende Meinung 
an, daß möglicher Täter des Hochverrats nur eine Person sein 
kann, welche zum Staate oder dessen Oberhaupte in einem be- 
sonderen Treuverhältnisse steht. Danach war die Begehung 
des Hochverrats nur von Untertanen möglich, weil sie immer eine 
persönliche Verpflichtung und Unterwerfung voraussetzte.' 

Diesen irrigen Standpunkt hatte schon die Landesgesetz- 
gebung größtenteils verlassen.* Auch das R.Str.G.B. hat mit ihm 



^ Zum Beweise der Richtigkeit dieser Behauptung bietet uns die fremde Ge- 
setzgebung reichliches Material. 
« Vgl. oben S. 56. 

* Feuerbach (Hochverrat) 28 f., Feuerbach-Mitte rmaier 281. Der 
Fremde, der den Staat angreift, in dem er sich aufhält, soll als Feind behandelt werden. 
Andere verneinten dagegen die Frage, dafi der Hochverrat ein Sonderverbrechen des 
Untertanen sei und behaupten, dafi er auch von Ausländem begangen werden könne ; 
so z. B. R o fi h i r t (Archiv) 232. Dieser Meinung neigt auch W ä c h t e r zu (II 5 1 7 '*), 
während Klein eine Mittelmeinung vertritt. Er setzt beim Täter ein besonderes 
Treuverhältnis voraus, nimmt aber an, um die Bestrafung der NichtUntertanen zu 
ermöglichen, dafi letztere unter der ,stillschweigenden Bedingung der Treue gegen 
den Staat* aufgenommen worden sind (400 f,). 

* Vgl. Bern er 356, John III 15. 
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prinzipiell gebrochen. Die letzten Reminiscenzen der früheren 
Lehre kommen noch in einem Falle des Hochverrats/ besonders 
aber beim Verbrechen des militärischen Landesverrats vor, welches 
in der Regel nur von einem Deutschen begangen werden kann.* 
Im übrigen kann nach geltendem Rechte Subjekt des Hochver- 
rats sein: 

1. Nach dem Territorialitätsprinzip (R.Str.G.B. § 3) jeder, 
der sich im Inland e aufhält, ohne Rücksicht darauf, ob er 
ein Deutscher oder ein Ausländer ist. Die Eigenschaft des Aus- 
länders kann höchstens bei der Strafzumessung, wo diese zulässig 
ist, berücksichtigt werden. 

2. Nach dem Personalitätsprinzip j e d e r Inländer, welcher 
die hochverräterische Handlung im Auslande begeht (R.Str.G.B. 
§ 4, 2 ') ^ und endlich 

3. Nach dem sogenannten Prinzip des natürlichen Strafrechts 
auch jeder Ausländer, der die Handlung im Auslande 
begeht (R.Str.G.B. § 4, 2 '). 

Aus dieser Zusammenstellung ergibt sich, daß der Ausländer 
im wesentlichen dem Inländer gleichgestellt worden ist, allerdings 
mit einer notwendigen Ausnahme. Während der Mord und Mord- 
versuch gegen den Kaiser ohne Rücksicht auf die Staatsange- 
hörigkeit des Täters mit dem Tode bestraft werden, so gilt der 
§ 80 bezüglich dieser Handlungen, falls sie an einem Bundes- 
fürsten begangen worden sind, nicht schlechthin. Es finden näm- 
lich nur dann die Bestimmungen des § 80 Anwendung, wenn das 
Verbrechen gegen den eigenen Landesherrn oder den Landes- 
herrn des Bundesstaates, in dem der Täter sich aufhält, gerichtet 
ist. Es liegt in der Natur der Sache, daß im erster en Falle nur 
ein Deutscher, jedoch mit Ausnahme der Elsaß-Lothringer, im 



^ Beim Mord und Mordversuch des eigenen Landesherrn oder des Landes- 
herm des Bundesstaates, in dem der Täter sich aufhält (§ 80). 

' R.Str.G.B. §§ 87 — 90. Werden die in diesen Paragraphen angeführten 
Handlungen von einem Ausländer begangen, so kommt nicht das R.Str.G.B., son- 
dern der Kriegsgebrauch zur Anwendung (§91, i); wenn sie aber zu einer Zeit 
begangen worden sind, während deren der Täter unter dem Schutze des deutschen 
Reiches oder eines Bundesstaates sich innerhalb des Bundesgebietes aufhielt, so 
greifen die normalen Vorschriften des R.Str.G.Bs. Platz (91, 2). 

' I Wegen der Verletzung der Untertanentreue'; Berner 257". 
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letzteren auch ein Ausländer Subjekt der verbrecherischen Handlung 
sein kann. 

In diesem Unterschiede macht sich — wie oben angedeutet 
— die Voraussetzung eines Treuverhältnisses geltend. Der eigene 
Landesherr hat einen qualifizierten Schutz, weil er von seinen 
Untertanen Treue und Anhänglichkeit beanspruchen darf. Aus 
demselben Grunde nimmt auch der Landesherr des Aufenthalts- 
staates des Täters eine bevorzugte Stellung ein. Zwar ist der 
Fremde dem Staatsoberhaupte nicht zu besonderer Treue ver- 
pflichtet, aber ein ähnliches allerdings schwächeres Verhältnis be- 
steht trotzdem, welches durch den dem Fremden vom betreffenden 
Staate gewährten Rechtsschutz begründet und gerechtfertigt wird.* 

Auf einen bedenklichen Punkt, welcher scheinbar eine Aus- 
nahme von dem Besprochenen bildet, hat John bereits aufmerksam 
gemacht.^ Das Str.G£. bestimmt im § 4, 2 i, daß nach den Straf- 
gesetzen des Deutschen Reiches ein Deutscher oder Ausländer 
verfolgt werden kann, welcher im Auslande eine hochverräterische 
Handlung gegen das Deutsche Reich oder einen Bundes- 
staat begangen hat. Diese Bestimmung, welche die in Betracht 
kommenden Handlungen nur auf das Deutsche Reich oder einen 
Bundesstaat beschränkt, könnte den naheliegenden Gedanken er- 
wecken, daß das Str.G.B. durch absichtliches Verschweigen der 
Angriffe gegen den Kaiser und die Bundesfürsten einen Gegen- 
satz zwischen Herrscher und Reich aufstellen wollte, welcher dann 
eine Straflosigkeit der in den §§ 80 und 81^ vorgesehenen Fälle 
zur Folge haben würde, wenn sie im Auslande begangen worden 
wären. 

Gegen eine solche Annahme sprechen zwei Vergleichungen, 
worauf John mit Recht hinweist:' i. mit dem § 4 des preußi- 
schen Strafgesetzbuches, auf dem der § 4 des R.Str.G.Bs beruht. 
Aus dem Wortlaute des preußischen Gesetzes geht hervor, daß unter 
hochverräterischen Handlungen nicht etwa bloß die gegen den Staat, 



^ Ebenso Hälschner II 734. And. Mein. Olshausen §80'*»; Oppen- 
h f f § So ^ Es ist aUerdings zuzugeben, dafi zur Beibehaltung des vom Gesetz- 
geber gemachten Unterschiedes, dieser schwachen Reminiscenz der früheren feu- 
dalen Auffassung, kaum ein Grund vorhanden ist. 

2 John III 15 f. 

« John III 16. 
Bisoukides, Hochverrat. 6 
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sondern auch die gegen sein Oberhaupt gerichteten zu verstehen 
sind; 2. Mit R^tr.G.B. § 4, 2 2. Darin wird bestimmt, daß nach 
den Strafgesetzen des Deutschen Reiches ein Deutscher verfolgt 
werden kann, welcher im Auslande . . . eine Beleidigung gegeo 
dnen Bundesfiirsten begangen hat. Es wäre ein unerldärlidier 
Widerspruch, wenn die Bundesfiirsten gegen Beleidigungen, nicht 
aber gegen hochverräterische Unternehmen gesetzHch geschützt 
sein würden! 

Mit Recht ergänzt auch die herrschende Meinung den engen 
Wortlaut ^es § 4, 2 > und nimmt an, daß sämtliche Fälle des 
Hochverrats (§§ 80—86) darunter fallen.^ Eine Ausnahme macht 
Rubo, indem er die hochverräterischen Handlungen gegen das 
Deutsche Reich oder einen Bundesstaat, von denen im § 4 die 
Rede ist, auf die Fälle der §§ 80, 81 beschränkt.* Nach richtiger 
Ansicht hat aber hier das Wort ,hochverräterisch* nicht den engeren 
Sinn, sondern bedeutet ,mit Hochverrat im Zusammenhang stdiend' 
oder »darauf abzielend*.* 



2. Objekte. 

§26. 
I, Allgemeines. 

Schon der Norddeutsche Bund hatte bis zum Erlasse eines 
Strafgesetzbuches eine provisorische Bestimmung gegen staatsge- 
fährliche Unternehmungen aufgestellt. Der hauptsächlich auf Grund 
des Bundesbeschlusses vom 18. August 1836 in die Bundesver- 
fassung, später in die Reichsverfassung aufgenommene Artikel 74 
bestimmte: Jedes Unternehmen gegen die Existenz, die Int^tät, 
die Sicherheit oder die Verfassung des Deutschen Reiches, endlich 
die Beleidigung des Bundesrates, des Reichstages, eines Mitgliedes 
des Bundesrates oder des Reichtages, einer Behörde oder eines 
öffentlichen Beamten des Reichs, während dieselben in der Aus- 



* Bern er 259, Olshauscn § 4^°% Oppenhoff § 4", Reichsgericht 
E. XVI 169 f. 

« Rubo § 4«. 

» Olshausen § 4^®, Reichsgericht E. XVI i65ff. 
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Übung ihres Berufes begriffen sind oder in Beziehung auf ihren 
Beruf durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere 
Darstellung, werden in den einzelnen Bundesstaaten beurteilt und 
bestraft nach Maßgabe der in den letzteren bestehenden oder 
künftig in Wirksamkeit tretenden Gesetze, nach welchen eine 
gleiche gegen den einzelnen Bundesstaat, seine Verfassung, seine 
Kammern oder Stände, seine Kammer- oder Ständemitglieder, 
seine Behörden und Beamten begangene Handlung zu richten 
wäre.' Sämtliche Landesstrafgesetzbücher, mit Ausnahme des 
preußischen, haben diese Bestimmung aufgenommen.^ Später ist die- 
selbe gegenstandslos geworden und zwar wegen der ausftihrlichen 
Vorschriften des R.StnG.Bs, welches mit Rücksicht auf die ver- 
änderte Stellung der deutschen Bundestaaten auch fiir die umge- 
stalteten Verhältnisse, namentlich die Begründung eines Reichs- 
indigenats,^ Sorge tragen mußte. 

Nach den umfassenden Bestimmungen des R.Str.G.Bs sind die 
Objekte eines hochverräterischen Angriffes, womit ich mich in den 
nächsten Paragraphen zu beschäftigen haben werde, folgende: 

1. das Staatsoberhaupt, d. h. Kaiser und Bundesfiirsten ; 

2. die Verfassung und 

3. das Gebiet des Deutschen Reiches, sowie jedes einzelnen 
Bundesstaates. 

§ 27. 
II. Das Staatsoberhaupt. 

Erster Angriffsgegenstand des Hochverrats ist das Staats- 
oberhaupt. Als solches kommt in Betracht jeder rechtmäßige, 
regierende Bundesfürst. Ausgeschlossen sind : der Usurpator, so- 
lange nicht durch Anerkennung oder Huldigung des Landes die 
tatsächliche Anmaßung der Staatsgewalt sich in ein Recht ver- 
wandelt hat,* ferner das kollegiale Oberhaupt der freien und 
Hansestädte Hamburg und Lübeck und der freien Hansestadt 
Bremen.* Für den letzteren Fall ist im § 105 Sorge getragen 

* Hälschner II 729 ^ 
« R.V. Art. 3. 

* Berner 356 ^ 

* Berner 356 f., Schütze 233 ^^ 
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und dem Seoate, sowie der Bürgerschaft der deutschen Stadt- 
republiken ein den gesetzgebenden Versanunlungen des Reiches 
gleicher Schutz gewährt. Femer gehören nicht hierher die von 
der Regierung zurückgetretenen Bundesfiirsten und endlich die 
Regenten, welchen das Strafgesetzbuch prinzipiell nicht die Stellung 
eines Landeshem anweist, sondern sie den Mitgliedern der landes- 
herrlichen Familie gleichstellt^ 

Die Handlungen, welche dnen hochverräterischen Angriff 
gegen das Staatsoberhaupt — mit den erwähnten BeschränkuDgen 
— enthalten, richten sich entweder gegen das Leben oder gegen 
die Freiheit desselben. 

I. Das Unternehmen, einen Bundesfürsten zu 
töten. Darunter ist jede vorsätzliche, mit oder ohne Über- 
legung ausgeführte Tötung ^ des Bundesfiirsten, auch des deutschen 
Kaisers in seiner Eigenschaft als König von Preußen, zu verstehen, 
so daß nur die fahrlässige Tötung ausscheidet. Mit Unrecht hat 
man aus dem Worte Unternehmen die Notwendigkeit, daß eine 
Überlegung vorliege, hergeleitet. Eine solche Interpretation wäre 
zu restriktiv und würde gegen den Wortlaut des Str.CBs sprechen. 
Unter vorsätzlichem Töten versteht letzteres beide Tötungsfälle, 
sowohl den Mord als den Totschlag, wie es aus den §§ 216, 217 
erhellt. Auch die Quellen, welchen der § 81 seine Existenz ver- 
dankt, äußern sich gegen die hier bekämpfte Auffassung.* Wenn 
der Gesetzgeber nur den Mord verstanden haben wollte, so würde 
er zweifellos so vorsichtig gewesen sein, das Merkmal der Über- 
legung, wie im § 211, ausdrücklich hinzuzufiigen und damit die 
Auslegung auf die rechte Bahn zu führen. 

Der Wortlaut des § 81^ erweckt ferner die Vorstellung, als 
ob der vollendete Mord an dem Bundesfiirsten, der nicht der eigene 
Landesherr oder der Landesherr des Aufenthaltsstaates ist, milder 
bestraft werden sollte, als jeder gewöhnliche Mord. Es wäre aber 



1 Vgl. Str.G.B. §§ 96, 97, 100, loi; Berner 357, Hälschner II 733*. 
John III 12', V. Liszt 525, Schütze 233 *^ 

» Hälscher II 730, John III 18*, Knitschky 139 f., v. Liszt 526, 
Olshausen § 81* Oppenhoff § 81», A. M. Schwarze § 80. 

* So Knitschky 140; jedoch zu vergleichen K o c h 105' und Schwarze 
§ 80. 
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ganz verkehrt, eine solche Konsequenz — oder vielmehr Inkon- 
sequenz — zu ziehen. 

Es liegt offenbar dem § 81 ' zunächst die Absicht zu Grunde, 
aus einigen Versuchshandlungen gewisser Verbrechen und Ver- 
gehen, wenn diese gegen das Staatsoberhaupt gerichtet sind, wegen 
der dadurch dem Staate selbst erwachsenden Gefahr besondere 
Delikte zu machen. Schon der § 80 hat den Mordversuch gegen 
den Kaiser, den eigenen Landesherrn und den Landesherm des 
Aufenthaltsortes herausgegriffen und als qualifizierten Fall dem 
vollendeten Morde gleichgestellt. Wenn nun aber der Gesetzgeber 
die gegen einen Bundesfürsten begangenen Versuchshandlungen der 
im § 81* genannten Verbrechen schwerer bestrafen wollte, als 
ihre Vollendung unter gewöhnlichen Verhältnissen, so kann es 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Vollendung dieser Handlungen 
an der Person eines Bundesfiirsten schwerer als unter gewöhn- 
lichen Verhältnissen bestraft werden soll, und, mangels einer 
qualifizierten Bestimmung (wie in unserem Falle), mindestens ebenso 
schwer, wie die im Stadium des Versuches gebliebenen Unter- 
nehmungen. Daher glaube ich, die Ansicht, daß der §81^ sich 
nur auf qualifizierte Versuchshandlungen beschränkt und daß für 
die Vollendung derselben die entsprechenden Bestimmungen des 
§ 212 ff. zur Anwendung kommen, verwerfen zu dürfen. Es würde 
allen Regeln der Logik widersprechen, wenn man ernstlich an- 
nehmen würde, daß der Versuch einen Bundesfürsten zu töten 
oder gefangen zu nehmen mit lebenslänglichem Zuchthaus, am 
wenigsten mit Festungshaft nicht unter fünf Jahren, der vollendete 
Totschlag dagegen nach § 212 mit Zuchthaus von 5 bis 15 Jahren, 
bei mildernden Umständen mit Gefängnis nicht unter 6 Monaten, 
zu bestrafen wäre. Nach letzterem Strafrahmen wäre dann auch 
die vorsätzliche, ohne Überlegung ausgeführte Tötung des Kaisers 
in seiner Eigenschaft: als Bundesfürst zu bestrafen, während auf 
den gegen ihn gerichteten Mordversuch die Todesstrafe gesetzt ist. 
Aus diesen Gründen bekenne ich mich zu der Ansicht, daß 
das Unternehmen einen Bundesfürsten zu töten sowohl den ver- 
suchten als den vollendeten Mord und Totschlag umfaßt,^ ^ was 

1 So Hälschner U 732, John III 18. 

• Nach § 81 ^ würde auch die versuchte oder vollendete unüberlegte Tötung 
i& den Fällen des § 80 zu bestrafen sein.; femer die Tötung des BundesfUrsitii 
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auch aus einer Vergleichung mit dem § 80 sich ei^eben würde. 
Hierzu ist noch folgendes zu bemerken. Daraus, ds^ der § 81 ' 
auch den Mord des Bundesfursten« sowdt er weder eigener Landes- 
herr, noch Landesherr des Aufenthaltsstaates ist, mitumfaßt, ob- 
wohl als Maximum nur lebenslängliche Freiheitsstrafe angedroht 
ist, darf nicht gefolgert werden, daß der Bundesfürst in Bezug auf 
Mordangriffe schlechter geschützt wird, ab die übrigen Menschen.^ 
Das Str.CB. wollte keineswegs den Fürstenmord begünstigen, 
daher zwingt seine ungenaue Wortfassung, welche auch aus anderen 
noch zu erörternden Gründen getadelt worden ist, zur schwersten 
Strafart des § 211 zurückzugreifen. Indes ist die Annahme einer 
Idealkonkurrenz mit § 211, welcher die meisten Kommentatoren 
huldigen,^ meiner Ansicht nach nicht zulässig. Von einer solchen 
kann erst die Rede sein, wenn im Gesetze keine Strafnorm vor- 
handen ist, welche der begangenen Handlung nach allen ihren 
Seiten gerecht wird. Hier haben wir dagegen zwei Strafnormen, 
welche auf die verbrecherische Handlung genau passen und wenn 
wir den Vorzug dem § 211 geben müssen, so ist es als eine not- 
wendige, der Billigkeit entsprechende Rechtsfolge zu betrachten. 
Der Bundesfiirst ist selbstverständlich erst Mensch und dann 
Bundesftirst; es wäre daher ein logisches Unding, demselben wegen 
seiner Stellung den allen Menschen zustehenden strafrechtlichen 
Schutz des höchsten Rechtsgutes zu versagen. Die Kontroverse 
verdanken wir — wie schon erwähnt — der unrichtigen Ausdrucks- 
weise des § 81, welcher in redaktioneller Beziehung noch manches 
zu wünschen übrig läßt.' Der erste Absatz begründet nämKch 

auf ausdrückliches und emsüiches Verlangen gehört hierher, obwohl anscheinend 
der § 216 Platz greifen sollte. Dieselbe wäre natürlich in den FäUen des § 80 
nach letzterem zu bestrafen. Ebenso y. Liszt 525'; Frank § 8ov. 

1 So Frank § 81°'. 

■ So Merkel 376, Olshausen § 82« Oppenhoff § 81*. And. Mein. 
Knitschky 141fr., Schwarze § 80, Sontag 46, 53 und (jedoch mit den- 
selben Ergebnissen bezüglich der Strafe) Hälschner II 732 f. Dagegen nimmt 
Bin ding (Normen I 123, 124 f.) Gesetzeskonkurrenz an. 

' Über die Entstehungsgeschichte des im Texte besprochenen Denkfehlezs 
des Gesetzgebers vgl. Sontag 53 f. De lege ferenda wäre in Betracht zu ziehen, 
ob nicht der Mord gegen den Bundesfttrsten in dem ersten Hochverratsparagraphen 
behandelt werden soll (obwohl es ganz entbehrlich ist, die Bestimmung bezüglich 
des Mordes besonders zu erwähnen), um dem zweiten Paragraphen die übrigen 
Straftaten zu überlassen, welche allerdings etwas klarer bestimmt werden mtifiten. 
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einen Gegensatz zu § 80, welcher nicht, oder vielmehr nicht dem 
ganzen Umfange nadi, besteht. Die Eingangsworte 

,wer, aufier den Fällen des § 80, es unternimmt, i) einen 
Bundesfiirsten zu töten, gefangen zu nehmen u. s. w/ 
sind nicht korrekt, weil die darunter angeführten Handlungen, mit 
Ausnahme des Mordes und des Mordversuches, im § 80 kein 
Gegenstück haben. Nur diese beiden Fälle des Unternehmens 
können auf § 80 bezogen werden, so daß der § 81 entweder keine 
Zurückbeziehung auf den vorhergehenden enthalten, oder dieselbe 
auf die erwähnten Fälle beschränken müßte.^ 

Das Versehen erklärt sich aus der Entstehungsgeschichte der 
zweiten Hochverratsbestimmung. Zum Zwecke der Wiederauf- 
nahme der während der zweiten Lesung abgeschafften Todesstrafe 
fiir das Verbrechen des Mordes und einige Fälle des Hochverrates, 
wurde in der dritten Lesung der § 78 des Entwurfes in zwei 
Teile zerlegt. Für den ersten sollte die Todesstrafe beibehalten 
werden, für den zweiten dagegen nicht, wobei erklärlicherweise 
übersehen worden ist, daß das Unternehmen der Tötung eines 
Bundesfiirsten auch den vollendeten Mord mitumfaßte.* Der Einfluß 
des Gegensatzes in Bezug auf die Bestrafung hat wahrscheinlich 
dem Gesetze seine jetzige Fassung gegeben.^ 

2, Von den Angriffen gegen die Freiheit des Herr- 
schers hebt § 81, I das Unternehmen einen Bundesfiirsten ge- 
fangen zu nehmen, in Feindesgewalt zu liefern oder zur Regierung 
unfähig zu machen hervor. Diese Fälle enthalten keine erheb- 
lichen Unterschiede von den entsprechenden gemeinen Verbrechen 
wider die persönliche Freiheit* 

BezügUch der ersten Alternative ist zu betonen, daß fiir die 
Vollendung des Verbrechens eine längere Dauer der Gefangen- 
nahme nicht notwendig ist. Auch die kürzeste Freiheitsberaubung 
würde genügen, denn dadurch wäre eine Verhinderung des Herr- 
schers seine Regierungsrechte auszuüben, worauf es hierbei haupt- 
sächlich ankommt, wohl denkbar.^ Was das ,zur Regierung Un- 

1 Richtig John III iiS Olshausen § 8i ^ Schütze 233". 
■ Knitschky 141. 
» John III uK 

* Vgl. Str.G.B. §§ 234, 239, 240. 

* Knitschky 144 f., Oppcnhoff § 81«. 
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fahigmachen* betrifft, so könnte man zunächst annehmen, daß das 
Gesetz in diesem Falle eine längere Hinderung voraussetzt, weil 
ja eine vorübergehende Hinderung unter den Begriff der Gefangen- 
nahme fallen könnte. Es sind aber Fälle denkbar, beispielsweise 
die durch Beibringung innerer Mittel herb^eführte vorübergehende 
Bewußtlos^keit des Herrschers, welche dann von den Bestimmungen 
des § 8i, I nicht gedeckt würden. Daher glaube ich, daß auch 
eine vorübergehende Unfähigmachung zum Regieren voll- 
kommen ausreicht^ Dadurch wird — wenn man extensiv inter- 
pretieren will — die Möglichkeit eröffnet, jede Nötigfung des Landes- 
herm zu einem Regierungsakte aus § 8i ^ zu bestrafen,* weil der 
Landesherr durch die Nötigung in concreto unfähig gemacht wird, 
seine Regierungsrechte frei auszuüben. Sonst hätte die Nötigung, 
wenn die Voraussetzungen des § 240 nicht vorlägen, straflos 
bleiben müssen, weil ja der Landesherr kein Beamter ist, also der 
§ 114 nicht in Anwendung gebracht werden kann.^ 

In Bezug auf das Unternehmen, einen Bundesfiirsten zur Regie- 
rung unfähig zu machen, ist noch zu bemerken, daß nach dem Wort- 
laute des Gesetzes nur der regierende Fürst in dieser Weise an- 
gegriffen werden kann. Indes behauptet John, daß die Handlung 
ihrer Natur nach auch gegen den Regenten und den verfassungs- 
mäßigen Thronfolger begangen werden könne. Er fiigt hinzu: 
,Gesdiähe dies, und geschähe es in einer Weise, daß ein aöderes 
Verbrechen ideel konkurrierte, so würde nur wegendieses ideell kon- 
kurrierenden Verbrechens, nicht aber wegen Hochverrats zu strafen 
sein. Träfe aber die letztere Voraussetzung, nämlich die ideelle 
Konkurrenz mit einem anderen Verbrechen nicht zu, so wäre 
die Handlung straflos.'* Es wird hierdurch offensichtlich etwas 
vom Gesetze abgeleitet, was nicht einmal dem Sinne nach darin 
steckt. Das Gesetz will lediglich von dem Falle wissen, daß 
ein Bundesfurst zur Regierung unfähig gemacht wird. Daß der 
Thronfolger im Sinne des Gesetzes kein Bundesfürst ist, 
auch wenn er die besten Aussichten hat, in nächster Zeit ein 
solcher zu werden, bedarf keiner eingehenden Erörterung. Dem- 

^ Dagegen Knitschky 145. 

' And. Mein. Knitschky 117^ Oppenhoff § 81'. 

» Vgl. Knitschky 117*, Oppenhoff § 81'. 

* John III 18«. 
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nach kann der Thronfolger, wenn er zur Regierung unfähig gemacht 
wird, den Schutz des § 81' nicht in Anspruch nehmen. Dieser 
Angriff wäre dann freilich aus einem anderen Paragraphen zu be- 
strafen, denn eine Handlung, die den Thronfolger zur Regierung 
unfähig zu machen geeignet ist, ohne eine andere Strafnorm — 
besonders den § 96 — zu verletzen, läßt sich, trotz der Ausführungen 
John 's, nicht leicht denken.^ 

In Betreff aller hier geschilderten Handlungen, einschließlich 
der Tötung eines Bundesfürsten, ist endlich hinzuzufügen, daß 
sie ohne weiteres innerhalb des ganzen Reichsgebietes unter den 
Begriff des Hochverrats fallen. Der Aufenthaltsort des Täters und 
sein Verhältnis zum Bundesfiirsten kommen gar nicht in Betracht. 



§ 28. 
in. Die Staatsverfassung. — IV. Das Staatsgebiet. 

I. Neben den Bundesfiirsten wird als ,Seele des Staates' ^ die 
Verfassung sowohl des deutschen Reiches, als jedes einzelnen 
Bundesstaates geschützt. Über die Ausdehnung, in welcher die 
gegen die Verfassung gerichteten Angriffe als Hochverrat aufzu- 
fassen sind, gehen die Meinungen auseinander. Die meisten be- 
schränken den Hochverrat, nach dem Vorbilde einiger Gesetz- 
bücher, auf die Angriffe gegen die wesentlichen Bestandteile der 
Verfassung,^ jedoch nicht im modernen staatsrechtlichen Sinne, 
d h. gegen die Verfassungsurkunde selbst, sondern gegen alle 
Grundeinrichtungen, gleichgültig ob sie in die Verfassung aufge- 
nommen sind oder nicht,* denn die Verfassung des Staates ist 
ein weiterer Begriff, als die in der Verfassungsurkunde geregelten 



* Vgl. Sontag 47 f. 

* Bern er 356. 

»So Berner 358, v. Liszt 526, Meyer 639, Oppenoff § 81* 
Schütze 234. 

* Richtig Frank § 81"*', Geyer II 127, Hälschner II 736, John III 
13) Knitschky 147 ff., v. Liszt 526, Merkel 376, Meyer 639, Olshauscn 
§8i«, Oppenhoff § 8i«, Schwarze § 8i. Dagegen Beseler (Komm. z. 
Pr.Str.G.B., Leipzig 1851) 224 und Rubo § 81»—*, welche Verfassung und Ver- 
fassungsurkunde nicht unterscheiden. 
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Grundsätze.* Gegen die Beschränkung der Angriflfe auf die 
wesentlichen Bestandteile der Verfassung wendet Berner mit 
Recht ein,^ daß es sehr gefährlich sei, die Entscheidung über die 
Bedeutung der Verfassungsbestimmungen dem Richter zu über- 
lassen. Jedoch ist folgendes zu betonen: So berechtigt es ist, den 
Schutz nicht auf alle Einzelbestimmungen, deren manche für die 
Existenz des Staates ganz unerheblich sind, auszudehnen, so falsch 
ist es, ihn auf die totale Änderung der Verfassung zu beschränken. 
Zu eng ist daher die Meinung von John, welcher nur in den 
Fällen der Änderung einer monarchischen Verfassimg in eine 
republikanische, einer konstitutionellen in eine absolute, einer mit 
ständischer in eine mit repräsentativer Vertretung und umgekehrt 
einen Hochverrat erblickt. Alle anderen Angriffe scheidet er aus, 
weil ,gewaltsame Änderungen partieller Vorschriften der Ver- 
fassung mittelbar durch die fiir den Aufruhr, sowie durch die zum 
Schutze der gesetzgebenden Versammlungen getroffenen Bestim- 
mungen vorgesehen sind.* ^ Mit dieser einzigen Ausnahme ist man 
sonst darüber einig, daß nicht die Änderung der Verfassung in 
ihrer Totalität erforderlich ist, vielmehr die Änderung eines be- 
deutenden Teües derselben ausreicht.* Eine sichere, feste Ab- 
grenzung läßt sich zwar nicht durchfuhren, es können aber ge- 
wisse Anhaltspunkte angeführt werden, von denen noch unten 
speziell die Rede sein wird. Vor allem besteht kein Zweifel darüber, 
daß jeder Angriff auf die Regierungsrechte des Staatsoberhauptes'^ 
und die Rechte der gesetzgebenden Versammlungen oder des 
Volkes® als Hochverrat aus § 8i' zu bestrafen ist. 

^ Hälschner II 736. 

2 Berner 358«. 

3 John III 13*. Mit Recht dagegen Knitschky 146. 

* So Berner 358, Hälschner I 736, Meyer 639, Rubo § 81 ** u. a. 
Vgl. noch unten S. 95 ff. 

^ Das Recht des deutschen Kaisers, den Bundesrat und den Reichstag zu 
berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu schliefen, ferner das Recht ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates den Krieg zu erklären, für den Fall, dafi ein Angriff 
auf das Bundesgebiet oder dessen Küsten erfolgt ist (R.V. Art, ii), u. s. w. 
würden hierher gehören. Ebenso die den einzelnen Bundesflirsten vermöge der 
Landesverfassung zustehenden Rechte. 

* Z. B. die Aufhebung des Wahlrechts, der Prefifreiheit oder anderer dem 
Volke zustehender Rechte. SoHomberger4i. A. M. bezüglich der Prefifrei- 
heit und der freien Religionsübung v. Liszt 526. 
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Daß der Gesetzgeber neben der Verfassungsänderung besonders 
der Thronfolgeänderung gedenkt, ist ein Pleonasmus, weil die Thron- 
fo^e zweifellos einen wesentlichen Teil der Verfassung des Staates 
bildet; korrekt ist aber im Gesetz die Beschränkung derselben auf 
die Bundesstaaten, denn in der Verfassung des deutschen Reiches 
ist von einer Thronfolge gar nicht die Rede,^ Daß infolge der Über- 
nahme des Bundespräsidiums durch den König von Preußen, der 
Art. 53 der preußischen Verfassung ipso jure in die Reichsver- 
fassung übergegangen ist, wie John behauptet, ^ ist nicht richtig. 
Eine gewaltsame Änderung der Thronfolge in Preußen würde einen 
Hochverrat gegen diesen Bundesstaat, nicht aber gegen das 
Deutsche Reich bedeuten. An diesen Unterschied knüpfen sich 
allerdings keine praktischen Folgen.^ 

In allen Fällen der Verfassungsänderung, die auch eine vor- 
übergehende sein kann,* da das Gesetz in Bezug auf die Dauer 
keinen Unterschied macht, wird Gewaltsamkeit vorausgesetzt.^ 

IL Drittes Objekt des Hochverrats ist das Bundesgebiet 
und das Gebiet jedes einzelnen Bundesstaates. Die hierher ge- 
hörenden Unternehmen sind: 

I. die gewaltsame ganze oder teilweise Einverleibung des 
Bundesgebiets in einen fremden Staat;* 
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* R.V. Art. 11. 

* John III 13 f. Ihm pflichten bei: Schütze 234^* und wohl (ohne den 
Gedankengang J o h n 's richtig zu verfolgen) Olshausen § 81^. 

* Der Angriff auf den Thronfolger, ohne die Absicht dadurch die Thronfolge- 
ordnung zu ändern, würde nicht Hochverrat sein, sondern unter § 96 bezw. 
§ 100 fallen. 

^ So z. B. die Entthronung des regierenden BundesfUrsten zu Gunsten seines 
verfassungsmäfiigen Nachfolgers; ferner seine Verdrängung durch eine illegitime 
Dynastie (Hals ebner II 740, Schwarze § 81). Ich gehe wohl nicht zu weit, 
wenn ich die Vernichtung der Zeugungsfahigkeit eines jungen Herrschers oder der 
Fruchtbarkeit seiner Gemahlin, geschehen in der Absicht, den Thron einer Seiten- 
linie des regierenden Hauses zu sichern, unter Umständen — so seltsam es auch 
klingen mag — als Hochverrat bezeichne. 

* Darüber ausführlich unten S. 97 ff. 

* John bemerkt (III 14®): »Nach dem Wortlaute des Gesetzes könnte auch 
daran gedacht werden, das gesamte Bundesgebiet einem fremden Staate gewaltsam 
einzuverleiben. Diese Vorschrift nahm sich für den Preußischen Staat des Jahres 
1S51 bedenklich aus. Aber das ganze deutsche Reichsgebiet einem fremden Staate 
einzuverleiben — welchem Staate sollte man es wohl einverleiben? Dieser Ein- 
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2. die Losrdßung eines Teiles des Bundesgebietes, um daraus 
einen selbständigen, nicht zum Deutschen Reiche gehörenden Staat 
zu machen; 

3. die gewaltsame glänze oder teilweise Einverleibung eines 
Bundesstaates in einen anderen Bundesstaat und 

4« die Losreißung eines Teiles des Bundesstaates, um daraus 
einen selbständigen, jedoch dem Deutschen Reiche angehörenden 
Staat * oder ein Reichsland zu machen. Dagegen würde das Unter- 
nehmen, das ganze Gebiet eines Bundesstaates zum Reichsland zu 
machen, nur nach § 81, 2 zu bestrafen sein.^ 

Die Frage, ob durch § 81* auch Elsaß-Lothringen geschütrt 
wird, hängt zunächst von der Entscheidung über die staatsrecht- 
liche Stellung der Reichslande ab. Mit Rücksicht darauf, daß 
Elsaß-Lothringen strafrechtlich einem Bundesstaate gleichgestellt 
wird,^ ist die Frage zu bejahen. 

Die Größe des abzutrennenden Teiles ist gleichgültig; * es muß 
sich aber immer um einen wirklichen Teil des Bundesgebiets 
handeln. Die Grundsätze des Völkerrechts bezüglich der Staats- 
und Kriegsschiffe, welche als Teil des Heimatlandes angesehen 
werden, kommen nicht in Betracht. Letzteren wird ein Schutz 
während eines gegen das Deutsche Reich ausgebrochenen Krieges 
nach § 90 gewährt. In Friedenszeiten genießen sie, soweit ich 
übersehen konnte, keinen qualifizierten strafrechtlichen Schutz. 
Dies bedarf de lege ferenda einer besonderen Berücksichtigung. 

Verleihung würde wohl kein Leib irgend eines Staates gewachsen sein.* Dabei 
übersieht John, dafi es sich beim Hochverrat nicht immer um die Vollendong 
handelt, die ja im geschilderten Falle sinnlos wäre (denn wer würde das Ver- 
brechen des Hochverrats verfolgen, wenn das ganze deutsche Reich einem fremden 
Staate einverleibt wäre ?), sondern, und zwar hauptsächlich, um das darauf gerich- 
tete Unternehmen; hierdurch ist die Fassung des Gesetzes gerechtfertigt. 

^ Nur in diesem Falle hat die Bestimmung einen Sinn, denn sonst fallt das 
Unternehmen, einen Teil eines Bundesstaates vom Gkinzen loszureisen, schon unter 
§ 81». Richtig John III 14, Schwarze § 8i. 

' Richtig Hälschner II 741, v. Liszt 526*, Meyer 640, Olshausen 
§ 81', Oppenhoff § 81 1*. And. Mein. Knitschky 149. Nach Geyer (II 
127) fällt das Unternehmen, das Gebiet eines Bundesstaates zum Reichsland 10 
machen ,nicht unter § 81' (sondern worunter?) 

« Vgl. E.G. für Els.-Lothr. vom 30. Aug. 1 871, § I, 2. 

* Vgl. auch den speziellen Tatbestand des § 90^—*. 
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§29. 

3. Die verbrecherische Absicht. 

I. Durch die ulpianische Begriffsbestimmung^ verführt, nahm 
die ältere Doktrin in der Regel an, daß zur Begehung des Hoch- 
verrats eine eigentümliche VWllensrichtung des Täters, der soge- 
nannte animus hostilis, erforderlich sei. Man hielt an der 
Anschauung fest, daß eine Handlung nur dann dem Tatbestande 
des Hochverrats entspräche, wenn sie das charakteristische Merk- 
mal der Feindseligkeit gegen den Staat deutlich erkennen ließe. 
Bei den Angriffen gegen das Staatsganze oder dessen Oberhaupt 
galt der bei den gemeinen Verbrechen erforderte bloße Vorsatz 
nicht als ausreichend. Es mußte die böse, gegen das Bestehen 
des Gemeinwesens gerichtete Gesinnung des Täters hinzukommen. 
Ein Unternehmen, den Umsturz der Verfassung oder die Tötung 
des Herrschers herbeizuführen, konnte nicht als Hochverrat be- 
trachtet werden, wenn dabei der Täter den Zweck, den Staat zu 
verletzen, nicht im Auge hatte. Dieser Grundsatz, welcher einen 
Rest der althergebrachten Sonderbetrachtung der Staatsverbrechen 
in sich schloß, wurde zwar in Theorie und Praxis anerkannt, ver- 
mochte aber auf die Rechtsprechung keinen Einfluß auszuüben. 
Denn tatsächlich wurde er dadurch seiner Bedeutung entkleidet, 
daß bezüglich des Hochverrats die Fiktion galt, daß alle gegen 
den Staat als solchen gerichteten Verbrechen schon an sich die 
feindselige Absicht des Täters enthielten.^ 

Die moderne Wissenschaft und Gesetzgebung haben mit dem 
Erfordernisse der feindseligen Absicht vollständig gebrochen, wie sie 
ja jede prinzipielle Sonderstellung der Staatsverbrechen verworfen 
haben. Übrigens ist jener Begriff zu vag, seine Verwertung zumeist 
undurchführbar. Nach heutiger Auffassung genügt zur Begehung des 
Hochverrats der gewöhnlicheVorsatz;^ einer besonderen Ge- 
sinnung des Verbrechers, welche seiner Handlung den hochver- 



1 Vgl. oben S. 20. 
' V. Feder 71. 

' Der Vorsatzbegriff ist natürlich wesentlich verschieden, je nachdem 
man auf dem Standpunkt der Willens- oder der Vorstellungstheorie steht. 
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räterischen Charakter aufprägt, bedarf es nicht mehr. Die Tötung 
eines Bundesfiirsten ist allemal Hochverrat, gleichviel ob der 
Täter aus privater Radier oder aus der subjektiven Überzeugung 
heraus, den Interessen seines Landes zu dienen, sich zu seiner Tat 
hat hinreißen lassen. Eine Umwälzung der Staatsverfassung ist an 
sich, ohne Rücksicht auf die leitenden Beweggründe, hochverräte- 
risch. Ob die Führer einer solchen die Wohlfahrt des Landes vor 
Augen gehabt oder die Anmaßung von Hoheitsrechten bezweckt 
haben, ist gleichgültig. Das Gesetz verlangt von demjenigen, 
welcher die Normen über Hochverrat zu verletzen unternimmt, 
daß er die Möglichkeit, seine Handlung könne die Existenz des 
Staates gefährden, gewärtig sein muß; es ist, wie sich John privat- 
rechtlich ausdrückt,^ eine praesumtio juris et de jure, die der Be- 
weis, daß dem Täter die Absicht, auf die öffentlichen Verhältnisse 
bestimmend einzuwirken, fem gelegen hat, nicht zu entkräften 
vermag. 

Jedes hochverräterische Unternehmen entspricht zunächst dem 
Typus eines gemeinen Verbrechens, welches hier durch die engere 
Bestimmung des AngrifTsobjektes qualifiziert wird. »Allerdings 
hat dieses qualifizierende Moment eine so hervorragende Bedeu- 
tung, daß es sich rechtfertigt, wenn das Gesetz diese Verbrechen 
in einem besonderen Abschnitte und mit einem gemdnsamen 
Namen zusammenfaßt, sie aber nicht in den betreffenden ander- 
weitigen Abschnitten nur als qualifizierte Fälle der Tötung, Frei- 
heitsberaubung, Nötigung u. s. w. behandelt' ^ Danach ist der zum 
gesetzlichen Tatbestande des hochverräterischen Unternehmens 
gehörende Vorsatz mit dem der entsprechenden gemeinen Ver- 
brechen identisch. Mit Unrecht verlangt für alle diese Fälle 
Bin ding, von der herrschenden Meinung abweichend, eine be- 
sondere hochverräterische Absicht, die sich mit dem Vor- 
satz verbinden müsse. ^ Dadurch wäre lediglich ein unbestimmter, 

1 John III 17. 

* Hälschner II 731. 

® Bin ding (Normen) II 483. Auch Knitschky (137 f.) verlangt in einem 
Falle hochverräterische Absicht, insofern er nämlich bei der Gefangennahme des 
Fürsten unterscheiden will, ob die Absicht des Täters sich auf einen staatsgefähr- 
denden Erfolg richtet (z. B. Verhinderung der Teilnahme des Monarchen an einer 
dringenden Staatsangelegenheit) oder nicht; nur im ersteren Falle soll die Hand- 
lung, nach Knitschky, als Hochverrat betrachtet werden. 



§ 30. 4- ^ic Natur der verbrecherischen Handlang. gc 

höchstsubjektiver Begriff ins Leben gerufen, dessen praktische 
Verwertung viele Schwierigkeiten zu überwinden haben würde. 

IL Zur Herbeiführung eines der in den §§ 80, 81 bezeichneten 
Erfolge ist, wie ich darzulegen gesucht habe, Vorsatz notwendig 
und ausreichend. Dagegen genügt nicht der Erfolg allein, um 
das Verbrechen des Hochverrats zu begründen, wenn der Wille 
des Täters bei der Begehung der Handlung den tatsächlich her- 
gestellten Erfolg nicht mit umfaßte. In diesem Falle ist allerdings die 
verbrecherische Tat einer anderen Strafnorm zu subsumieren. An 
einem Beispiel kann es am besten klar gemacht werden. Jemand 
will — ohne weitere Zwecke zu verfolgen — seinen Landesherm 
durch einen tätlichen Angriff kränken; dabei verletzt er ihn so 
unglücklich, daß dieser zur Regierung unfähig wird. Der Täter 
darf nur nach § 94 verantwortlich gemacht werden, nicht aber 
nach § 81, I, es sei denn, daß ihm ein dolus eventualis vorgeworfen 
werden kann. 

Ferner muß der Täter Kenntnis von den Tatumständen haben, 
die zum gesetzlichen Tatbestande der hochverräterischen Unter- 
nehmen gehören;^ er muß gewußt haben, daß die angegriffene 
Person ein Bundesfürst, unter Umständen der eigene Landesherr 
sei, daß das loszureißende Gebiet einen Teil des Deutschen Reiches 
bezw. eines Bundesstaates bUde. Sind diese Voraussetzungen nicht 
vorhanden, so können nach § 59 die dem Täter nicht bekannten 
Tatumstände ihm nicht zugerechnet werden. Dementsprechend 
finden in diesem Falle die Hochverratsbestimmungen keine An- 
wendung. 



§ 30. 
4. Die Natur der verbrecherischen Handlung. 

Während das Str.G.B. die verschiedenen Fälle, in welchen 
es einen Angriff gegen das Staatsoberhaupt erblicken wollte, aus- 
drücklich hervorgehoben hat, bereitet es uns bezüglich der Ver- 
fassung manche Schwierigkeit, indem es allgemein von einer ,ge- 
waltsamen Änderung* spricht. Danach gehört zur Konsu- 



Vgl. Bin ding (Normen) I 122 f. 
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tnierung des Verbrechens vor allem eine Änderung,^ diese mujß 
aber gewaltsam sein. 

I. Bei der ex professo Behandlung der Staatsverfassung als 
Objekt des Hochverrats ist angenommen, daß unter Änderung 
nicht eine völlige Umgestaltung des Staatswesens, sondern jede 
bedeutende Modifizierung, welche durch Aufnahme oder Abschaffung 
einer fundamentalen Bestimmung geschieht, zu verstehen sei So 
unsicher auch diese Auslegung scheinen mag, so lassen sich doch 
gewisse Grundsätze aus ihr ableiten, welche die subjektive Auf- 
fassung zu lenken geeignet sind. 

Abgesehen von der Änderung der Staatsform selbst, wodurch 
die Verfassung in ihrer Totalität angegriffen wird, und der Ände- 
rung der Thronfolge, die das Gesetz besonders erwähnt hat, bilden 
den Gegenstand des hochverräterischen Unternehmens hauptsäch- 
lich diejenigen Angriffe, welche gegen die Rechte der verfassungs- 
mäßig berufenen gesetzgeberischen Faktoren sich richten.^ ^ Frei- 
lich kann hiergegen der Einwand erhoben werden, daß das Str.G.B. 
den gesetzgebenden Versammlungen des Reiches oder eines Bundes- 
staates im § 105 einen besonderen Schutz gewährt hat. Allein 
dieser bezieht sich nicht auf die Rechte der betreffenden Ver- 
sammlungen in Bezug auf die Gesetzgebung, sondern es handelt 
sich im § 105 nur um die Bestrafung eines konkreten Angriffs 
bei der Ausübung ihrer Tätigkeit, z. B. Auseinandersprengung der 
Versammlung oder Nötigung zur Fassung eines Beschlusses; von 
einer gewaltsamen dauernden Aufhebung der Rechte der gesetz- 
geberischen Versammlungen ist dort nicht die Rede. Eine solche 
bildet vielmehr, wie oben angedeutet, den Gegenstand eines hoch- 
verräterischen Angriffes aus § 81', denn die Rechte dieser Ver- 
sammlungen sind natürlich ein wesentlicher Teil der betreffenden 
Staatsverfassung. 

1 Siehe oben S. 89 f. 

' Dazu gesellen sich allerdings die in S. 90 Anm. 5 und 6 noch ange- 
führten Fälle. 

' , Andere Teile der Verfassung*, bemerkt Hälschner (II 739), ,mögen, wie 
etwa die Gerichtsverfassung, für das Staatsleben gleich wesentlich sein, sind aber 
für sich allein nicht Gegenstand hochverräterischen Angriffes und können es un- 
möglich sein, weil jede gewaltsame Änderung derselben nur vermittelst hochver- 
räterischen Angriffes auf die Organe der Gesetzgebung verübt werden kann.' 
Letztere Behauptung scheint aber nicht immer zutreffend zu sein. 
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Negativ möchte ich noch hervorheben, daß nicht als Hoch- 
verrat betrachtet werden darf eine Handlung, durch welche die 
Geltung der Verfassung vorübergehend gehemmt wird, denn darin 
kann eine Änderung nicht erblickt werden. Anders liegt natür- 
lich die Sache, wenn diese Hemmung als Mittel zur Herbeiführung 
einer Änderung benutzt werden soll. ^ Femer kann nicht Gegen- 
stand des Hochverrats eine nicht mehr bestehende oder eine un- 
rechtmäßige Verfassung sein, soweit sie nicht durch Genehmigung 
des Volkes die Rechtmäßigkeit bereits erlangt hat. In den er- 
örterten Grenzen bewegt sich meines Erachtens jede Verfassungs- 
änderung. 

IL Die Änderung muß eine gewaltsame sein. Darin ist ein 
wesentlicher Anhaltspunkt gegeben. Zunächst ist nämlich die ver- 
fassungsmäßige Änderung auszuscheiden, welche eine Modifikation 
des bestehenden Grundgesetzes ermöglicht, wenn die bekannten 
staatsrechtlichen Voraussetzungen vorhanden sind. Aber auch dann 
würde die Änderung nicht hochverräterisch sein, wenn diese Vor- 
aussetzungen durch Nötigung der dabei verfassungsmäßig beru- 
fenen Organe herbeigeführt worden sind.^ Eine solche Handlung 
würde vielmehr dem Tatbestande des § 105 entsprechen. 

Dagegen würde hochverräterisch sein jedes Unternehmen, 
welches darauf gerichtet ist, eins oder mehrere der zur Gesetz- 
gebung berufenen Organe gewaltsam zu beseitigen, eine ,ge- 
setzgebende Gewalt herzustellen, welche der bisherigen Verfassung 
gegenüber als eine verfassungswidrige erscheint' * und endlich darauf, 
einem der bezeichneten Organe die Ausübung eines Teiles seiner 
verfassungsmäßigen Rechte dauernd und gewaltsam zu rauben. 

Schon das A.L.R.* und nach dessen Vorbild auch das 
Pr.Str.G.B.,** hatten bei der Verfassungsänderung das Erfordernis 
der Gewaltsamkeit aufgestellt,* welches durch das R.Str.G.B. auch 
für die Angriffe gegen das Staatsgebiet eingeführt wurde. Indes 



* Übereinstimmend mit Hals ebner (II 737), welcber aber den letzteren 
Punkt nicht berücksichtigt. 

' Hälschner II 739. 
' Hälschner II 739. 

* A.L.R. II 20 § 92. 
» Pr.Str.G.B. § 61. 

* Wohl im Gegensatz zur verfassungsmäßigen Änderung, 
Sisoukides, Hochverrat. 7 
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ist nur bei der Einverleibung eines Gebietsteiles ausdrücklich Ge- 
waltsamkeit verlangt, nicht aber bei der Losreißung. Über den 
Grund dieser Unterscheidung erklären ach die Motive gar nicht. 
Man hat ihn wohl darin zu suchen, daß die Gewaltsamkeit im Be- 
griffe des Losreißens liege.^ Diese Unterscheidung des Gesetz- 
gebers erregt in anderer Hinsicht berechtigte Bedenken, insofern 
sie das (allerdings seltene) Unternehmen gewalt loser Einver- 
leibung von der Bestrafung ausschließt. ,Das Ganze des Reiches', 
bemerkt John mit Recht,' ,wäre besser geschützt worden, als ge- 
schehen ist, wenn man im § Si^ das Wort gewaltsam in Ab- 
weichung (?) von dem Preußischen Strafgesetzbuch^ nicht aufge- 
nommen hättet 

Nunmehr habe ich mich mit der Bedeutung der Bezeichnung 
^gewaltsam' eingehend zu beschäftigen. Zwei Meinungen stehen 
schroff gegenüber. Die erste, dem Sprachgebrauche des Str.GJs 
folgend, will unter Gewalt nur die physische Gewalt — die vis 
absoluta — verstehen* und schließt rücksichtslos die Drohung 
aus. Die Annahme dieser Ansicht würde die Straflosigkeit des- 
jenigen zur Folge haben, welcher seine hochverräterischen Pläne 
durch bloße Bedrohung — ohne der Gewaltanwendung zu be- 
dürfen — durchzuführen vermochte. Trotz des regelmäßigen Sprach- 
gebrauches des Str.G.Bs kann daher eine zu solchen Ergebnissen 
führende Interpretation nicht gebilligt werden. Dies haben auch 
die Verteidiger der herrschenden Ansicht erkannt und entweder 
die Bezeichnung auf die vis compulsiva ausgedehnt, oder 
andere Erklärungsversuche gemacht.* So schlägt z. B. Knitschky 
vor, einen Hochverrat durch Drohungen unter der Voraussetzung 
anzunehmen, daß der Täter die Absicht hat, dieselben, wenn sie 
sich unwirksam zeigen, im Wege der physischen Gewalt zu reali- 
sieren. Gestützt auf die Materialien zum Pr.Str.G.B. ,® erklären in 
ähnlicher Weise die meisten Kommentatoren, daß das Unternehmen 



^ So Berner 360, John III 19. Vgl. Hälschner II 741. 

* John III 20. 

'John übersieht wohl, das im Pr.Str.CB. bei der Verletzung des Staats- 
gebiets von einer Gewaltsamkeit gar nicht die Rede gewesen ist (vgl. Pr.Str.G.B. § 61 ')• 

* Geyer II 127, John III I9^ v. Liszt 526, Merkel 376. 

» Vgl. Knitschky 152, Olshausen § 81«, Oppenhoff § 81*. 

* Die Motive zum R.Str.G.B. haben leider diesen Punkt gar nicht berührt. 
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auch dann hochverräterisch ist, wenn es ,auf eine wenigstens im 
letzten Augenblicke der Entscheidung durch physische Gewalt zu 
bewirkende Umwälzung der Staatsverfassung abzweckt'.^ ^ Diesem 
Lösungsversuche stehe ich skeptisch gegenüber, weil ich die Fest- 
stellung eines so formulierten Tatbestandsmerkmales im Einzelfalle 
für unmöglich halte. Man darf nicht außer Acht lassen , daß die 
hochverräterischen Handlungen das Stadium der Gewaltanwendung 
gewöhnlich nicht erreichen und daß man nicht leicht übersehen 
kann, ob der Täter physische Gewalt eventuell anzuwenden die 
Absicht hatte oder nicht. Um das Operieren mit Eventualitäten 
zu vermeiden, wäre es viel zweckmäßiger, unter Gewaltsamkeit 
einerseits die physische Gewalt, andererseits die Drohung — wenig- 
stens wie sie sich bei der Nötigung gestaltet — zu verstehen. Bei 
der Gewaltsamkeit handelt es sich offenbar um eine erzwingende 
Handlung, welche Widerstandsunfähigkeit des Objekts hervorruft. 
Durch die physische Gewalt geschieht dies in erster Linie, aber 
auch die Drohung ist in der Regel geeignet, auch den hartnäckigsten 
Widerstand zu überwinden oder auszuschließen.^ 

Von diesem Standpunkte aus kann das von Bern er ange- 
führte Beispiel* der Aufhebung der Verfassung durch ein Dekret 
der verantwortlichen Minister nicht ohne weiteres als Hochverrat 
betrachtet werden, undHälschner befindet sich in Widerspruch 
mit sich selbst, wenn er die Annahme des Hochverrats unbedingt 
für möglich hält.^ Mag diese Auffassung de lege ferenda besondere 
Berücksichtigung verdienen, aber nach geltendem Rechte ist sie 
ausgeschlossen,* es sei denn, daß die Minister zur Durchführung 

^ Vgl. Goltdammer (Die Materialien zum Str.G.B. für die preußischen 
Staaten, Berlin 1852) II 10. 

^ So Meyer 640, Olshausen § 81*, Schütze 235*'; auch Oppen- 
lioff (§ 81®), indem er eine , eventuelle Anwendung von physischer Gewalt' für 
ausreichend hält. 

' ,Die gewaltsame Änderung der Verfassung erfordert jedenfalls nach H ä 1 s c h - 
'ler, eine Handlung, die den Tatbestand der Nötigung ergibt* (II 738). 

* B erner 360. 

* Hälschner II 738. 

^Ebenso Knitschky I52f., Olshausen § 81^ (mit Ausnahme einer 
eventueUen Anwendung physischer Gewalt). A. M. Berner 360, Hälschner 
^^738, Meyer 640. John (19®) rügt den zur Rechtfertigung der gegnerischen 
Meinung verwendeten Begriff, indem er behauptet, dafi das Strafrecht nur den 

7* 
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ihres Entschlusses physische Gewalt oder Drohung angewendet 
haben. 

nL Dieselbe hier dngehend erörterte Bedeutung ist dem 
Worte gewaltsam' auch bezüglich des Angriffes gegen das Staats- 
gebiet beizulegen. Vielleicht empfiehlt es äch de lege ferenda 
zu erwägen, ob es nicht zweckmäßiger sd, das Wort »gewaltsam' 
in dem Falle des § 8i ' durch den Ausdruck «widerrechtlich' oder 
dnen ähnlichen zu ersetzen, in den Fällen des § 813-4 dagegen 
überhaupt wegzulassen, um die Sicherheit des Gebietes des Reiches 
und der Bundesstaaten zu erhöhen. 

§31. 
ni. Arten des Hochverrats. 

Das Str.CB. enthält sich aus Zweckmäßigkeitsrücksichten 
jeder Einteilung der Fälle des Hochverrats. Eine spezielle Ein- 
teilung, nach den verschiedenen Gegenständen des Verbrechens, 
würde auch keinen Nutzen haben und nur die technischen Aus- 
drücke vermehren. Die Beschaffenheit des deutschen Reiches läßt aber 
eine generelle Einteilung in Reichshochverrat und Landes- 
hochverrat zu. Ersterer umfaßt Mord und Mordversuch gegen 
den deutschen Kaiser, Änderung der Reichsverfassung und Schmäle- 
rung des Reichsgebietes. Dag^en ist Gegenstand des Landeshoch- 
verrates das Unternehmen, einen Bundesflirsten zu töten (mit den 
zwei qualifizierten Fällen des § 80), ihn gefangen zu nehmen, in 
Feindes Gewalt zu liefern oder zur Regierung unfähig zu machen; 
femer die Änderung der Verfassung oder der Thronfolge, sowie 
der Angriff auf das Gebiet eines Bundesstaates. 

Diese Einteilung, welche allerdings mehr historische (weil im 
alten deutschen Reiche vorhanden),^ als praktische Bedeutung 
beanspruchen darf,^ hat auch die Wissenschaft zugelassen.^ 



Gegensatz zwischen Drohung und physischer Gewalt, aber daneben keine 
moralische Gewalt kennt. 

* Vgl. Feuerbach-Mittermaier 283. 

■ Vgl. Berner 359. 

' In einem einzigen Falle, nämlich bei der Zuständigkeit, kann der Unter- 
schied in gewissem Sinne eine praktische Bedeutung gewinnen. Vgl. unten S. 129 f. 
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Zweiter Abschnitt. 

Die Abstufung der hochverräterischen 
Handlungen. 



§ 32. 

I. Das Unternehmen im Verhältnisse zum Versuch 
und zur Vollendung. 

L Im Gegensatz zu den alten Grundsätzen des römischen 
Strafrechtes, welches im allgemeinen die Straflosigkeit des Ver- 
suches erklärte, bildete sich in der Kaiserzeit eine Gewohnheit, 
welche in der lex Quisquis ihren Abschluß fand, und nach welcher 
der Versuch beim Hochverrat gleich dem vollendeten Verbrechen 
bestraft wurde. Durch Aufnahme der lex Quisquis in die Goldene 
Bulle ^ ist diese Bestimmung gemeines deutsches Recht geworden. 
Hierauf stützte zunächst auch die ältere Wissenschaft, von Carp- 
zow bis Feuerbach, ihre Ansicht über die Sonderstellung des 
Hochverratsversuches, während vereinzelte Stimmen die Unmög- 
lichkeit einer Unterscheidung zwischen Versuch und Vollen- 
dung beim Hochverrat aus allgemeinen Grundsätzen oder aus der 
Beschaffenheit dieses Verbrechens nachzuweisen sich bemühten.^ 
Trotz der gewichtigen Neuerung der peinlichen Gerichtsordnung,* 
welche eine scharfe Unterscheidung zwischen der ,unterstan- 
denen Missetat' und der ,Vollbringung' derselben auf- 
stellte, vermochte die Wissenschaft ihre Ansicht erfolgreich durch- 
zufechten, indem sie einerseits auf die ungeheure Gefahr hinwies, 
welche dem Staat durch einen Hochverratsversuch erwächst, und 
andererseits die in den meisten (?) Vollendungsfallen tatsächliche Un- 



1 Vgl. oben S. 58. 

' Zachariä 223f. Vgl. auch Wächter II 519. 

' Im berühmten Art. 178. 
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tnöglichkeit einer Bestrafung geltend machte. Freilich sollte auch 
nach der gemeinrechtlichen Doktrin nicht die innere Entstehung 
des verbrecherischen Willens, sondern nur seine äußerliche Objek- 
tivierung als Hochverrat behandelt werden. 

Von der herrschenden Meinung abweichend, stellt Klein- 
schrod einen Unterschied zwischen Versuch und Vollendung auf 
indem er in der letzteren die nächste, in dem ersteren die ent- 
fernte Gefahr erblickt, in welche der Staat gesetzt wird.^ Dem- 
gemäß findet er keinen Anlaß, beim Hochverrat von den allge- 
meinen Grundsätzen eine Ausnahme zu machen, er kann aber nicht 
leugnen, daß der Hochverratsversuch wegen seiner Schwere und 
der dadurch dem Staate drohenden Gefahr eine beträchtliche Strafe 
verdient 

II. Auch in der neuesten Strafgesetzgebung finden wir eine 
Reminiscenz der früheren Auffassung. Nach dem Vorbilde des 
Pr.Str.G.Bs wird im § 80 des R5tr.G.Bs der Mordversuch gegen 
den Kaiser, den eigenen Landesherm oder den Landesherm des 
Aufenthaltsstaates gleich dem Morde bestraft. Daraus darf aber 
nicht gefolgert werden, daß beim Hochverrat Versuch und Voll- 
endung gleichbedeutend seien. Die Versuchshandlungen, aber 
auch alle, werden im § 80 nur hinsichtlich der Strafe der Vollen- 
dung gleichgestellt; sie behalten dagegen ihren eigentümlichen 
Charakter, was fiir die Behandlung derselben nicht ohne praktische 
Bedeutung ist, wie ich noch unten auszuführen haben werde. 

Ähnlich verhält es sich mit dem Unternehmen, von welchem 
der § 81 handelt Folgenden Begriff desselben stellt der § 82 
auf: ,Als ein Unternehmen, durch welches das Verbrechen des 
Hochverrats vollendet wird, ist jede Handlung anzusehen, durch 
welche das Vorhaben unmittelbar zur Ausfuhrung gebracht werden 
soll'. Diese Begriffsbestimmung gilt nach Entscheidung des Reichs- 
gerichts ^ nur fiir das Gebiet des Hochverrats, was sich auch aus 
ihrer Stellung und ihrem Wortlaut ohne weiteres ergibt. 

Die Fassung des Gesetzes deutet darauf hin, daß durch das 
Unternehmen des § 81 das Verbrechen des Hochverrats nicht 
vollendet wird, sondern es sind gewisse im Stadium des Versuches 



^ Kleinschrodöy; wohl auchRofihirt (Archiv) i68 und Zachariä 240f. 
' Reichsgericht R. II 4S3 f. 
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ach bewegende Handlungen als Vollendung anzusehen, weil der 
Gesetzgeber die Strafe des vollendeten Verbrechens auch auf 
diese Handlungen ausdehnen wollte.^ An sich wird das Verbrechen 
des Hochverrats — wie die gemeinen Verbrechen — nur dann 
^rollendet, wenn die rechtswidrigen Folgen, welche das Gesetz 
\roraussetzt, tatsächlich eingetreten sind.^ Der Staat aber hat zum 
Zwecke der eigenen Sicherheit über die imter dem Namen ,Unter- 
Dchmen* zusammengefaßten Handlungen, welche die das Verbre- 
chen konsumierenden Wirkungen nicht herbeigeführt haben, der 
Vollendung gleiche Strafen verhängt^ * 

Es bleibt nur noch die wichtige Frage nach dem Umfang und 
der Bedeutung des Unternehmens im positiven Rechte eingehend 
zu erörtern. Auch in diesem Punkte gehen die Ansichten weit 
auseinander. Von einer Seite wird einfach angenommen, daß der 
Begriff des Unternehmens sich mit dem Begriffe des Versuches 
vollkommen deckt;** dabei bleibt allerdings die Hinzufügung der 



^ Mit anderen Worten (in Anschlufi an das Gesetz): Eine Handlungi durch 
welche das Vorhaben unmittelbar zur Ausfuhrung gebracht werden soll, ist nicht 
ein Unternehmen, durch welches das Verbrechen des Hochverrats 
vollendet wird, sondern sie ist als solches anzusehen. 

' John III 22, Knitschky 154. 

' Ähnlich der älteren Doktrin nimmt Knitschky (l 54) allgemein als Grund 
der qualifizierten Behandlung des Versuches beim Hochverrat den Umstand an, 
dafi die Erreichung des Erfolges bei hochverräterischen Unternehmungen die Be- 
strafung unmöglich macht Das ist aber, meiner Ansicht nach, die Verallgemeine- 
ning eines einzigen Falles, nämlich der Verfassungsänderung, welche regelmäßig 
den Umstürzlern die Straflosigkeit zusichert. 

^ Die Bestimmung des § 82 ist auf die Fälle des § 81 zu beschränken, weil 
der § 80 ausdrücklich den Versuch der Vollendung gleichgestellt hat Richtig 
Hälschner II 745, John III 24*, A. M. Oppenhof § 82*. Vollkommen 
Recht hat Olshausen (§ 82*), wenn er sagt; ,eine Handlung, durch welche 
das Vorhaben des Mordes einer der im § 80 gedachten Personen unmittelbar zur 
Ausführung gebracht werden soll, ist nur strafbar, wenn sie entweder tatsächlich 
einen Anfang der Ausführung des Verbrechens des Mordes enthält oder unter 
§§ 83 — 86 fällt*. Dies besonders hervorzuheben war aber nicht nötig, weil eine 
Handlung, welche zwar dem Begriffe des Unternehmens im diesseits behaupteten 
Sinne entpricht (vgl. unten S. 105 ff.), aber keinen Anfang der Ausführung enthält, 
wohl kaum denkbar ist. 

** So Berner 36lf., Binding (Normen) II 454, Knitschky I55f., 
Merkel 377, Oppenhoff § 82" und (sogar noch weitergehend) v. Liszt 526 f. 
And. Mein. Frank § 82', Geyer II 127, Hälschner II 744, John III 23, 
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erläuteraden Vorschrift des § 82 unerklärlich. Der Gesetzgeber 
konnte — wie im § 80 — durch bloßen Hinweis auf den Ver- 
suchsbegrifT die besondere Begfriffsbestimmung des Unternehmens 
vermeiden. Da er es nicht getan hat, so sind wir berechtigt an- 
zunehmen, daß er durch den § 82 eine Modifizierung (nicht eine 
Wiederholung) des VersuchsbegprifTes zum Ausdruck bringen wollte. 
Es bt freilich eine Vermutung ausgesprochen, welche anscheinend 
das Verfahren des Gesetzgebers rechtfertigt^ Man hat nämlich 
behauptet, daß die Immediatkommission für das Pr.Str.G.B. nicht 
die Absicht gehabt hat, den Tatbestand des Unternehmens mehr 
einzuschränken, als es in den früheren Entwürfen der Fall war,^ 
daß sie aber dabei nicht die Möglichkeit zulassen wollte, über das 
Gebiet des Versuches hinausgehende Handlungen, dem Unter- 
nehmen zu subsumieren. Um dies endgültig zu verhindern, hat 
sie es angeblich vorgezogen, sich ausdrücklich über die BeschafTea- 
heit der hier in Betracht kommenden Handlungen zu erklären, statt 
auf die im allgemeinen Teüe gegebene Bestimmung des Versuchs- 
begriffes zu verweisen, weil im letzteren Falle eine schrankenlose 
Ausdehnung der strafbaren Versuchshandlungen stattfinden könnte. 
Daß die Kommission, obgleich ihr so ernste Befürchtungen vor- 
geschwebt haben sollen, sich nicht die Mühe gegeben hat, klarere 
Ausdrücke zu wählen, ist nicht begreiflich. Meines Erachtens ist 
die in den früheren Entwürfen aufgenommene Bestimmung viel 
deutlicher, weü sie sich lediglich mit dem Versuche befaßt, während 
der Wortlaut der an ihre Stelle getretenen Raum zur Hereinziehung 
über das Versuchsgebiet hinausgehender Handlungen gewährt 
Daß diese Behauptung richtig ist und der Gedanke, den man der 
Immediatkommission zugeschrieben hat, verfehlt, beweist die ver- 
schiedenartige Interpretation, welche der § 82 in der Literatur er- 
fahren hat. Während Berner in dem Worte ,unmittelbar' 
den Ausschluß der Vorbereitungshandlungen ^ und Schwarze 



Meyer 200fr., Olshausen § 82^— *, Schütze 235, Schwarze § 82, Reichs- 
gericht E. XVI 165 ff. 

1 Vgl. Knitschky 155 f. 

* Die Vorschrift der früheren Entwürfe lautete: ,Auch der Versuch des 
Verbrechens, soweit er überhaupt strafbar ist, gilt als Vollen- 
dung desselben'. 

* Berner 361, vgl. auch 140. 
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sogar die bewußte Beschränkung des Versuchsbegriffes^ finden» 
erblickt v. Liszt in demselben Worte die Heranziehung der 
dem Versuchsgebiete angrenzenden Vorbereitungshand- 
lung en.^ Auch letztere Ansicht ist wohlberechtigt, denn man kann 
schwerlich behaupten, daß sie dem elastischen Wortlaute des Ge- 
setzes widerspricht. Wenn sieHälschner dadurch zu bemängeln 
versucht, daß er auf die besondere Strafe, die die Vorbereitungs- 
handlungen im § 86 erhalten haben, hinweist, so würdigt er nicht 
genügend den Inhalt dieses Paragraphen, welcher eine anderweitige 
Bestrafung von Vorberdtungshandlungen nicht ausschließt.* 

III. Aus überwiegenden Gründen scheint sich eine andere Auf- 
fiassung des hochverräterischen Unternehmens aufzudrängen. Sie 
stimmt insofern mit der an erster Stelle geschilderten überein, als 
sie die Vorbereitungshandlungen von dem Unternehmen ausschließt, 
um letzterem nur Versuchshandlungen zu subsumieren. Nach 
dieser dritten Ansicht aber fallen nicht alle Versuchshandlungen 
unter den im § 82 geschaffenen Begriff.* Dies ergibt sich sowohl 
aus der Entstehungsgeschichte des § 82, als auch aus dem Wort- 
laute des Gesetzes und dem Zusammenhang der Strafbestimmungen 
der §§ 80, 81.«^ 

a) Der § 82 beruht fast wörtlich auf dem § 62 des Pr.Str.G.Bs. 
über den Inhalt dieses letzteren, insbesondere über die Frage, ob 
der Versuch gleich dem vollendeten Hochverrate zu bestrafen wäre, 
hatten sich Zweifel erhoben, welchen der erste Entwurf des Str.G.Bs 
fiir den N.D.B. in Zukunft vorzubeugen die Absicht hatte. So ent- 
stand der § 6g des Entwurfs, welcher bestimmte: ,Als ein Unter- 
nehmen, durch welches eines der §§ 67, 68 bedrohten Verbrechen 
vollendet wird, ist jede Handlung anzusehen, welche einen Anfang 
der Ausführung des verbrecherischen Vorhabens enthält*. 

Weder in den zweiten Entwurf, noch in das Gesetzbuch ist 



^ Schwarze § 82. 

* V. Liszt 526. 

' Die Eingangsformel des § 86 lautet : Jede andere, ein hochverräterisches 
Unternehmen vorbereitende Handlang u. s. w.' Sie bezieht sich auf die unmittelbar 
vorhergehenden Paragraphen, kann aber möglicherweise auf § 82 zurückbezogen 
Verden. 

* So die meisten; vgl. oben S. 103 Anm. 5 unter And. Mein. 
6 Vgl. Frank § 82». 
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diese Vorschrift aufgenommen, man hat äch vielmehr für die 
preußische Bestimmung entschieden. Daraus erhellt, daß § 82 des 
R.Str.G.Bs einen beschränkten Inhalt bekommen mußte, weil man 
auch beim PnStr.G.B. eine beschränkende Tendenz konstatiert 
hatte ^ und wdl der preußische Versuchsbegriffenger war, als 
der des R.Str.G.Bs.« 

b) Nach geltendem Rechte (§ 43) gehört zum Begfriffe des 
Versuches ,eine Handlung, welche einen Anfang der Ausfuhrung 
des Verbrechens • . . enthält*, während nach § 82 als ein Unter- 
nehmen nur die Handlung, ,durch welche das Vorhaben unmittel- 
bar zur Ausführung gebracht werden soll*, anzusehen ist Diese 
beiden Sätze sind nicht gleichbedeutend, obwohl sie dieselbe Be- 
zeichnung jAusfiihrung* enthalten. Der erste umfaßt dn weiteres 
Gebiet; sämtliche Handlungen, welche einen Anfang der Ausfuhrung 
enthalten, fallen darunter. Beim Unternehmen dagegen schaden 
diejenigen Handlungen aus, welche zwar einen Anfang der Aus- 
führung enthalten, aber nicht geeignet sind, das verbrecherische 
Vorhaben unmittelbar zur Ausführung zu bringen. In ähnlicher 
Weise sucht John eine Sinnesverschiedenheit des Wortes »Aus- 
führung* zu begründen, indem er darin beim Versuche den Be- 
ginn, beim Unternehmen das Ende der Ausführung erbKckt.' 
Auch auf ein weiteres Unterscheidungsmoment ist aufmerksam ge- 
macht worden. Nämlich der Versuchsbegfriff verlangt Handlungen, 
,die einen Anfang der Ausfuhrung enthalten*, hat also eine ob- 
jektive, das Unternehmen dagegen hat eine subjektive Vor- 
aussetzung, indem in § 82 von einer Handlung die Rede ist, ,durch 
welche das Vorhaben unmittelbar zur Ausfuhrung gebracht werden 



^ Zu diesem Resultat kam besonders Goltdammer (Materialien) II 22. 
A. M. Knitschky 153. 

« Vgl. John III 29 ^ 

' John III 23. Diese Bemerkung ist sicher zutreffend. Wenn das Gesetz 
ohne jeden erklärenden Zusatz von einer Ausführung spricht, so meint es offenbar, 
dafi die Handlung so vorgeschritten sein mufi, dafi der Erfolg bevorsteht, mit 
anderen Worten, dafi das Vorhaben bald (unmittelbar) ausgeführt werden wird. 
Beim Vorliegen entfernterer Versuchshandlungen kann man nicht von einer un- 
mittelbaren Ausführung, sondern nur von einem unmittelbaren An- 
fang der Ausführung sprechen. Durch die Vornahme einzelner AusfÜhrungs- 
handlungen ist das Verbrechen noch lange nicht ausgeführt. 
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solL*^ Die Bedeutung des Inhalts dieses letzteren Satzes bedarf 
dringend der Feststellung. Nach der richtigen Ansicht bedeutet 
Vorhaben den vom Täter gewollten Erfolg, also das beabachtigte 
Verbrechen.® Von einer Beziehung des Vorhabens auf die Worte 
des § 81 ,wer es unternimmt', ist dringend zu warnen. Es ist ja 
auch selbstverständlich, daß das Vorhaben nicht darin bestanden 
haben muß, es zu unternehmen, eine der im § 81 aufgezählten 
Handlungen herbeizuführen, sondern es muß auf die Herbeiführung 
selbst gerichtet gewesen sein.* 

Um die der Vollendung gleichgestellten von den übrigen Ver- 
suchshandlungen leicht unterscheiden zu können, hat man auch die 
Bedeutung des ,unmittelbar zur Ausführung gebracht werden soll* 
näher zu bestimmen versucht. Allerdings bildet den Gegensatz zu 
einer Handlung, durch welche das Vorhaben unmittelbar, eine 
solche, durch die es erst mittelbar zur Ausführung gebracht 
werden soll Es ist aber nicht möglich, eine feste Grenze a priori 
zu ziehen und man muß die Lösung dieser Aufgabe in concreto 
dem richterlichen Ermessen überlassen.* 

c) Eine weitere Rechtfertigung der in Bezug auf den BegrüT 
des Unternehmens nach geltendem Rechte hier verteidigten An- 
sicht, liefert auch die vergleichende Betrachtung der §§ 80 und 
81. Die im letzeren aufgezählten Handlungen sind zweifellos von 
geringerer Bedeutung im Verhältnisse zu denen des § 80. Sowohl 
die Eingangsformel, als die Strafe deuten darauf hin. Demnach 
wäre es ein ungerechtfertigter Schritt, bei den minderschweren 
Fällen die Strafbarkeit in einen viel früheren Zeitpunkt zu ver- 
legen, als es bei den schwereren Handlungen des § 80 der 
Fall ist.5 

IV. Je nach dem vertretenen Standpunkt, ergeben sich gewisse 
Konsequenzen von großer Tragweite. Während diejenigen, welche 
das Unternehmen dem Versuche gleichstellen (selbstverständlich 



^ Rubo § S2\ ihm folgt Olshausen § 82^ 

•Vgl. Binding (Grundrifl) I 92, John III 24, Olshausen § 82*, 
Oppenhoff § 82». 

» Vgl. John III 24. 

^ A. M. John (III 25 f.), dessen Ausführungen Hälschner (II 744 f.) und 
Knitschky (158 f.) völlig widerlegt haben. 

» Vgl. Frank § 82'. 



I08 2- Abschnitt Die Abstafung der hochverräterischen Handlungen. 

auch die Anhänger der Lisztschen Ansicht), einen Versuch des 
Hochverrats aus § 8i für schlechterdings unmöglich halten müssen, 
können die Vertreter der von mir verteidigten Meinung dnen Ver- 
such insoweit annehmen, als die vorgenommene Handlung zwar 
einen Anfang der Ausführung enthält, aber das Vorhaben nicht 
unmittelbar zur Ausfuhrung bringen soll, also noch nicht unter 
das Unternehmen des § 82 fallt* Jede andere, als Unternehmen 
anzusehende Handlung schliefit natürlich einen Versuch aus. 

Hierbei ist femer die Frage nach der Straflosigkeit des Rück- 
trittes zu erörtern. Auch ihre Beantwortung hängt hauptsächlich 
von dem Standpunkte ab, welchen man in Bezug auf den Begriff 
des Unternehmens vertritt. Von einigen wird die Frage rück- 
sichtslos verneint;* die meisten bejahen dieselbe nur insofern, als 
es nach §§ 81, 82 einen dem vollendeten Verbrechen nicht 
gleichgestellten Versuch geben kann.^ Noch weiter geht 
Berner, indem er die Straflosigkeit des Rücktrittes in allen 
Fällen des Hochverratsversuches bezw. -Unternehmens annimmt, 
ohne Rücksicht darauf, ob sie hinsichtlich der Bestrafung mit der 
Vollendung auf gleiche Stufe gestellt worden sind oder nicht* 
Zur Begründung dieser Ansicht, welcher ich mich anschließe, vermag 
ich folgende Punkte anzuführen: 

Die hochverräterischen Versuchshandlungen haben durch die 
Gleichstellung mit der Vollendung ihre E^entümlichkeit nicht dn- 
gebüßt. Zwar ist der Versuch zu einem delictum sui generis er- 
hoben, aber dies nur zum Zwecke der Bestrafung; im übrigen ist 
er Versuch geblieben und die sich darauf beziehenden Privilegien 
des freiwilligen Rücktrittes finden entsprechende Anwendung. Wollte 
das Gesetz auch diese generelle Vorschrift des allgemeinen Teiles 
im Falle des Hochverrates ausschließen, so hätte es dies ausdrück- 
lich hervorheben müssen. In der Wissenschaft und Praxis herrscht, 



* Ebenso folgerichtig Hälschner II 745, John III 23, Meyer 202f., 
Olshausen § 82', Rubo § 82^ Schütze 236, Schwarze § 82. 

* So Binding (Grundrifi) I 104, Knitschky 161 f., v. Liszt527, Meyer 
216 (mit ungerechtfertigter Ausnahme des § 86), Oppenhoff§82*; Reichs- 
gericht E. X 324 ff. 

» So Frank § 82", Hälschner II 745 f., John III 28, Olshausen 
§ 82*, Rubo § 82«, Schatze 236*0. 

* Berner 362. 
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wie schon erwähnt, ziemliche Übereinstimmung darüber, daß der 
Rücktritt vom Mordversuch des § 80 und von denjenigen Fällen 
des § 81, die der Vollendung nicht gleichgestellt sind, straflos 
mache. Dagegen wird in den übrigen Fällen des Unternehmens 
ein strafloser freiwilliger Rücktritt fast allgemein verworfen. Der 
Grund eines solchen Unterschiedes liegt wahrscheinlich in der ver- 
führerischen Wortfassung des Gesetzes, die uns aber nicht ver- 
wirren darf. Obwohl die Bezeichnung ,Versuch' im § 82 vermieden 
worden ist, so sind doch die darunter (§ 82) fallenden Handlungen 
teils Versuchs-, teils Vollendungshandlungen. Die Anwendung 
des § 46 auf erstere auszuschließen, ist weder billig, noch korrekt, 
wenigstens vom Standpunkte derjenigen, welche die Möglichkeit 
einer Straflosigkeit des Rücktrittes beim Hochverrat anerkennen. 
Freilich kann man mich dadurch zu widerlegen suchen , daß man 
entgegnet, in den Fällen des § 82 sei der Versuch zur Voll- 
endung erhoben und die privilegierte Behandlung des Rücktrittes 
sei gesetzlich nur auf die Fälle des eigentlichen Versuches be- 
schränkt. Wenn aber die Behauptung, daß der Versuch in seiner 
neuen (der Vollendung gleichen) Stellung seine Eigentümlichkeiten 
verUere, richtig wäre, so müßte man zu dem Resultat gelangen, 
daß es aus § 82 auch einen strafbaren Versuch des Ver- 
suches (in seiner Eigenschaft als Vollendung) geben könne. Diese 
Folgerung wird aber ganz inkonsequenterweise durchweg abgelehnt.^ 
Für die Straflosigkeit eines freiwilligen Rücktrittes vom hoch- 
verräterischen Unternehmen sprechen auch gewaltige politische 
Gründe. ,Hierfiir spricht überdies, sagt Berner, die Konsequenz 
des Zusammenhanges der gesetzlichen Bestimmungen, da bei der 
entgegengesetzten Auffassung die Absurdität herauskommen würde, 
daß der Versuch zur Tötung des Kaisers oder des Landesherm 
bei freiwilligem Rücktritte zwar straflos bliebe (§ 80), das Unter- 
nehmen zur Tötung eines anderen Bundesfürsten unter der gleichen 
Voraussetzung aber nicht (§81 ')'.^ Diese merkwürdige Inkon- 
gruenz betrachtet Olshausen, um seine Ansicht aufrecht zu er- 
halten, als eine Folge mangelhafter Redaktion der betreffenden 
Gesetzesparagraphen. ® 

1 Vgl. Hälschner II 745, John III 28, Schwarze § 82. 

■ Bern er 362. 

* Olshausen § 82^ 
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II. Die Vorbereitungshandlungen. 

§ 33. 
I. Im allgemeinen. 

Das R.Str.G.B. hat es fiir zweckmäßig erachtet, die Entfaltung 
einer hochverräterischen Tätigkeit auch in einem früheren Zeit- 
punkt, als dem bisher besprochenen unter Strafe zu stellen. In 
der Tat sind beim Hochverrat die Vorbereitungshandlungen, in 
Abweichung von den al^emeinen Grundsätzen, eingehend behandelt 
worden. 

Danach ergibt sich fönende Reihenfolge der positivrechtlich 
fiir strafbar erklärten hochverräterischen Handlungen, welche eine 
Vollendung nicht herbeigefiihrt haben: 

1. Die Fälle des Unternehmens, welche hinsichtlich der 
Strafe der Vollendung gleichgestellt worden sind und die einem 
engeren, als dem Versuchsgebiete angehören. Dazu gesellen sich 
die Fälle des Mordversuches aus § 80. 

2. Der Versuch im eigentlichen Sinne, die durch § 82 
nicht gedeckten Versuchs fälle^ des Hochverrats enthaltend und 

3. sämtliche Vorbereitungshandlungen, die über das 
Gebiet des Versuches hinausgehen und die nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen straflos bleiben müßten. 

Letztere sind im Str.G.B. nicht gleichmäßig bestraft, sondern 
es wird ein stillschweigender Unterschied in schwere und ein- 
fache Vorbereitungshandlungen gemacht. Zu den schweren ge- 
hören: die hochverräterische Verschwörung (§ 83), das Sichein- 
lassen mit einer fremden Regierung (einschließlich der übrigen 
Fälle des § 84) zur Vorbereitung eines Hochverrats und endlich 
die Aufforderung zur Ausführung einer nach § 82 strafbaren 
Handlung (§ 85).^ Jede andere, ein hochverräterisches Unternehmen 



* Vgl. oben S. 107 f. 
Vgl. über die streitige Stellung der Aufforderungen S. 114 ff. 
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vorbereitende Handlui^* gehört zu den einfachen Vorbereitungs- 
handlungen. 

Wie die Versuchshandlungen durch die Gleichstellung mit der 
Vollendung, haben hier die Vorbereitungshandlungen durch die 
selbständige Strafandrohung ihre Eigenschaft nicht verloren.® 
Daraus ergibt sich: a) die Unzulässigkeit eines strafbaren Ver- 
suches dieser Vorbereitungshandlungen ® und b) durch argumentum 
a majore ad minus die Möglichkeit eines straffrei machenden frei- 
willigen Rücktrittes.* 

§ 34. 
2. Die schweren Vorbereitungshandlungen. 

I. Die Verschwörung (§ 83). Unter Verschwörung 
oder Komplott, wie man früher zu sagen pflegte, ist die von 
mehreren verabredete Ausführung eines hochverräterischen Unter- 
nehmens zu verstehen. Trotz des Wortlautes des § 83 können 
den Gegenstand einer Verschwörung nicht nur die im § 81 an- 
geführten Fälle bilden, sondern auch die Fälle des § 80. Zum 
Tatbestande genügt nicht die bloße Besprechung der noch nicht 
beschlossenen Ausführung oder die Prüfung in dieser Richtung 
gemachter Vorschläge, sondern es muß die ernste Übereinkunft 
der Komplottanten hinzukommen.'^ Ja noch weiter; es muß sich, 
nach der richtigen Ansicht, um die Ausführung eines bestimmten 
hochverräterischen Unternehmens aus §§ 80, 81 handeln. * Ein 
Einverständnis zum Zwecke allgemeiner umstürzlerischer Bestre- 
bungen ist nicht geeignet, die Anwendbarkeit des § 83 zu be- 
gründen. Femer kann nach positivem Rechte unmöglich eine 
Verschwörung vorli^en, wenn den Beteiligten nachweislich die 

1 Vgl. unten S. 119 ff. 

• Ebenso Frank § 83, Hälschner II 752, John III 30 und Olshauscn 
§ 83" (mit Ausnahme der Aufforderungen, vgl. S. Iio Anm. 2); Schütze 237". 

» Frank § 83, Hälschner II 752, John III 30 ff., Olshausen § 832*, 
Op penhoff § 83', Schütze 237". 

* Frank §83, Hälschner H 752, John III 33, Knitschky 169, Ols- 
iiausen § 83«^ Schütze 237". 

'^ Fehlt es an dieser Voraussetzung, so kann möglicherweise der § 86 in 
Betracht kommen. 

« So Hälschner II 747, John III 42, Meyer 641, Olshausen § 83», 
Oppcnhoff § 83», Rubo § 83*, Schwarze § 83. 
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Absicht gefehlt hat, ihre Entschlüsse gewaltsam durchzuführen. 
Dagegen ist weder eidliche Bekräftigung (wie früher irrtümlicher- 
wdse vielfach angenommen wurde), noch nähere Übereinkunft 
über die Art, die Mittel, den Ort und die Zeit der Ausfuhrung er- 
forderlich.^ 

Femer gehört aber zum Tatbestande der Verschwörung, daß 
es zum Beginn der strafbaren Handlung nicht gekommen ist; 
dieser Punkt bedurfte kaum der ausdrücklichen Hervorhebung des 
Gesetzes, denn es erscheint selbstverständlich, daß die Komplottanten, 
wenn es zum Beginn gekommen ist, nicht als solche, sondern ab 
Teilnehmer an einem Hochverratsversuch bestraft werden müssen. 

Bei der hochverräterischen Verschwörung finden die allge- 
meinen Grundsätze über die Teilnahme entsprechende Anwendung.- 
Die Verabredung kann entweder zwischen Mittätern oder zwischen 
Tätern und Gehilfen, nicht aber zwischen Anstiftern und Ange- 
stifteten erfolgen.* Der Grund dieser Auffassung ist klar, denn 
die Verschwörung setzt den Willen sämtlicher Beteiligten, bd der 
Ausführung mehr oder weniger tätlich mitzuwirken, voraus, während 
bei der Anstiftung die Handlung vom Täter allein vorgenommen 
zu werden pflegt, und der Anstifter nur dann in Betracht kommt, 
wenn der Täter mit der Ausführung begonnen hat. Überdies ge- 
hört zur Verabredung eine selbständige Willens- und 
Handlungsbetätigung, zur Anstiftung dagegen die Beein- 
flussung und Bestimmung des Angestifteten durch den An- 
stifter. 

Endlich ist zu bemerken, daß in dem ,bloßen Anwerben zu 
einer auf ein hochverräterisches Unternehmen abzielenden Ver- 
ein^ng, selbst in Verbindung mit dem dadurch herbeigeführten 
Eintritte in jene Vereinigung, noch keine Verabredung, sondern 
nur eine Anstiftung zu erblicken' ist* 

IL Der Mischtatbestand des § 84. Die Handlung des- 
jenigen, welcher sich mit einer auswärtigen Regierung einläßt oder 
die ihm von dem Reiche oder einem Bundesstaate anvertraute 
Macht mißbraucht oder Mannschaften anwirbt oder in den Waffen 



1 Berncr 362 f., Oppenhoff § 83*. 

' Binding (Grundrifi) I 119, Olshausen § 83^ 

» Oppenhoff § 83*. 

* Vgl. Oppenhoff § 83^ Reichsgericht E. V 67. 
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dnübt, wird der Verschwörung gleichgestellt Alle diese disparaten 
Fälle haben insofern ein gemeinsames Merkmal, als sie ,zur Vor- 
bereitung eines Hochverrats' vorgenommen werden sollen; 
dieses Moment stellt zugleich die Grenzen fest, welche den § 84 
von verwandten Fällen des Landesverrats^ und von einigen Ver- 
gehen wider die öffentliche Ordnung* trennen. 

I. Zum «Einlassen' gehört beiderseitige tatsächliche Verbin- 
dung oder Anknüpfung von Verhandlungen, ohne Rücksicht auf 
ihren Ausgangspunkt^ Dagegen sind einseitige Bemühungen zur 
Einleitung von Unterhandlungen nicht ausreichend, während anderer- 
seits das Zustandekommen von Verabredungen kein Tatbestands- 
merkmal bildet, sondern höchstens bei der Strafzumessung in Be- 
tracht kommen kann.^ Das Einlassen zum Zwecke der Herbd- 
fuhrung eines Krieges gegen das Deutsche Reich gehört nur inso- 
weit hierher, als dieser Krieg als Mittel zum Hochverrat betrachtet 
werden kann.'^ Auch das Reichsgericht steht auf diesem Stand- 
punkt. In den Gründen zu einer das Verhältnis des Landesverrats 
(aus § 87) zum § 81 3 betreffenden Entscheidung, finden sich 
folgende Erwägungen: ,Das Einlassen mit einer auswärtigen Re- 
gierung, um dieselbe zu einem Kriege gegen das Deutsche Reich 
zu veranlassen, ist an sich Landesverrat (§ 87 Str.CBs). Ge- 
schieht es aber zum Zwecke der Vorbereitung oder Durchfuhrung 
eines hochverräterischen Unternehmens, so liegt Landesverrat und 
Hochverrat in einer der in den §§ 81 — 86 a. a. O. bezeichneten 
Formen in idealem Zusammenflusse,* keineswegs aber Gesetzeskon- 
kurrenz vor, denn die Veranlassung der auswärtigen Regierung 
zu einem Kriege gegen Deutschland braucht nicht notwendig zu 
hochverräterischen Zwecken, insbesondere zum Zwecke der Los- 
rdßung deutscher Gebietsteile zu geschehen.' ' 

' Vgl. §§ 87, 92. 

* Vgl. §§ 127, 141. 

' Die Initiative kann auch von dritter Seite erfolgen. 

* Ebenso Hälschnerll 748, v. Liszt 527, Olshausen §84', Oppen- 
hoff § 84*, Schütze 238. A. M. Rubo § 84*, Schwarze § 84. Nach 
Frank {§ 84') ist ein scheinbares Eingehen der fremden Regierung nicht aus- 
reichend. 

'^ Ganz allgemein bei Olshausen § 84*. 

^ Es kommt dann nach § 73 das schwerste Strafgesetz zur Anwendung. 
' Reichsgericht E. XVI 168 f. 
Bisoukides, Hochverrat. 8 
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Dem konstanten Sprachgebrauche des Gesetzes gemäß, kann 
manimter, auswärtiger Regierung* nur eine nicht deutsch e 
Regierung verstehen. Danach ist der subintelligierte Gegensatz 
des «auswärtig* zum «ausländisch* prinzipiell nicht haltbar.^ 
Indes muß man in unserem Falle zu der Annahme eines solchen 
Gegensatzes mit Hilfe einer logischen Interpretation gelangen, 
weil die Beschaffenheit des Deutschen Reiches die von einem 
Bundesstaate bewirkte Förderung eines hochverräterischen Unter- 
nehmens gegen das Reich oder einen Bundesstaat durchaus nicht 
ausschließt (§ 8i ^). Demgemäß würde auch eine deutsche Bundes- 
r^erung als eine auswärtige in Betracht kommen,' obwohl dies 
dem Reiche gegenüber etwas absurd erscheint^ 

2. In Bezug auf den Mißbrauch der von dem Reiche oder 
einem Bundesstaate anvertrauten Macht ist zu bemerken, daß 
letztere weder eine militärische zu sein, noch sich ausschließlich auf 
Personen zu beziehen braucht. Auch die über Sachen und Ver- 
hältnisse anvertraute Macht ist vollkommen ausreichend.^ 

in. Die Aufforderung (§ 85). Über ihr Wesen beim 
Hochverrat ist ein lebhafter Streit entbrannt. Man hat nämlich 
behauptet, daß es sich hier nicht um eine Vorbereitungshandlung 
zum Hochverrat, sondern um eine selbständige Aufforde- 
rung zu einem Verbrechen handle, welche eine frappante Ähn- 
lichkeit mit den Anstiftungshandlungen besitze und systematisch 
zu den strafbaren Handlungen gegen die Staatsgewalt gehöre, bei 
welchen die strafbaren Aufforderungen ex professo behandelt 



^ Diesen nehmen mit Unrecht O p p e n h o f f (§ 84 ') und Schwarze (§ 84) 
an. Es kann keinem Zweifel unterliegen, dafi das Gesetz keinen solchen Gegen- 
satz kennt, vielmehr die Ausdrücke wiUkürlich gebraucht; (vgl. bes. Str.G.B. 
§§ 102, 103). 

■ So die herrschende Meinung: Berner 363, Geyer II 128, Hälschner 
II 748, John III 42", V. Liszt 527», Meyer 640, Oppenhoff §84', 
Schütze 238". A. M. Frank § 84^ (nicht nur, wie v. Liszt a. a. O. an- 
fahrt), Olshausen § 84«, Rubo § 84«. 

« Vgl. Hälschner II 749, John III 42", Schütze 238". 

* Richtig Geyer II 128, v. Liszt 527», Olshausen § 84*. Teilweise 
Berner 363, Frank § 84", Oppenhoff § 84*, Schütze 238»*; (sie be- 
schränken die Macht nur auf Personen). Enger Rubo § 84' (indem er nur eine 
militärische Macht annimmt). 
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worden sind ^ ^ Von anderer Seite wird aber mit Recht geltend 
gemacht, daß zur Billigung einer solchen Annahme kein zwingender 
Grund vorhanden ist.^ Vielmehr ergibt sich aus der Wortfassung 
der unmittelbar folgenden Bestimmung des § 86 (Jede andere, 
ein hochverräterisches Unternehmen vorbereitende Handlung...*), 
daß der Gesetzgeber von dem Gedanken geleitet wurde, sämtliche 
von den §§ 80, 81 nicht betroffenen Fälle, lediglich als Vorberei- 
tungshandlungen zu bestrafen. Diese Ansicht glaube ich mit voller 
Energie vertreten zu müssen, weil es sich nicht nur um eine theore- 
tische Streitfrage handelt, sondern um eine Auffassung, deren 
praktische Konsequenzen von großer Wicht^keit sind. Stellen 
wir uns auf den gegnerischen Standpunkt, so müssen wir zunächst, 
bei der vorausgesetzten selbständigen Natur der hochverräterischen 
Aufforderung, einen strafbaren Versuch derselben anerkennen und 
die Straflos^keit eines freiwilligen Rücktrittes leugnen. Dies wird 
auch von den Vertretern der gegnerischen Ansicht folgerichtig ab- 
geleitet.* Ob aber der Gesetzgeber eine solche Ausdehnung ins 
Auge gefaßt und gewollt hat, ist wenigstens fraglich.^ Da auch 
bei der versuchten Anstiftung eine Strafe unzulässig ist, so betrachte 

1 Vgl. John III 30 und besonders Olshausen § 85^. Mit Recht hat 
V. Liszt in der neuesten Auflage seinen früheren Standpunkt verlassen (528). 

' Das Mifiverständnis begünstigt wahrscheinlich die Stellung, welche den 
Aufforderungen zu einer strafbaren Handlung im Gesetze eingeräumt ist. Die Be- 
handlung derselben im besonderen Teile finde ich nicht richtig, denn Auflforde- 
rangen sind keine selbständigen Straftaten, sondern nur Vorbereitungshand- 
lungen (und in den Fällen der Begehung des Deliktes infolge der Aufforderung 
sogar eine Art Teilnahme), welche zur Herbeiführung jeder beliebigen strafbaren 
Handlung benutzt werden können. Wollte nun das Gesetz die Strafbarkeit solcher 
Handlungen einfahren, so hätte es am besten im allgemeinen Teil (neben dem 
Versuche oder der Anstiftung) entsprechende für den ganzen besonderen Teil 
geltende Vorschriften aufstellen müssen. Dann würde der Inhalt des § 85 nicht 
mehr als selbständiges Verbrechen, sondern als eine qualifizierte Vorbereitungs- 
bandlung erscheinen. 

» Frank § 85", Geyer II 128, Hälschner II 749, 752 f.; wohl auch 
Bern er 363 f., und neuerdings v. Liszt 528. 

^ So bes. Olshausen § 85^; im Resultat auch Knitschky 170. 

'^ Solche Folgerungen widersprechen, meiner Ansicht nach, dem Sinne des 
Gesetzes, welches die hochverräterische Aufforderung als erheblich leichteres Ver- 
brechen betrachten will. Dies ergibt sich einmal aus dem im § 85 aufgestellten 
Strafrahmen, sodann aus der Gleichstellung der Aufforderungen mit den einfachen 
Vorbereitungshandlungen (§ 86) im § 93. ^ 

8* 
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ich es als einen höchst bedenklichen Schritt, den Versuch der Auf- 
forderung unter Strafe zu stellen, und zwar umsomehr, als bei der 
Anstiftung der nächste Erfolg, d. h. die Bestimmung des anderen, 
vorausgesetzt wird, bei der Aufforderung ds^egen nicht.^ * 

Nach § 85 muß die Aufforderung öffentlich vor einer 
Menschenmenge, durch Verbreitung oder öffentlichen 
Anschlag oder öffentliche Ausstellung von Schriften 
oder anderen Darstellungen geschehen sein. 

I. Absichtlich hat sich der Gesetzgeber einer Begriffsbestimmung 
der Öffentlichkeit enthalten und, dem bayerischen Strafgesetz- 
buch* folgend, die Entscheidung, ob die ÖfTentlichkeit als vor- 
handen anzusehen ist, dem richterlichen Ermessen, nach der Art 
des Verbrechens oder der begleitenden Umstände, überlassen. 
Indes geben die Motive eine Anleitung, indem sie bemerken, ,daß, 
dem Sprachgebrauche gemäß, eine Handlung nur dann als öffent- 
lich geschehen zu betrachten ist, wenn sie in einer Art und Weise 
vorgenommen wurde, daß sie unbestimmt von welchen oder wie- 
vielen Personen wahrgenommen werden konnte; wurde dagegen 
die Handlung so vorgenommen, daß sie nur für die Wahrnehmung 
gewisser Personen bestimmt war und, von Zufälligkeiten abgesehen, 
auch nur von diesen bemerkt werden konnte, so wird keine 
ÖfTentlichkeit anzunehmen sein.* * Ferner erhellt aus den Motiven, 
daß das Merkmal des öfTentlichen Ortes, der öffentlichen Zusammen- 
kunft für den Begriff der Öffentlichkeit einer Handlung nicht ent- 
scheidend sein darf. 5 Im allgemeinen nimmt sowohl das Reichs- 
gericht, als die Wissenschaft mit geringen Abweichungen diesen 
Standpunkt ein. Danach wäre die Öffentlichkeit darin zu erblicken. 



^ Auch V. Liszt weist neuerdings darauf hin (528, 206*). 

* Wenn es schon ein weitgehender Schritt des Gesetzgebers ist, sagt Alt- 
meister Bern er, blofie Vorbereitungshandlungen zu strafen, so soUte man sich 
hüten, den Versuch einer Vorbereitungshandlung för strafbar zu erklären. 
,Auf solchem Irrwege würde man vom Versuch zu Vorbereitungen und von Vor- 
bereitungen immer aufs neue zum Versuch weiter gehen und die Strafbarkeit ins 
endlose ausdehnen können. Seinem Begriffe gemäß kann der strafbare Versuch 
den Vorbereitungshandlungen nur folgen, niemals vorangehen* (Bern er 364). 

* Bayer.Str.G-B. (v. 10. Nov. 1861) Art. 108. 

* Motive (in den stenogr. Ber. über die Verhandlungen des Reichstages des 
N.D.Bs., Berlin 1870, Bd. III) 62. 

* Motive (a. a. O.) 62. 



§ 34. Die schweren Vorbereitongshandlungen. H*^ 

daß die Handlung in einer Art und Weise vorgenommen 
worden ist, welche geeignet war, die Wahrnehmung 
anderer, nach Kr eis und Zahl unbestimmter Personen 
zu unterliegen.^ Dagegen kann nicht die Öffentlichkeit ange- 
nommen werden, wenn bei der Vornahme der Handlung ihre 
Wahrnehmung nur durch gewisse Personen oder einen zum Han- 
delnden in enger Beziehung stehenden Personenkreis möglich war.^ 
Daraus ergibt sich, daß das Vorliegen der Öffentlichkeit eine Tat- 
frage ist, welche im Einzelfalle geprüft werden muß.* 

Neben der Öffentlichkeit verlangt das Gesetz, daß die Auf- 
forderung vor einer Menschenmenge geschehen sein soll. 
Dieser Zusatz darf nicht etwa dahin ausgelegt werden, daß 
er zur Erläuterung des Begriffes »öffentlich*, als diesem gleichbe- 
deutend, hinzugefügt worden ist; er bildet vielmehr eine mit vollem 
Rechte aufgenommene* Beschränkung jenes Begriffes, um seine 
mißbräuchliche Ausdehnung bei der Rechtsprechung möglichst zu 
verhindern.^ Die Menschenmenge ist zunächst mit der gewöhn- 
lichen Personen mehrheit, wozu schon zwei Personen aus- 
reichen, nicht zu verwechseln. Aber auch eine geordnete Men- 
schenvielheit ist nicht ausschlaggebend. Zur Menschenmenge 
gehört vielmehr einerseits die Unmöglichkeit einer sofor- 
tigen Zählung^ und andererseits die auf Zufall beruhende 
Zusammenhäufung einer ungeordneten Menschen- 
vielheit.'® Bestimmte objektive Grundsätze darüber lassen sich 



1 Richtig Hälschner II 695, Kohler (Studien) I 171, Merkel 378, 
Olshausen § iio», Oppenhoff § 851*. A. M. Rubo (§ 85 1), welcher 
, öffentlich* lediglich als die Eigenschaft eines Ortes erachtet, ,und zwar als die- 
jenige, kraft welcher an dem Orte, selbst wider den Willen desjenigen, dem die 
rechtliche Verfügimg über denselben zusteht, jeder sein darf, der gewissen, aUge- 
mein geltenden Voraussetzungen entspricht'. 

* Hat der Täter bei der Vornahme der Aufforderung das objektive Vorliegen 
der Öffentlichkeit nicht gewufit, so kann es ihm nicht zugerechnet werden. Vgl. 
Kohler (Studien) I 171, Olshausen § IIO^ Oppenhoff § 85». 

« Reichsgericht R. III 167, E. X 296. 

* Im Anschluß au das Bayer.Str.G.B. Art. 108. 

* Motive (a. a. O.) 62. 

^ So Hälschner II 492, Merkel 378, Olshausen § iio^, Rubo 
§85*. 

' Danach würden die auf dem Korridor eines überfüllten Durchgangswagens 
stehenden Fahrgäste, soweit sie nicht in einem Blicke zählbar sind, als eine 
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jedoch nicht aufstellen und so wird die Entscheidung der Frage 
dem Einzelfalle zu überlassen sein.^ 

Die Aufforderung muß femer vor einer Menschenmenge statt- 
gefunden haben, braucht aber keineswegs an diese gerichtet ge- 
wesen zu sein« Dem Tatbestande entspricht es vollkommen, wenn 
der Täter die Aufforderung vor einer Menschenmenge an eine 
oder mehrere bestimmte Personen, wenn auch nur in einer der 
Menge vernehmbaren Weise, gerichtet hat* ^ Daß jeder von 
der Menge die Aufforderung vernommen hat, ist allerdings nicht 
erforderlich.* 

2. Der öffentlichen vor einer Menschenmenge, wird die Auf- 
forderung mittels Verbreitung, öffentlichen Anschlages 
oder öffentlicher Ausstellung von Schriften oder 
Darstellungen gleichgestellt. An sich braucht also die Ver- 
breitung nicht öffentlich zu sein, sie erlangt aber dadurch einen 
öffentlichen Charakter, daß sie die Möglichkeit der Kenntnisnahme 
in weitesten Kreisen mit sich bringt.** Sämtliche hier angeführte 
Fälle setzen weder mechanische Vervielfältigung, noch eine Mehr- 
heit von Schriften oder Darstellungen voraus.* Daß das Publikum 
von ihrem Inhalt Kenntnis erlangt hat, ist nicht notwendig." 



Menschenmenge zu betrachten sein, nicht aber die in einer Separatabteilung sich 
befindlichen Passagiere. Vgl. eine Reihe von Beispielen bei Rubo § 85*. 

® Ähnlich Hälschner II 751, v. Liszt 388, Olshausen § iio', Rubo 
§ 85*. A. M. Meyer 651, wohl auch Oppenhoff § 85". 

* Richtig Berner 401«, Geyer II 26, v. Liszt 388, Olshausen § iio', 
Rubo § 85', Reichsgericht R. V 632 ff.; A. M. Meyer (651), welcher als 
Menge diejenige Zahl von Personen betrachtet, bei welcher es auf das Hinzu- 
kommen oder Wegfallen einer einzelnen Person nicht mehr ankommt (?). 

* Geyer II 135, Hälschner II 751, Olshausen § iio^ Oppenhoff 
§ 85", Rubo § 85», Reichsgericht E. V 71, E. VII Ii3ff. 

* Die Aufforderung braucht nicht ausdrücklich in erregenden Worten zu er- 
folgen; dagegen genügt nach dem Wortlaut des Gesetzes das Anpreisen oder die 
indirekte Anreizung nicht. B e r n e r 363, Hälschner II 752 ; dagegen O p p e n - 
hoff § 85". 

* Vgl. Oppenhoff § 851». 

» So Hälschner II 751, John III 98, v. Liszt 554«. Vgl. Olshausen 
§ iio^o, Oppenhoff § 85 1*, Reichsgericht E. VII 113. 

« Vgl. Hälschner II 751, Olshausen § iio", Reichsgericht E. IX 
292 ff., E. XI 282 ff. 

' So Hälschner II 751. A. M. John (III 99), welcher, gestützt auf das 
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§ 35* ^ic einfachen Vorbereitungshandlungen. I jq 

Das Gesetz verlangt die Verfolgung derjenigen Aufforderungen, 
welche die Ausführung einer nach § 82 strafbaren Handlung zum 
Gegenstand haben. Es liegt zweifellos ein Redaktionsversehen vor, 
welches aber die Heranziehung des § 80 nicht hindert, weil der 
§ 82 auf § 81 und dieser wiederum auf die qualifizierten Fälle des 
§ 80 sich zurückbezieht.^ 

IV. Zum Schluß mag noch bemerkt werden, daß hinsichtlich 
aller Vorbereitungshandlungen übereinstimmend angenommen wird, 
daß sie sich auf ein genau bestimmtes hochverräterisches 
Unternehmen richten müssen. Die allgemeinen Grundsätze 
über Teilnahme finden entsprechende Anwendung. 



§ 35. 
3. Die einfachen Vorbereitungshandlungen. 

Um den Kreis der strafbaren hochverräterischen Vorbereitungs- 
handlungen zum Zwecke der Staatssicherheit zu vervollständigen, 
ist der § 86, zwar in der ursprünglichen Gestalt des entsprechenden 
Paragraphen des Pr.Str.G.Bs, aber mit erheblich veränderter Be- 
deutung, aufgenommen.^ 

Die hierbei geltend gemachten legislatorischen Bedenken einer 
solchen Ausdehnung werde ich noch an anderer Stelle kurz zu 
berühren haben ,^ denn man kann nicht verhehlen, daß die vage 
Vorschrift des § 86, welche an das justinianische ,aliquid moliti 
sunt** erinnert, für ein Strafgesetz viel zu unbestimmt ist. Jede, 
auch die entfernteste Vorbereitungshandlung wird mit der einzigen 
Beschränkung betroffen, daß sie sich auf ein bestimmtes Unter- 
nehmen aus den §§ 80, 81 richten muß.'^ Ob diese Beschränkung 

Pr.Str.G.B., zum Ergebnisse gelangt, dafi auch bei der schriftlichen Aufforderung 
die Merkmale der Öffentlichkeit und der Menschenmenge zusammentreffen müssen. 
Dies widerspricht jedoch in gröblicher Weise dem Wortlaute des § 85. 

* Richtig Frank §85"', Olshausen § 85', Reichs gericht E. V 217!, 
A. M. Geyer II 128, Hälschner II 750, v. Liszt 528. 

« Vgl. John III 29 ^ 
' Vgl. unten S. 142 f. 

* § 3 I. de publ. judic. 4, 18; vgl. oben S. 29. 

* So Frank § 86, Merkel 377, Ol shausen § 86S Oppenhoff § 86 S 
Reichsgericht E. V 68 f., E. V 217, E. XVI 166 f., R. VIU 653(1. 
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dem sich hierbei geltend machenden Bedürfnisse genügt, ist fr^- 
lich, wdl es nicht gesetzlich feststeht, wann ein bestimmtes, für 
die Vorbereitungshandlung maßgebendes Unternehmen vorzuliegen 
b^innt Ziemlich übereinstimmend wird aber verlangt, daß der 
Aii^^riffsgegenstand des Unternehmens und die darauf gerichtete 
Absicht mit absoluter Sicherheit sich ergeben müssen, während 
die näheren Modalitäten der Ausfuhrung nicht gewiß zu sein 
brauchen.^ Femer wird es nicht als notwendig erachtet, daß die 
Vorbereitung zum Abschluß gelangt sei, es soll vielmehr, nach der 
Ansicht des Reichsgerichtes, genügen, wenn der nächste Zweck 
der Handlung war, eine weitere Vorbereitungshandlung zu fördern.* 
Dies ist ebenso bedenklich wie die Behauptung, daß der Anwend- 
barkeit des § 86 nichts im Wege steht, wenn der Täter die Aus- 
führung des beabsichtigten Unternehmens nicht unter allen Um- 
ständen, sondern nur im Falle des Eintretens einer Bedingung 
vornehmen wollte. Ebensowenig wie bei der Verbreitung hochver- 
räterischer Grundsätze und Anschauungen, welche niemals als Vor- 
bereitungshandlungen aufgefaßt werden dürfen, ein bestimmter An- 
griffsgegenstand vorliegt, ebensowenig kann aus einem bedingten 
Entschlüsse ein bestimmter Ausführungswille hergeleitet werden.* 
Aus der Praxis des höchsten deutschen Gerichtshofes lassen 
sich einige Fälle zusammenstellen, welche fiir die Behandlung der 
aus § 86 strafbaren Handlungen annähernd maßgebend sein können. 
Dazu gehören: 

1. ,das Hinbringen von Packeten mit eine Aufforderung zum 
Hochverrat enthaltenden Druckschriften zur Post behufs Versen- 
dung*;* 

2. ,die in der Absicht der Verbreitung erfolgte Herstellung 
eines die Aufforderung zum Hochverrat enthaltenden Plakats*;*^ 

3. ,die in Kenntnis des auf Losreißung von Elsaß-Lothringen 
gerichteten Zieles der sogenannten Patriotenliga und der zu dessen 
Erreichung in Bew^ung gesetzten Mittel durch Leistung und 



1 So Frank § 86, Olshausen § 86^ Oppcnhoff § 86*, Schütze 
239, Reichsgericht E. V 69, R. IX 423 ff. 
« E. V 70. 

» Richtig Knitschky 166, John III 37 f. A. M. Oppenhoff § 86*. 
* R. VIII 656 1. 
» R. VIII 653. 
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Sammlung von Beiträgen geschehende Mitwirkung zur Realisierung 
des Zieles/ ^ 

Endlich ist noch kurz anzudeuten, daß es einen strafbaren 
Versuch aus § 86 nicht geben kann und daß der freiwillige Rück- 
tritt die Straflosigkeit zusichert. 



Dritter Abschnitt. 

Die Strafen des Hochverrats. 



§36. 

I. Die Bestimmungen des R.Str.G.Bs. 

Nach geltendem Rechte werden angedroht: 

I. Die Todesstrafe auf den Mord und den Versuch des 
Mordes gegen den Kaiser, den eigenen Landesherrn und den 
Landesherm des Aufenthaltsstaates (§ 80); außerdem auf den 
Mord an jedem Bundesfiirsten (§211).^ Auch die versuchte oder 
vollendete Tötung des Landesherm auf Verlangen würde in den 
Fällen des § 80 hierher gehören, soweit sie natürlich mit Über- 
legung ausgeführt worden ist. Ist sie dagegen vorsätzlich ohne. 
Überlegung ausgeführt, so kommt der § 81 in Betracht.^ 

Neben der Todesstrafe kann nach § 32 auf Verlust der bürgerlichen Ehren- 
rechte erkannt werden. 

Mit Rücksicht auf die Bestimmung des § 49, 2, wonach die 
Strafe der Beihilfe der Strafe des Versuches gleichgestellt wird, 
ist in der Wissenschaft die Ansicht vielfach verbreitet, daß beim 



^ E. XVI 165. 

* Vgl. oben S. 85 f. 

' And. Mein, in Bezug auf den letzteren Punkt Frank § 8o\ v. Liszt 525 K 
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Hochverrat über den Gehilfen die Vollendungsstrafe verhängt 
werden muß, weil letztere auch auf den Versuch Anwendung 
findet.^ Eine solche Deduktion ist, meiner Ansicht nach, völlig 
verkehrt, denn es folgt aus dem Begriffe der Beihilfe keineswegs, 
daß sie dem Versuche in allen Fällen gleichwertig und gleich 
strafbar ist. Wenn der Gesetzgeber eine Gleichheit in Bezug auf 
die Bestrafung aufgestellt hat, so hat er offenbar im Interesse der 
Kürze gehandelt, um nicht den die Bestrafung des Versuches 
regelnden § 44 wiederholen zu müssen. Wenn wir, um das Miß- 
verständnis klar zu machen, an Stelle des § 49, i die gleichlautenden, 
aber selbständigen Bestimmungen des § 44 wiederholen, so werden 
wohl auch die Vertreter der gegnerischen Ansicht zugeben müssen, 
daß dann, wegen der Gleichstellung des Versuches mit der Vollen- 
dung beim Hochverrat, von einer Gleichbestrafung der Beihilfe 
überhaupt nicht die Rede sein kann.^ 

2. Lebenslängliches Zuchthaus oder lebensläng- 
liche Festungshaft, bei mildernden Umständen Festungshaft 
nicht unter fünf Jahren: auf das Unternehmen aus § 81.^ * 

Der Höchstbetrag der Festungshaft bei mildernden Umständen 
ist fünfzehn, nicht zehn Jahre, wie man behauptet hat Daß ein 
Redaktionsfehler vorliegt, steht außer Zweifel, weil das Maximum 
der Festungshaft zehn Jahre betrug, als der § 81 vom Reichstage 
angenommen wurde. Dies ist jedoch kein Grund, um die ge- 
wöhnliche Maximalgrenze auszuschließen, umsoweniger, als bei der 
erfolgten Steigerung eine beschränkende Absicht des Gesetzgebers 
nicht nachgewiesen werden kann.^ 



^ So Geyer II 127, Hals ebner II 735, v. Liszt 525. Dagegen richtig 
Berner 364, Merkel 376, Meyer 639', Olshausen § 80', Oppcnhoff 
§ 808, Reichsgericht R. VI 842. 

' De lege lata ist die Beihilfe mit Zuchthaus nicht unter drei Jahren zu be- 
strafen ; daneben kann auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. 

' Die Tötung umfaßt versuchten und vollendeten Totschlag und zum Teil 
den versuchten Mord (vgl. oben S. 105 fF.). Bezüglich des Mordes zu vgl. oben S. lai 
in Verb, mit S. 85 f. 

* Nach § 4 des E.G. zum Str.G.B. ist das Unternehmen mit dem Tode zu 
bestrafen, wenn es in einem Teile des Bundesgebietes, welchen der Kaiser in 
Kriegszustand erklärt hat oder während eines gegen das Deutsche Reich ausge- 
brochenen Krieges auf dem Kriegsschauplatze begangen worden ist. 

* Richtig Geyer II 127, Hälschnerll 742», Oppenhoff § 81", Rubo 
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Daß beim Totschlag eines Bundesfiirsten die Zulassung 
mildernder Umstände schlechterdings ausgeschlossen sein muß, wie 
John behauptet, beruht auf der irrtümlichen Annahme, daß der 
gemeine Totschlag aus § 212 mildernde Umstände ausschließt^ 
Dabei ist aber der § 213 übersehen worden, wonach eine viel 
geringere Strafe den Totschläger trifft, wenn er ohne eigene Schuld 
u. s. w. zur Tat hingerissen worden ist oder andere mildernde 
Umstände vorhanden sind. Die nicht als Unternehmen zu be- 
trachtenden Versuchshandlungen,^ sind nach Maßgabe des § 44, 2 
mit Zuchthaus nicht unter drei Jahren zu bestrafen; auch auf Zu- 
lässigkeit von Polizeiaufsicht kann erkannt werden. 

3. Zuchthaus nicht unter fünf Jahrenoder Festungs- 
haft vongleicherDauer, bei mildernden Umständen Festungs- 
haft nicht unter drei Jahren: auf die hochverräterische Verschwö- 
rung* und den Mischtatbestand des § 84. 

Neben der Festungshaft kann in den Fällen der §§ 81, 83, 84 auf Verlust 
der bekleideten öffentlichen Ämter, sowie der aus öffentlichen Wahlen hervorge- 
gangenen Rechte erkannt werden. 

4. Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder Festungs- 
haft vongleicherDauer, bei mildernden Umständen Festungs- 
haft von einem bis zu fünf Jahren : auf die hochverräterischen Auf- 
forderungen zur Ausführung einer nach § 82 strafbaren Hand- 
lung (§ 85). 

5. Zuchthaus bis zu drei Jahren oder Festungs- 
haftvongleicherDauer,bei mildernden Umständen Festungs- 
haft von sechs Monaten bis zu drei Jahren : auf jede andere hoch- 
verräterische Vorbereitungshandlung (§ 86). 

§ 83^ A. M. Berner 364', Schütze 236, Sontag 58. Der Satz in dubio 
mitius, auf den sich Bern er beruft, kann hier nicht Platz greifen, weil ein 
berechtigter Zweifel überhaupt nicht besteht. ,Trotz des Redaktionsversehens*, 
sagt Geyer mit Recht, ,ist nur Gesetz, was der Gesetzgeber wirklich gesagt hat*. 
Dura lex, sed lex. 

1 John III 18. 

« Vgl. oben S. 107 f. 

* Auf den Mangel an Übersichtlichkeit und Genauigkeit des Gesetzgebers 
beruht die Inkonsequenz, dafi Versuchshandlungen aus § 82 mit Rücksicht auf § 44 
mit Zuchthaus bezw. Festungshaft nicht unter drei Jahren, die Verschwörungshand' 
lungen dagegen mit den gleichen Strafarten nicht unter ftlnf Jahren bestraft werden 
müssen. 
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Neben der Zuchthausstrafe kann nach § 32 auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. 

In allen hochverräterischen Fällen, wo das Gesetz alternativ Zuchthaus oder 
Festungshaft androht, darf nur dann auf ersteres erkannt werden, wenn die fitr 
strafbar befundene Handlung nachweislich aus einer ehrlosen Gesinnung ent- 
sprungen ist (§ 20). Dabei ist zu bemerken, dafl die Fassung des Gesetzes den 
Richtern gestattet, auch im Falle der Annahme ehrloser Gesinnung durch die Ge- 
schworenen, doch auf Festungshaft zu erkennen.^ 

Der Versuch ist von unserem Standpunkt aus in sämtlicheo 
Fällen straflos. 

Die Verjährung der Strafverfolgung ist nach den allgemeinen 
Grundsätzen des § 67, i zu berechnen. 

§ 37. 

II. Die Strafnormen über hochverratsähnliche Hand- 
lungen gegen befreundete Staaten.^ 

L Die Stellung der zum N.D.B. gehörenden, zu den übrigen 
deutschen Staaten erheischte eine unbedingte Bestrafung der gegen 
letztere gerichteten hochverräterischen Handlungen. Diesem Be- 
dürfnisse entsprach der § 102 des Str.G.Bs in seiner ursprünglichen 
Fassung, indem er die gegen einen nicht zum N.D.B. gehörigen 
deutschen Staat gerichteten Unternehmen ohne weiteres unter 
Strafe stellte, die gegen andere Staaten aber nur wenn die Gegen- 
seitigkeit verbürgt war." Bei der Umarbeitung des Str.G.Bs wurde 
die erstere Bestimmung in der Hauptsache entbehrlich, weil die 
meisten deutschen Staaten dem ^ederaufgerichteten Deutschen 
Reiche beigetreten waren und für die übrigen kein wichtiger Grund 
zu einer Ausnahmestellung gegenüber den nichtdeutschen Staaten 
sich geltend machte. So ist der frühere Unterschied fallen ge- 

^ Vgl. Sontag 4flf. 

' Schon in den italienischen Stadtrechtsaufzeichnungen des Mittelalters 
werden Angriffe gegen befreundete Staaten, sowie sonstige Handlungen, die 
das inländische Gemeinwesen dem übergeordneten Staatsverband gegenüber in 
Verlegenheit zu bringen geeignet sind , ausdrücklich geahndet (vgl. oben S. 52). 
Dafi auch die meisten modernen Gesetzbücher ähnliche Straibesümmungen aufge- 
nommen haben, ist mit Rücksicht auf die AusbUdung des Völkerrechts und die 
Entfaltung enger internationaler Beziehungen erklärlich. 

• Vgl. Hälschner II 772, Olshausen § 102*. 
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lassen und die Nebenbestimmung des § 102, welche allen Staaten 
der gesitteten Völkerfamilie einen bedingten Schutz gewährte, 
wurde zur alleinigen Norm für die vorliegende Materie. 

n. Nach po^tivem Rechte wird ein Deutscher oder während 
seines Aufenthaltes im Inlande ein Ausländer/ welcher gegen einen 
nicht zum Deutschen Reiche gehörenden Staat oder dessen Landes- 
herm eine Handlung vorgenommen hat, die, wenn sie gegen einen 
Bundesstaat oder einen Bundesfiirsten gerichtet wäre, als Hoch- 
verrat aus §§ 81 — 86 zu bestrafen sein würde, in den Fällen der 
§§ 81 — 84 mit Festungshaft von einem bis zu zehn Jahren, bei 
mildernden Umständen von sechs Monaten bis zu zehn Jahren, in 
den Fällen der §§ 85, 86 mit Festungshaft von einem Monat bis 
zu drei Jahren bestraft, soweit seine Handlung mit einem schwereren 
gemeinen Verbrechen nicht ideel konkurriert^ 

Zum Tatbestande des Verbrechens ist erforderlich, daß die 
Handlung generell gegen einen nicht zum Deutschen Reiche ge- 
hörenden Staat sich richtet, was allerdings durch die Überschrift 
des Abschnittes nur auf die »befreundeten Staaten' beschränkt 
wird. Darunter ist nach der herrschenden Ansicht jeder völker- 
rechtlich anerkannte Staat zu verstehen, ohne Rücksicht darauf, 
ob er mit dem Deutschen Reiche diplomatische Beziehungen unter- 
hält oder nicht.^ Dagegen ist von diesem strafrechtlichen Schutz 
jeder mit dem Deutschen Reiche im Kriegszustande befindliche 
Staat und dessen Oberhaupt ausgeschlossen, soweit die begangene 
Handlung den Tatbestand eines gemdnen Verbrechens nicht 
erfüllt* 

Als Bedingung der Strafbarkeit stellt das Gesetz die Ver- 
bürgung der Gegenseitigkeit auf, welche allerdings nicht 
in einem Strafgesetz ausgesprochen zu sein braucht. Sie kann auf 
Gewohnheitsrecht oder auf Gerichtsgebrauch, aber nicht auf dem 

^ Mafigebend ist natürlich der Aufenthaltsort, nicht der Begehungsort Ebenso 
V. Liszt 542. 

' Dies habe ich hinzugefügt, um nicht den Anschein zu erwecken, dafi etwa 
ein im Inlande vollendeter Mord gegen ein fremdes Staatsoberhaupt nur mit 
Festungshaft bis zu zehn Jahren bestraft werden könnte. 

' So Hälschner II 774f., Meyer 641; ähnlich Meves (in Holtzendorffs 
Handbuch IV) 290. A. M. Oppenhoff (IV. Abschn.*) und Schütze (252 t), 
welche diplomatischen Verkehr verlangen. 

^ Ebenso Oppenhoff und Schütze a. a. O. 
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im Einzelfalle gegebenen Versprechen beruhen ^ und ist nur dann 
anzunehmen, wenn in dem fremden Staate die in Betracht kommen- 
den Handlungen, falls sie gegen das Deutsche Reich, einen Bundes- 
staat oder dessen Herrscher verübt worden wären, schwerer als 
die entsprechenden gemeinen Verbrechen bestraft werden würden.^ 
Endlich hängt die Strafverfolgung aus § 102 von einem dritten 
Erfordernisse, nämlich von dem Antrage der auswärtigen Re- 
gierung ab. Der Antrag bedarf der schriftlichen Form; seine Zu- 
rücknahme ist zulässig (§ 102, 2). 

§ 38. 
III. Die Vorschriften des R.M.Str.G.Bs.' 

Auf M i 1 i t ä r p e r s o n e n , d. h. Personen des Soldatenstandes 
und Militärbeamte, welche zum Deutschen (!) Heere oder zur Kaiser- 
lichen Marine gehören, ferner auf Personen des Beurlaubtenstandes, 
in der Zeit, in welcher sie sich im Dienste befinden,* kommen für 
Militärverbrechen* statt der Vorschriften des bürgerlichen Straf- 
gesetzbuches die spezielleren des M.Str.G.Bs zur Anwendung.* 
Während nun letzteres im allgemeinen erheblich schwerere Strafen 
als das bürgerliche Strafgesetzbuch anzudrohen pflegt, begnügt es 
sich beim Hochverrat auf dieses zu verweisen.' 

Freilich hatte der Entwurf in einem zweiten Absatz folgende 
Bestimmung : ,Ist durch das Verbrechen zugleich die militärische 
Treue verletzt, so tritt statt der Festungshaft Zuchtshausstrafe, 
statt der lebenslänglichen Zuchthausstrafe oder der lebenslänglichen 
Festungshaft die militärische Todesstrafe ein.' 

Dadurch wollte man den Tatbestand eines dem Hochverrate 
adäquaten, schärfer zu bestrafenden militärischen Verbrechens fest- 

1 Binding (Handbuch) I 592 f., Geyer II 132, v. Liszt 541. Vgl. femer 
Oppenhoff § 102'. 

* Vgl. Binding (Handbuch) I 593, Geyer II 131, Oppenhoff § 102'; 
etwas abweichend v. Liszt 541, Hälschner II 774. 

' Vom 20. Juni 1870. Die in diesem Paragraphen ohne jeden Zusatz vor- 
kommenden Zahlen bezeichnen die Paragraphen des R.M.Str.G.Bs. 

♦ §§ 4, 6. 

* § I, .. 

• Vgl. § 3; femer R.Str.G.B. § lo. 

'§56- 
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stellen. Da es aber nicht gelang, den Begriff der militärischen 
Treue genau zu bestimmen, so hat man aus Furcht vor der rück- 
sichtslosen Anwendung einer so bedenklichen Strafsatzung die 
Streichung des zweiten Absatzes vorgezogen.^ Dabei hat man 
vielleicht die qualifizierte Stellung des Hochverrates im bürger- 
lichen Strafrecht berücksichtigt und die angedrohten Strafen für 
scharf genug erachtet. Indessen ist eine nicht ganz hierher ge- 
hörte Ausnahme beim Landesverrat gemacht worden, indem der 
im Felde von Militärpersonen begangene Landesverrat als Kriegs- 
verrat, d. h. als selbständiges militärisches Verbrechen^ zu be- 
strafen ist^ 

Aus den erörterten Punkten ergibt sich, daß nach geltendem 
M.Str.R. der Hochverrat immer ein bürgerliches Verbrechen ist. 
Daß die ausdrückliche Verweisung des § 56 auf das R.Str.G.B. 
sich unter dem Titel , militärische Verbrechen' findet, ändert 
nichts an der Sachlage. Diese kleine Ungenauigkeit war notwendig, 
um einen passenden Übergang für die folgenden Paragraphen zu er- 
möglichen.* Der Mangel einer selbständigen Strafandrohung läßt 
die Anerkennung des Hochverrats als militärischen Verbrechens 
nicht zu.^ 

Aus der nichtmilitärischen Natur des Hochverrats folgt, daß 
die auf Grund des § 80 über eine Militärperson verhängte Todes- 
strafe nicht durch Erschießen, sondern durch Enthaup- 
tung zu vollziehen ist* Gelangt jedoch die in Friedens- oder 
Kriegszeiten wegen Hochverrats erkannte Todesstrafe ' im Felde 
zur Vollstreckung, so ist die militärische Vollstreckungsart des 
Erschießens anzuwenden.® 



^ Vgl. Koppmann § 56*. 

« Vgl. Hecker 155. 

' § 57 ff. Hierbei sind manche Eigentümlichkeiten des Hochverrats auf den 
Kriegsverrat ausgedehnt worden. Die Erwähnung der kriegsverräterischen 
Verschwörung (§ 59) mag hier genügen. 

* So Keller (Das M.Str.G.B. für das D. R., 2. Aufl., Berlin 1873) 105, 
Hecker 154. 

* Ebenso Hecker 154. 
« R.Str.G.B. § 13. 

' Vgl. §§ 9, 10. 

* § 14. In diesem Falle liegt die Vollstreckung in den Händen der Militär- 
behörde. R.M.Str.G.O. § 453. 
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§39. 

IV. Ergänzende Bestimmungen. 

L Die prozessualische Vorschrift des § 93. Nadi- 
dem die Wissenschaft uod Gesetzgebung des vorigen Jahrhunderts 
die von der veralteten Lehre den Staatsveihrechen gewährte 
Sonderstellung nicht mehr anerkannten, sind auch die dem Hoch- 
verrate zugeschriebenen Besonderheiten im Laufe der Zeit ver- 
schwunden. Indes läßt sich eine inveterata consuetudo, eine tief 
wurzelnde Überzeugung, mit einem Schlage nidit abschaffen, und 
aus diesem Grunde findet man noch heute im materidlen Straf- 
rechte eine schwache Reminiscenz der früher herrschenden An- 
schauungen. 

Die Einziehung des Vermögens als Strafe des Hochverrats — 
wie sie früher die Regel war — läßt sich mit dem verfeinerten 
modernen Rechtsbewufitsein nicht vereinbaren. Noch das preußische 
StnG.B. schrieb im § 73 die obligatorische Beschlagnahme des 
gesamten Vermögens des Angeschuldigten vor und verfugte weiter 
im zweiten Abfiatz, daß der wegen Hochverrats zum Tode oder 
zu lebenslänglichem Zuchthaus rechtskräftig Verurteilte die Fähig- 
keit verliere, über sein Vermögen unter Lebenden und von Todes 
wegen zu verfügen. Aber das Reichsrecht mußte in dieser Be- 
ziehung noch milder verfahren und hat, unter Weglassung der 
letzteren Bestimmung, in den Fällen der §§ 80, 81, 83, 84^ nur eine 
fakultative Beschlagnahme des Vermögens während derDauer 
der Untersuchung zugelassen, auch wenn die Gründe des 
§ 332 der Str.P.O. nicht vorliegen. Diese Maßregel hat man wahr- 
scheinlich getroffen, um den Täter dadurch unschädlich zu machen, 
daß. man ihm die Möglichkeit entzieht, durch Aufwendung von Geld- 
mitteln die Untersuchung zu erschweren oder seine Befreiung vor- 
zubereiten,* 

Unter Untersuchung ist hier nicht etwa das Skrutinialverfahren, 



^ Also nicht ohne weiteres in den Fällen der §§85, 86. 
* Olshausen § 93 ^ Oppcnhoff § 93^ Schütze 245*S Schwarze 
§ 93- A. M. John III 55 f. — Vgl. unten S. 143 f. 
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sondern die vom Untersuchungsrichter^ eröffnete (Str.P.0. § 182) 
Voruntersuchung zu verstehen, welche in sämtlichen Fällen des 
Hochverrats notwendig ist.^ 

Der die Beschlagnahme verhängende Beschluß ist durch den 
deutschen Reichsanzeiger bekannt zu machen; mit diesem Zeit- 
punkte verliert der Angeschuldigte das Recht über das mit Be- 
schlag belegte Vermögen unter Lebenden zu verfügen. Der 
Beschluß ist derjenigen Behörde mitzuteilen, welche für die Ein- 
leitung einer Vormundschaft über Abwesende (jetzt Abwesenheits- 
pflegschaft) ^ zuständig ist. Diese Behörde hat eine Güterpflege 
einzuleiten.* Gegen den Beschluß auf Beschlagnahme ist Be- 
schwerde zulässig,^ 

Daraus, daß der Untersuchungsrichter eine spezielle Beschlag- 
nahme von Beweisgegenständen, welche für die Untersuchung von 
Bedeutung sein können oder der Einziehung unterliegen (Str.P.O. 
§ 94 ff.), vorzunehmen berechtigt ist (StnP.O. § 98), darf nicht der 
Schluß gezogen werden, daß demselben auch die Beschlagnahme 
des ganzen Vermögens in den Fällen des § 93 zusteht. Es be- 
darf vielmehr in diesen Fällen eines Beschlusses des Gerichtes. 

Die Beschlagnahme erlischt ipso jure mit der rechtskräf- 
tigen Beendigung der Untersuchung, d. h. entweder mit der 
rechtskräftigen Verurteilung oder Freisprechung ^ des Angeklagten 
oder mit der rechtskräftigen Außerverfolgungssetzung des Ange- 
schuldigten.' 

IL Die Bestimmungen über die Zuständigkeit. 
Der § 136, 1 des G.V.Gs erschwert die Lage des Reichs- 
hochverräters, indem er ihm die Möglichkeit seiner Vertei- 
digung durch zwei Instanzen abschneidet. Es wird nämlich be- 



1 Des Landgerichts (G.V.G. §§ 60, 64; vgl. Str.P.O. § 183) bezw. von dem 
durch den Reichsgerichtspräsidenten für die betreffende Strafsache besteUten Unter- 
suchungsrichter (Str.P.O. § 184). 

« Str.P.O. § 176, X. 

8 Vgl. B.G.B. § 191 1. 

* Str.P.O. § 334. 

6 Str.P.O. § 337. 

® Die Rechtskraft tritt mit dem Erlaß einer durch Rechtsmittel nicht mehr 
anfechtbaren Entscheidung, mit dem Ablauf der Frist zur Einlegimg eines Rechts- 
mittels oder dem Verzicht auf dasselbe ein. 

' Vgl. Str.P.O. §§ 196, 202, 2, 209, a, 353. 
Bisoukides, Hochverrat. 9 
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stunmt, dafi fiir die Untersuchung und Entscheidung in den Fällen 
des Hoch- und Landesverrats, insofern diese Verbrechen gegen 
den Kaiser oder das Reich ^ gerichtet sind, das Reichsgericht in 
erster und letzter Instanz zuständig ist (forum exclusivum). 
Diese Bestimmung ist allgemein, infolgedessen greift bei jugend- 
lichen Hochverrätern der § 73^ des G.V.Gs nicht Platz. 

Das Hauptverfahren findet vor dem vereinigten zweiten 
und dritten Strafsenate des Reichsgerichtes statt.^ 
Im übrigen sind die Schwurgerichte zuständig.^ 
III.AnzeigepflichtbeimHochverrat(Str.G.B,§ 139}. 
Durch Aufstellung eines echten Omissivdeliktes begründet das 
Str.G3. im § 139 eine Anzeigepflicht beim Hochverrat.* Diese 
als Besonderheit des hier ex professo behandelten Verbrechens zu 
betraditen, oder gar als ,eine Reminiscenz an das römische Recht,* * 
finde ich verkehrt, einerseits weil der Hochverrat nicht das einzige 
Delikt im Str.G.B. ist, bei dem die versäumte Anzeige eine Strafe nach 
sich zieht, und andererseits wdl die Frage nach dem Vorhandensein 
einer AnzeigepfJicht beim crimen majestatis des römischen Rechtes 
eine der höchstbestrittenen bleibt. • Nach geltendem Rechte ist nur 
derjenige strafbar, welcher von dem Vorhaben eines Hochverrats . . . 
zu einer Zeit, in welcher die Verhütung des Verbrechens möglich 
ist, glaubhafte Kenntnis erhält und es unterläßt, der Behörde 
zur rechten Zeit Anzeige zu machen. Es muß allerdings wenig- 
stens zu einem strafbaren Versuch des Verbrechens gekommen 
sein. Der Anzeigepfficht^e muß solche Tatsachen wahi^enommen 
haben, welche bei ihm den Glauben erweckt haben, daß ein Hoch- 
verrat bevorstehe.' Sind die fraglichen Tatsachen, obgleich ob- 
jektiv glaubhaft, dem Besdiuldigten nicht so erschienen, so 
findet der § 139 keine Anwendung.® 

* Die Wendung ist nicht korrekt, weil ein Landesverrat gegen den Kaiser 
nicht denkbar ist. 

» G.V.G. § 138, a. 

* G.V.G. § 80; bei Jugendlichen die Strafkammern G.V.G. § 73'. 

* Vgl. M.Str.G.B. §§ 60, 77, 104. 

* So Epstein loof. 

* Vgl. oben S. 27 Anm. 4. 

' Nicht eine jede gerüchtweise verbreitete Nachricht genügt. 
8 Wohl aber im umgekehrten Fall. Bin ding (Normen) II 593 ^''i Geyer 
II 154, Hälschner II Sssf., Frank § 139^", John HI 199, v. Liszt 593» 
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Die Bezeichnung Hochverrat ist im § 139 mit der herrschenden 
Meinung restriktiv zu interpretieren.^ Die Nichtanzeige einer Hand- 
lung aus §§ 83 — 86 unterliegt nicht der Strafnorm des § 139, denn 
dann würde es sich nicht um die Erlangung glaubhafter Kenntnis 
von dem Vorhaben eines Hochverrats, sondern einer hochverräte- 
richen Vorbereitungshandlung handehi und davon spricht das 
Gesetz nicht. 

Straflos ist femer die unterlassene Anzeige seitens der Teil- 
nehmer überhaupt, seitens anderer Personen, soweit es zu einem 
strafbaren Versuch nicht gekommen oder die Kenntnis zu einer 
Zeit erlangt worden ist, zu welcher die Verhütung des Verbrechens 
äch als unmöglich herausstellt, und endlich die fahrlässig unter- 
lassene Anzeige.^ Dagegen werden von der Anzeigepflicht, infolge- 
dessen auch von der Strafe, diejenigen nicht befreit, welche das 
Recht der Zeugnisverweigerung haben. ^ * 

Die Strafe der Nichtanzeige ist Gefängnis. Der Versuch '^ 
bleibt straflos. 



Olshauscn § 139». A. M. Meyer 663*, Oppenhoff § 139', Rubo § 139^ 
Schütze 287". 

1 Richtig John III 200, v. Liszt 593, 01shaTisen§ 139^ Rnbo § 139*. 
And. Mein. Hälschner II 658, Oppenhoff § 139*, Schütze § 287". 

* Richtig Binding (Normen) II 499'*®, Geyer II 154, v. Liszt 594; 
And. Mein. Hälschner II 859, Merkel 401, Meyer 663, Olshausen § 139", 
Oppenhoff § 139", Schütze 102. 

' Richtig Berner 414, John III 200, v. Liszt 593, Meyer 663; Reichs- 
gericht E. II 59. And. Mein. Oppenhoff § 139*®. 

^ Die Nichtanzeige kann auch durch eine Handlung, z. B. durch Vernichtung 
einer an die Polizei gerichteten Zuschrift, begangen werden. Dann würde der 
seltene Fall eines delictum omissivum per commissionem commissum vorliegen. 

^ Ein solcher ist im angedeuteten Falle (Anm. 4) denkbar. 
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Anhang. 

§ 40. 

Legislatorische Grundgedanken. 

Hätte es sich um irgend ein gemeines Verbrechen gehandelt, 
so wäre die Erörterung einiger allgemeiner Fragen, die für das 
Verfahren des Gesetzgebers von Bedeutung werden können, nicht 
überflüssig erschienen. Um so mehr ist dies am Schlüsse dner Ab- 
handlung über das wichtigste Staatsverbrechen unentbehrlich. Die 
Sonderstellung des Hochverrates, die wir Jahrhunderte hindurch 
verfolgt haben, hat im Bewußtsein so tiefe Wurzeln geschlagen, 
daß man noch heute in mancher Hinsicht unter der bedrückenden 
Herrschaft jener Auffassung sich befindet. Das aufgeklärte und 
verfeinerte Rechtsgefiihl hat nach und nach die Abschaffung einer 
Masse früher gesetzlich sanktionierter Rechtsüberschreitungen be- 
wirkt und man braucht heute nicht mehr eine solche Verirrung 
des menschlichen Geistes zu befürchten, wie sie in früheren Zeiten 
allzuoft wahrgenommen werden konnte. Aber immerhin gehört 
es zu den edelsten Aufgaben der Rechtswissenschaft, den Gesetz- 
geber vor gewissen Schritten zu warnen, deren bedauerliche Folgen 
er, von der Fülle seiner schwierigen Aufgabe belastet, im entschei- 
denden Augenblicke zu leicht übersehen könnte. Die hervor- 
ragende Bedeutung dieses Augenblickes hervorzuheben, ist kaum 
nötig. Was da gesetzt wird, ist und bleibt Recht; die Wissen- 
schaft hat es dann auszulegen, das Richtertum es anzuwenden. Ein 
Fehler, der dabei aus Fahrlässigkeit oder aus mangelnder Würdigung 
der Billigkeit begangen wird, ändert an dieser Sachlage nichts. 
Was der Gesetzgeber gewollt und gesagt hat, ist unverbrüchlich. 
Die Abweichung von diesem Satze, möge sie auch aus ethisch an- 
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erkennenswerten Beweggründen geschehen, bedeutet einen Ver- 
stoß gegen die menschliche Gerechtigkeit. Die Wissenschaft kann 
den Willen des Gesetzgebers beeinflussen; ist aber dieser einmal 
unzweideutig zum Ausdruck gekommen , so darf sie über diesen 
Willen keinesw^s hinausgehen, auch wenn letzterer sich mit dem 
tatsächlichen Volkswillen nicht mehr deckt. 

Mögen diese Erwägungen zur Rechtfertigung der folgenden 
Gedanken genügen. 

I. Von keiner Seite kann wohl in Abrede gestellt werden, daß 
der erste Abschnitt des besonderen Teiles des R,Str.G.Bs mehr 
wie irgend eine andere Materie einer gründlichen Abänderung 
bedarf. Die Bezeichnungen selbst lassen viel zu wünschen übrig. 
Wenn man von dem Landesverrat als nicht hierhergehörend 
absieht, so ist die Bezeichnung Hochverrat zu verwerfen, weil 
die darunter fallenden Handlungen weit entfernt sind, dem ihnen zu 
geschriebenen Namen zu entsprechen. Die Kluft, die die einen 
von den anderen unter derselben Bezeichnung stehenden Hand- 
lungen trennt, ist enorm und nur ein einziges Moment ist allen 
gemeinsam, daß sie nämlich direkt gegen den Staat gerichtet sind. 
Die entfernteste Vorbereitungshandlung wird mit der schweren 
Bezeichnung Hochverrat gebrandmarkt, weil einmal der Gesetz- 
geber das alte Herkommen nicht hat brechen wollen. Eine andere 
Frage ist es, ob der Hochverrat überhaupt einen Verrat dar- 
stellt. Streng genommen darf man vom Verrate nur sprechen, soweit 
außer dem Verräter und dem Verratsobjekte noch ein Dritter da 
ist, dem gegenüber der Verrat erfolgt. Fehlt es an einem dieser 
Merkmale, so kann von einem Verrate nicht die Rede sein. Diese 
Folgerung stimmt namentlich mit der Liszt 'sehen Theorie, wonach 
beim Hochverrate die Mitwirkung eines fremden Staates ausge- 
schlossen ist, vorzüglich überein. 

II. Der Code penal und nach seinem Vorbilde mehrere 
fremde Strafgesetzbücher haben für die beiden Hauptarten der 
Staatsverbrechen andere Bezeichnungen gewählt, die zugleich zur 
gesetzlichen Abgrenzung dienen sollen, nämlich die Ausdrücke: 
Verbechen gegen die innere und äußere Staatssicherheit.^ 



^ Ähnliche Grundlagen hat der cödigo penal espanol (Art. 136 ff.). 
Sehr interessant ist die Einteilung der Staatsverbrechen. Den ,delitos contra 
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Diese verführerische Einteilung, zuerst im preußischen Landrecht 
angedeutet, also zu einer Zeit, wo unklare Gedanken über Staats- 
verbrechen in der Luft lagen, wurde als sinnreich anerkannt und 
hat auch in der Wissenschaft bis auf den heutigen Tag viel Beifall 
geftinden. Doch sprechen gegen diese Einteilung gewichtige 
Gründe. Zunächst sind innere und äußere Sicherheit zwd Be- 
griffe, über deren Inhalt man nicht allseitig einig werden kann und 
deren Verwertung im Strafrechte die berechtigtsten Bedenken er- 
regen muß.^ Es kommt noch weiter hinzu, daß die Staatssicher- 
heit eine einheitliche und unteilbare ist, daß durch eine 
hochverräterische Handlung die äußere Sicherheit des angegriffenen 
Staates aufs empfindlichste gefährdet werden kann und daß auf 
der anderen Seite landesverräterische Handlungen auch für die 
innere Sicherheit verhängnisvoll sein können. 

Der rationelle Gegensatz ist demnach anderswo zu suchen 
und ich glaube, daß die Frage nie richtig gelöst werden wird, 
wenn man nicht den wissenschaftlichen Erörterungen hierüber die 
beiden Begriffe Staat und Vaterland und deren Verhältnis zu- 
einander zu Grunde leg^. Während bei strengnationalen Gemein- 
wesen der Begriff des Staates in dem Begriff des Vaterlandes auf- 
geht, tritt letzterer bei Staaten mit nationalen Mischungen mehr 
in den Hintergrund. Deswegen gab es bei den alten Griechen 
keine Staatsverbrechen in unserem Sinne, sondern nur verbreche- 
rische Handlungen gegen das Vaterland. Nach den modernen 
Verhältnissen aber können die verbrecherischen Handlungen gegen 
das Gemeinwesen doppelter Natur sein: sie richten sich entweder 
gegen den Staat als Staat, in diesem Falle können sie von jeder- 
mann begangen werden, oder aber gegen den Staat als Vaterland, 
dann kann der Täter nur ein Inländer sein. Dieser Gegensatz ist 



la seguridad cxterior del Estado*, worunter die ,traiciön*, die ,dclitos quc 
comprometen la paz ö la independencia del Estado*, die ,delitos contra el derecho 
de gentes* und die ,piratcria* zusammengefaßt werden, stehen die ,delitos contra 
la Constituciön' gegenüber, welche die ,delitos de lesa majestad, contra las 
Cortes, el Consejo de Ministros y contra la forma de Gobiemo*, sowie die ,delitos 
cometidos con ocasiön del ejercicio de los derechos individuales garantizados por 
la Constituciön* umfassen. Das nach deutschem Strafrechte schwere hochverräte- 
rische Unternehmen der Entthronung des Königs wird im spanischen Str.G.B. unter 
den Delikten gegen die öffentliche Ordnung angefUhrt (Art. 243^)- 
* Vgl. noch oben S. 76 f. 
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begrifflich notwendig und wird solange vorhanden sein, ab der 
Mensch die Empfindung hat, daß durch seine Zugehörigkeit zu 
einem Staate ihm besondere Rechte zustehen, aber auch besondere 
Pflichten obliegen. 

Auch das neue italienische Strafgesetzbuch scheint sich 
dieser Auffassung zuzune^en, indem es als Unterart der delitt t 
contro la sicurezza dello Stato die delitti contro la 
patria aufstellt;^ es ist freilich insofern inkonsequent, als es 
darunter auch Fälle anfuhrt, die von Ausländem begangen werden 
können.^ Gerade diese Fälle bilden aber nach unserem Stand- 
punkt diejenigen Verbrechen, die gegen den Staat als Staat ge- 
richtet werden. 

IIL Bei der gesetzlichen Behandlung des Hochverrates möchte 
ich etwas mehr verweilen. Eine angenehme Wahrnehmung ist es, 
daß die legislatorische Politik des vorigen Jahrhunderts in Bezug 
auf den Hochverrat eine immer und immer steigende Hinne^^g 
zur Milde aufweist. Dieses Verfahren ist nicht etwa bloß als eine 
auf humane Erwägungen zurückzuführende Nachsicht des Gesetz- 
gebers, sondern als dne der Gerechtigkeit selbst entspringende 
Notwendigkeit zu betrachten. Während nämlich der Landesver- 
räter fiir seine Missetat kaum einen entschuldbaren Grund anzu- 
führen vermag, so ist die Lage des Hochverräters eine wesentlich 
andere. Zwar gibt es auch hierbei Fälle, bei denen der Täter von 
den niedrigsten und eigennützigsten Motiven geleitet wird, aber 
die Regel bildet, kann man fast sagen, daß die Hochverräter durch 
edlere Beweggründe sich zu ihrer Tat hinreißen lassen. Jugend- 
liche Träumereien, verirrter Eifer für eine bessere Gestaltung der 
öffentlichen Verhältnisse fuhren oft schwärmerisch veranlagte Na- 

^ Dagegen unterschied das italienische Str.CB. von 1859* zwischen sicurezza 
estema und sicurezza interna. Das Verlassen dieses Standpunktes im neuen Ge- 
setzbuch ist folgenderweise trefflich begründet : ,Se la distinzione tra delitti contro 
la sicurezza interna e delitti contro la sicurezza esterna, h giusta quanto al fine 
di introdurre una suddivisione tra fatti distinti nella loro oggettivitä, non risponde 
alle esigenze di una logica classificazione, siccome che prowiene da un equiyoco 
tra le cause e gli effetü di codesti reati, poich^ la cause p ossono essere 
esterne, ma i disastrosi effetti cadono sempre sulla condizione interna 
dello Stato, essendo, la sicurezza dello Stato, una e inscindibile/ Vgl. Ghirelli 
(n codice penale per il regno d'ltalia, Napoli 1890) 137 f. 

' Codice penale itaL §§ 104, 106, 107 u. a. 
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turen zum hochverräterischen Unternehmen. Es wäre daher völlig 
verkehrt, diese große Verschiedenheit der im Einzelfalle leitenden 
Beweggründe nicht in die Wagschale der Gerechtigkeit zu werfen. 
Diesem Umstände hat auch das R.Str.G.B. durch die alternative 
Androhung von Zuchthaus und Festungshaft und durch die Zu- 
lassung von mildernden Umständen in lobenswerter Weise Rech- 
nung getragen. 

Indessen muß man mdnes Erachtens zugeben, daß das Gesetz 
in einem Punkte hinkt. Die Todesstrafe, die überhaupt von der 
Wissenschaft lebhaft angegriffen wird, ist bei den politischen Ver- 
brechen schon längst zum Tode verurteilt worden. Hierfür sprechen 
gewichtige Gründe sowohl juristischer, wie politischer Natur. Ge- 
rechtigkeit und Politik werden befriedigt, wenn das hochverräterische 
Unternehmen mit Freiheitsstrafen bedroht wird, die in den schlimm- 
sten Fällen die Lebenslänglichkeit erreichen.^ Außerdem steht es 
fest, daß nicht alle gegen das Dasein des Staates gerichteten An- 
griffe die unbedingte Androhung der schwersten Strafen erheischen. 
Femer ist auch die Tatsache nicht zu unterschätzen, daß das 
Fallen des Beiles auf das Haupt des Hochverräters wohl ein für 
den Bestand des Staates gefahrliches Individuum aus der Weit 
schafft, keineswegs aber die politischen Ansichten selbst, deren 
rasche Fortpflanzung vielmehr durch diesen Umstand leicht be- 
günstigt wird. 

,On ne lutte point avec les faits sociaux', bemerkt Guizot 
in seiner vorzüglichen Schrift über die Todesstrafe bei politischen 
Verbrechen;^ ,Us ont des racines oü la main de Thomme ne saurait 
atteindre, et quand ils ont pris possession du sol, il faut savoir y 
vivre sous leur empire. II n'y a plus maintenant ni grands seigneurs ä 
detruire, ni poj)ulace ä d^cimer. Mat^riellement inutile contre les 
individus, puisqu'ü n'y en a point dont l'existence soit menagante, la 
peine de mort Test egalement contre les masses, car elles sont trop 
fortes et se gardent trop bien pour qu'elle s'y puisse exercer avec 
efficacit^. Sous ce premier point de vue, et comme suppression 
directe du p^ril, la peine de mort est donc vaine; eile n'est plus 
qu'une habitude, un pr^jug^, une routine empruntee ä des temps 
oü en effet eile atteignait son but, oü eile däivrait reellement le 

^ Berncr 366. 

• Guizot (La peine de mort en matiöre politique, Paris 1822) 32 f. 
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pouvoir de ses ennemis. Et le pouvoir qui retient encore cette 
arme vieillie a lui-meme le sentiment de son inutilite: car, s'il 
s'agit d'hoinnies un peu consid^rables, il hösite fort sagement ä 
l'employer; si c'est teile ou teile partie de la population qu'il re- 
doute, rimpossibilit^ est si Evidente, qu'il ne songe m6me pas ä 
en faire Fusage terrible auquel eile se pretait jadis.' 

Hierdurch soll hervorgehoben werden, daß die Todesstrafe 
bei politischen Verbrechen jeder materiellen Wirksamkeit ent- 
behrt. Daß sie auch vom moralischen Standpunkte aus nicht 
haltbar ist, wird in folgenden Zeilen zum Ausdruck gebracht. ,Son 
efificacitö morale est beaucoup moins grande contre les crimes 
politiques que contre les crimes prives; nulle pour inspirer l'aver- 
sion du crime; equivoque et mdl^e des rösultats les plus divers 
quand eile tend ä propager la crainte; plus faible, plus incertaine, 
plus p^rilleuse pour le gouvemement actuel que pour des pouvoirs 
d'origine et de Situation difförentes. Est-ce assez? II s'en faut 
bien que ce soit tout. Bien d'autres raisons, bien d'autres dangers 
s'ä^vent contre la peine de mort en mati^re politique.* ^ 

Ähnliche Erwägungen haben den deutschen Gesetzgeber dahin 
geführt, die Todesstrafe bei politischen Verbrechen abzuschaffen. 
Sie ist allerdings für den Mord und Mordversuch am Staatsober- 
haupt aufrecht erhalten worden und man kann nicht genug be- 
dauern, daß ein so bedenklicher Punkt im Reichstage als Kom- 
promißstück fiir die Wiederaufnahme der schwersten Strafart be- 
nutzt worden ist. Freilich will ich an dieser Stelle keineswegs ein 
Privileg fiir den Fürstenmörder befürworten, auch übersehe ich 
nicht etwa die Sonderstellung des Staatsoberhauptes; ich unter- 
schätze nicht die Tatsache, daß der Mord und Mordversuch an 
dem Herrscher von viel größerer Tragweite ist, als die Begehung 
derselben Handlungen gegen einen gewöhnlichen Menschen. Ferner 
gebe ich zu, daß die Aufnahme der Todesstrafe fiir den gemeinen 
Mord notwendigerweise die Androhung derselben Strafe fiir den 
Fürstenmord nach sich ziehen mußte. Aber für einen Mordver- 
such das schwerste Übel und zwar in absoluter Wdse, ohne 

^ Guizot a. a. O. 77 f. — Möge hierbei über den Standpunkt der italieni- 
schen Schule von Lombroso und Lasch! die vorzügliche Monographie ver- 
glichen werden: Nocito, I reati di stato con speciale riguardo all' alto tradi- 
^^inlo, Turin 1893, 1055 ff.; insbes. 1 145 ff. 
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jeden Raum zur Rücksichtnahme auf die Verschie- 
denheit der im Einzelfalle leitenden Beweggründe, 
vorzuschreiben, beruht sicher auf mai^ekider Würdigung der Ver- 
hältnisse. Man hat offenbar diesen Schritt aus der Erwägung heraus 
vorgenommen, daß das Leben des Fürsten dadurch sicherer gestellt 
werde, indem der politische Verbrecher durch die Schwere der 
Versuchsstrafe zurückgeschreckt werde, einen Mord zu be- 
gehen, wenn er nicht die Überzeugui^ gewonnen habe , daß das 
Unternehmen unmöglich vereitelt werden könne. So soUten angeb- 
lich die Herrscher von manchen Attentaten verschont bleiben. 

Die Sache liegt aber doch etwas anders. Der Fürstenmörder 
schreitet, wie Holtzendorff mit Recht hervorhebt,^ nur dann 
zur Vornahme der Handlung, wenn die letzten Zweifel eines Miß- 
lingens beseitigt worden sind. Der Gedanke des Versuches ist 
ihm völlig fremd; der politische Verbrecher will mehr wie ein 
anderer vollenden, nie versuchen, und sowie er die ent- 
fernteste Möglichkeit des Scheiterns seines Vorhabens ahnt, wird er 
zu dessen Inswerksetzung nicht übergehen, sondern einen günsti- 
geren Augenblick abwarten. Abgesehen davon, daß heutzutage 
das Leben des Monarchen durch die vielen Sicherheitsmaßregeln 
genügend geschützt wird, ist es auf der anderen Seite völlig ver- 
kehrt zu glauben, daß nur durch harte Strafnormen der Schutz 
des Herrscherlebens noch mehr erhöht werde. ^ Im Gegenteil, das 
Volk empfindet es schwer, es dient geradezu zur Verrohung der 
menschlichen Gefühle, wenn soweit abstehende strafbare Hand- 
lungen, wie der Mord des einzelnen und der Mordversuch 
gegen den Herrscher, durch eine der Gerechtigkeit Hohn sprechende 
Strafnorm gleichgestellt werden. Die übermäßige Härte fuhrt 
übrigens in der R^d gerade das Gegenteil der erwarteten Folgen 
herbei. Deshalb empfiehlt es sich dringend, daß der Gesetzgeber 
beim Mordversuch gegen den Monarchen an Stelle der absolutes | 



^ Holtzendorff (Das Verbrechen des Mordes und die Todesstrafe, Berlin 
1875) 82. 

' ,Uno de' piü potenti remedii che abbi uno principe contro aUe coniurc', 
sagt Machiavelli, ,^ non essere odiato daUo universale ; perch^ sempre cbi con- 
giura crede con la morte del principe satisfare al populo; ma, quando creda 
offenderlo, non piglia animo a prendere simile partito, perch^ le difficultä che 
sono dalla parte de' congiurati, sono infinite.* (II principe, Firenze 1899, XIX § 3*) 
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Strafe einen Strafrahmen aufstellt, wobei die Tatsache nicht 
unberücksichtigt bleiben darf, daß die modernen Staatsformen, die 
erbliche und vor allem die konstitutionelle Monarchie, wenig Reiz 
fiir die politischen Mörder bieten.^ Die Bestrebungen letzterer 
richten sich meistens darauf, den öffentlichen Verhältnissen durch 
Tötung der leitenden Person eine andere Richtung zu geben. Es 
kann aber kaum geleugnet werden, daß eine solche Person am 
allerwenigsten der regierende Fürst ist, da nach den meisten Ver- 
fassungen die wichtigsten staatsrechtlichen Geschäfte entweder der 
Zustimmung der Volksvertretung bedürfen oder aber von einer 
höheren Behörde ausgehen, oder im schlimmsten Falle auf den 
Eingriff eines einflußreichen Staatsmannes zurückzufuhren sind. 
Deswegen sind letztere den mörderischen Plänen der politischen 
Verbrecher mehr als die Herrscher ausgesetzt* 

Wenn hiergegen auf die traurigen Erfahrungen der letzten Jahr- 
zehnte verwiesen wird, nach welchen das Leben so vieler Staatshäupter 
dem anarchistischen Dolche zum Opfer gefallen ist, so ist darauf 
zu erwidern, daß die Begriffe politischer und anarchisti- 
scher Mord gänzlich auseinander zu halten sind. Der Anarchist 
nämlich, der dem Leben des Herrschers nachstellt, wird nicht etwa 
von politischen Beweggründen geleitet, er will nicht durch seine 
Tat in das Staatsleben bestimmend eingreifen, sondern lediglich 
seine Grundsätze, besonders seinen Haß g^en die bestehende 
Staatsform in ostentativer Weise zum Ausdruck bringen. Er hat 
das volle Bewußtsein der Tatsache, daß durch seine Handlung 
nur ein Personenwechsel, keineswegs aber eine durchgreifende Um- 
gestaltung der öffentlichen Verhältnisse herbeigeführt werden kann. 
Sowie aber der Tat nur solche Gedanken zu Grunde li^en, so 
darf sie meines Erachtens keinesfalls als politisch angesehen werden. 
Sie ist ein gewöhnlicher Mord, der sich eben durch die besondere 
Würdenstellung des Angriffsobjektes gewissermaßen auszeichnet« 
Ja man kann noch weitergehen und sagen, daß die Mordtat des Anar- 
chisten sittlich viel bedenklicher ist, als der gemeine Mord, denn zu 
letzterem wird der Täter durch bestimmte, wenn auch noch so ^ois- 
tische Beweggründe geleitet, während der Anarchist nur um des 
Mordes willen zum Morde schreitet. Er tötet den Herrscher ledig- 

1 Holtzendorff a. a. O. 83 f. 
« Holtzendorff a. a. O. 84. 
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lieh um ihn zu töten und vielleicht noch um dadurch irgend 
einen Fersonenkreis zu kränken. Seine Handlung ist weiter nichts 
als ein Akt der Rohheit verwerflichster Art; ich vertrete mit aller 
Bestimmtheit den Standpunkt, daß gerade die solchen niedrigen In- 
stinkten entspringenden Handlungen nicht scharf genug bestraft 
werden können. 

Wenn danach zur gründlichen Bekämpfung des Anarchismus 
ein tatsächliches Bedürfnis vorhanden ist, besondere Gesetze zu 
Stande zu bringen, so dürfen doch die anderen als anarchistischen 
Erwägungen entspringenden Mordversuche gegen Staatshäupter 
nicht mit demselben Maßstab gemessen werden.* 

Betrachtet man nun die bei politischen Mordversuchen mög- 
licherweise obwaltenden Beweggründe, die persönliche Rache 
einerseits, den Pflicht- oder Rechtswahn andererseits,® so 
kommt man unter allen Umständen zu dem Ergebnis, daß die im 
§ 80 angedrohte Todesstrafe weder zweckmäßig, noch notwendig, 
infolgedessen auch menschlich ungerecht ist. Mit Recht wird end- 
lich hierbei noch auf einen Widerspruch des Gesetzgebers hinge- 
wiesen;'^ während nämlich bei den sonstigen Tötungen die Fest- 
stellung der leidenschaftlichen Erregung einen Müderungsgrund 
bildet, ist dieselbe beim politischen Mordversuch, wo sie am meisten 
vorkommt, zur Erhöhung der Strafe bis zur absoluten Androhung 
der schwersten Strafart benutzt worden. 

IV. Die Androhung der Todesstrafe beim Mordversuche des 
§ 80 gestaltet sich viel gefährlicher durch diesubjektiveVer- 
suchslehre, an welcher das Reichsgericht nach der seinerzeit 
viel Aufsehen erregenden Plenarentscheidung vom 24. Mai 1880* 
unerschütterlich festhält,* ohne vor den Folgen einer solchen Aus- 
legung zurückzuschrecken. Es handelt sich nämlich um die Frage 
nach der Bestrafung des untauglichen Versuches und das 
Reichsgericht kommt zum folgenden merkwürdigen Syllogismus: 

^ Nachträglich bin ich von K o h 1 e r darauf aufmerksam gemacht worden, daß 
die strenge Unterscheidung zwischen Hochverrat imd Anarchismus ganz in 
seinem Sinne ist Diese Übereinstimmung hat mir eine besondere Freude bereitet. 

* Holtzendorff a. a. O. 87 f. 
» Holtzendorff a. a. O. 89 f. 

* Reichsgericht E. I 439 ff. 

» Reichsgericht E. I 451 f.; VIII 187 ff., 351 ff.; XVII 158 ff. Noch im 
vorigen Jahre E. XXXIV 217 ff. 
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Jeder Versuch ist strafbar; der untaugliche Versuch ist Versuch; 
folglich ist der untaugliche Versuch strafbar.* * 

Abgesehen davon, daß auch der zweite Satz nicht absolut 
richtig ist, ist der erste vollkommen unhaltbar, weil das Gesetz 
einen solchen Grundsatz weder aufgestellt hat, noch hat aufstellen 
wollen. Insofern ist es überhaupt verkehrt, von einer Auslegung 
des Reichsgerichtes zu sprechen. Es ist vielmehr eine willkürliche 
Subintelligierung, die der höchste deutsche Gerichtshof sich hat 
zu Schulden kommen lassen. Im vorliegenden Falle verläßt das 
Reichsgericht, wie Bern er vortrefflich bemerkt, ,den Standpunkt 
eines Gesetzesinterpreten, um den eines Rechtsphilosophen zu er- 
steigen', dabei seine Aufgabe verkennend, die Grenze zwischen 
Recht und Moral verwirrend. Auf die Gefährlichkeit eines solchen 
Verfahrens hinzuweisen, ist kaum nötig. Das Reichsgericht müßte, 
gegebenen Falles , um auf seinem Standpunkt zu beharren , den- 
jenigen, welcher gegen einen leblosen Gegenstand mit einem 
ungeladenen Schießgewehre feuert, in der Absicht den 
Kaiser zu treffen, aus § 80 als Hochverräter mit dem Tode be- 
strafen! Die bisherigen, mit dem fast einstimmigen Urteile der 
Wissenschaft in Widerspruch stehenden Entscheidungen des Reichs- 
gerichtes schließen eine solche Folgerung nicht aus. Wenn aber 
trotz der absoluten Unmöglichkeit des Eintretens des vom 
Täter gewollten Erfolges, die äußerliche Betätigung des Willens 
unter Strafe gestellt wird, so wird offenbar nichts anderes bestraft, 
als der verbrecherische Wille selbst.^ Unter diesen Umständen 
kann man den Grund nicht recht einsehen, weshalb die alte lex 
Quisquis so heftig angegriffen wird, wenn ihre Hauptbestimmung 
,eadem enim severitate voluntatem criminis qua effectum puniri 
jura voluerunt* noch heute Anhänger findet. 

Wenn man bedenkt, daß schon die C. C. C. zum Begriffe des 
Versuches ,etliche scheinliche wercke, die zurvolnbringung 
der missethatt dienstlich sein mögen', verlangte, so muß 



^ V. Liszt 190. 

* Berner 144'. 

• Eine Rechtfertigung durch Hervorhebung des Gefahrlichkeitsmomentes in 
manchen untauglichen Versuchsfallen ist abzuweisen, weil für eine solche Folge- 
rung, der vielleicht aus kriminalpolitischen Erwägungen Anerkennung gebührt, im 
geltenden Rechte jeder Anhaltspunkt fehlt. 
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man die Bestrafung des untauglichen Versuches als einen be- 
klagenswerten Rückschritt bezeichnen. 

Ich habe es fiir nötig erachtet, die Frage in diesem Zusammen- 
hange besonders zu betonen, weil sie sich gerade beim hochverräte- 
rischen Mordversuche am bedenklichsten gestaltet, da durch An- 
drohung einer absolut bestimmten Strafe auch die Möglich- 
keit einer billigen Strafzumessung ausgeschlossen wird. Es ist immer- 
hin die Hoffnung zu hegen, daß das Reichsgericht in einem neuen 
Plenarerkenntnisse von seinem bisherigen Standpunkt abweichen 
oder daß die brennende Frage durch gesetzliches Eingreifen bald- 
möglichst einen wünschenswerten Abschluß finden wird. 

V. Der Mangel an Bestimmtheit bei den Hochverratsnormen 
vermag die berechtigsten Bedenken zu erregen, denn der Richter, 
dem fiir sein Ermessen ein weiter Spielraum überlassen wird, kann 
bei der Rechtsanwendung aus mannigfaltigen Gründen zu Resultaten 
gelangen, die möglicherweise fiir die Rechtspflege gefahrliche 
Folgen haben. Daher ist der Gesetzgeber ernstlich davor zu 
warnen, Bestimmungen wie die Definition des hochverräterischen 
Unternehmens (§ 82) aufzunehmen. Wie unzweckmäßig letztere 
ist, beweist der Streit, der sich in der Wissenschaft um dieselbe 
entsponnen und bis jetzt zu keiner Einigung geführt hat.^ 

Ebenso ist die allgemeine Wendung des § 86 zu tadeln. Man 
hat sich nicht begnügt mit der exceptionellen Stellung des hoch- 
verräterischen Unternehmens, der Verschwörung, der öffentlichen 
Aufforderungen;' man hat geglaubt, daß die Gefährlichkeit des 
Hochverrats die Aufnahme einer alle denkbaren Vorbereitungsfälle 
umfassenden Bestimmung notwendig mache. Es kann aber keines- 
wegs zugegeben werden, daß vorzugsweise der Hochverrat zu den 
gefahrlichsten Verbrechen rechnet. Die Schwier^keiten, die die 
Hochverräter zu überwinden haben, sind unzählig; es ist außerdem 
eine bestätigte Wahrnehmung, daß gerade die hochverräterischen 
Handlungen, namentlich die Verschwörungen , am seltensten vom 
Erfolge gekrönt werden. In den meisten Fällen kommt die Be- 
hörde dcihinter, weil man das Geheimnis nicht gut zu bewahren 
vermochte, oder man wird von einem Teilnehmer verraten, der in 

* Vgl. oben S. 103 fF. 

* Die Bedenken dagegen hat bereits John hervorgehoben (Entwurf mit Motiven 
zn einem Str.CB. für den N.D.B., Berlin i868) 329 f. 
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Erwartung einer Belohnung die verschwörerischen Pläne zur An- 
zeige bringt. Übrigens steht der Staat hochverräterischen Unter- 
nehmen nicht machtlos gegenüber. ,Gefährlich könnte der Hoch- 
verrat nur einem solchen Staate werden, welcher weder durch 
seine Institutionen, noch durch den Patriotismus seiner Angehörigen 
geschützt, Grund hat, vor hochverräterischen Unternehmungen 
sich zu fürchten. Einem solchen Staatswesen kann aber durch ab- 
schreckende den Hochverrat betreffende Ausnahmebestimmungen 
auch nicht geholfen werden, und wäre dies selbst möglich, es 
würde nicht gerecht sein.'^ Femer ist der Umstand hierbei in 
Betracht zu ziehen, daß mancher zu einem tatsächlich unaus- 
führbaren hochverräterischen Unternehmen schreitet, weil er es 
in seinem verblendenden Übereifer für ausführbar erachtet. Unter 
solchen Umständen auch die entferntesten Vorbereitungshandlungen 
in der Weise des § 86 zu strafen, ist höchst bedenklich. 

VI. Wenn es mangelhaft ist, den Zusammenhang eines Systems 
dadurch zu brechen, daß man aus Zweckmäßigkeitsrücksichten einen 
Satz darin aufnimmt, der gar nicht hineingehört, so ist es völlig 
verkehrt, in ein Strafgesetz eine Bestimmung aufzunehmen, die 
keine Existenzberechtigung besitzt. 

Es ist glücklicherweise ein längst überwundener Standpunkt, 
die an sich bei den Staatsverbrechen überreichlichen Strafen durch 
die unbedingte Aberkennung des Verfügungsrechtes des Verurteilten 
über seine Habe oder gar durch die Zulassung der Vermögens- 
einziehung zu ergänzen. Es ist aber immer noch im Str.G.B., wie 
oben angedeutet,^ eine fakultative Beschlagnahme des Ver- 
mögens des Angeschuldigten in einzelnen Fällen des Hoch- und 
Landesverrates vorgeschrieben. Ihrem Wesen nach ist aber diese 
Bestimmung keine Strafnorm, sondern sie gehört in den Kreis 
der Einzelheiten des Strafverfahrens. Obwohl ihr demnach kein 
Platz im materiellen Strafrechte gebührt, hat man sie aufgenommen, 
um dem Angeschuldigten die Möglichkeit der Beeinflussung von 
Zeugen oder der sonstigen Erschwerung der Untersuchung un- 
möglich zu machen. Ob der verfolgte Zweck durch diese Be- 
stimmung erreicht werden kann, möge dahin gestellt bleiben. Ich 
will nur andeuten, daß sich wohl andere Mittel und Wege zur Her- 

^ John a. a. O. 329. 
» Vgl. oben S. 128. 
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beifiihruQg dessen finden lassen werden, was man verhindern will. 
Treue Freunde und Verwandte werden dem Angeschuldigten gerade 
desw^en nicht fehlen, weil es sich um ein politisches Delikt handelt. 
Jedenfalls reicht das Mittel, welches die Str.P.O. bei anderen 
Verbrechen dem Richter in die Hand gibt (§ 112), um die be- 
fürchtete Kollusion seitens eines dringend Verdächtigen zu vereiteln, 
auch beim Hochverrat aus. Daher ist es de lege ferenda völlig un- 
bedenklich, den § 93 gänzlich zu streichen; dadurch würde der 
systematische Zusammenhang wiederhergestellt sein und in der Ge- 
setzgebung ein letzter Überrest früherer Denkweise verschwinden. 



Berichtigung. 

In Seite 58 Zeile 13 von unten ist aus Versehen das Wort „sich" zweimal 
gedruckt worden. 
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Centuriatkomitien 9*. 
Bisoukides, Hochverrat. 



Cons cius 27^ 

Crimen majestatis (Begrif!) 13 ff., 21, 

37, 63, er. laesae maj. 54, 59, er. 

laesae maj. divinae, humanae 47, er. 

laesae venerationis 65. 
Crimes contre la sürete intdrieure 68, 

exterieure 68. 

Duumviri perduellionis 9. 

Edictus Rothari 38*. 
Eidliche Bekräftigung 112. 
Einfache Vorbereitungshandlungen 

119 ff., (Strafe) 123, (Bedenken) 142 f. 
Einverleibung, gewaltlose E. 98, 

gewaltsame E. 91 f. 
Eisangeliegesetz 13^ 
Elsaß-Lothringen 92. 
Erschießen 127. 

Feindesgewalt, Liefern des Bundes- 
farsten in F. 87, (Strafe) 122. 

Fränkische Königsgesetze 44, 49. 

Freiheit, Angriff gegen die F. des 
BundesfUrsten 87. 

Friedlosigkeit 36. 

Gefangennahme des BundesftU'sten 

87, (Strafe) 122. 
Gegenseitigkeit 125. 
Gehilfe (Strafe) 121 f. 
Gesellschaft, bürgerliche 73. 
Gesetzgebende Versammlungen 96. 
Gesinnung, feindselige 93. 
10 
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Gewaltanwendung, eventuelle 98. 

Gewaltlose Einverleibung 98. 

Gewaltsam 98 f., gewaltsame Einver- 
leibung 91 f. 

Gewaltsamkeit bei der Verfassungs- 
änderung 91, 97, beim Gebietsangriff 
100. 

Goldene Bulle 58. 

Grundverträge, bürgerliche 74. 

Hansestädte 83. 

Hertsliz 37. 

Hochverrat, als schwerstes Verbre- 
chen 74, 74 ', als Sonderverbrechen 79, 
Unterschied vom Landesverrat 76, 
Verhältnis zum Landesverrat 113, die 
Bezeichnung H. 133. 

Hochverräterische Absicht 94, h. 
Handlungen im Auslande 81, h. Ver- 
schwörung -Ulf., h.s Unternehmen 
(Begriff) 102, (Umfang) 105 ff^., (Be- 
denken) 142. 

Horatierprozefi li. 

Hostis 12. 

Hostilis animus 17, 20, 63, 93. 

Infidelität 37, 39, 41, 43. 44- 
Innere Sicherheit 75, 76, 133 f. 
Interdictio aqua et igni 17, 17*, 20. 

Kapitularien 44. 
KardXvais tov drjfiov 13. 
Kirchenhochverrat 47. 
Königfrieden 40. 
Komplott III. 

Krieg als Mittel zum Hochverrat 113. 
Kriegsgebrauch 8o*. 
Kriegsschiffe 92. 
Kriegsverrat 127. 
Kriegsverräterische Verschwörung 

127«. 
Kriegszustand 122^ 125. 

Landeshochverrat 100. 
Landesverrat 65, Wesen desL.s 74", 
Verhältnis des L.s zum Hochverrat 113. 



Landesverräterei 65, 67, 69'. 

Leg es Barbarorum ^oß.^ 1. regiae 7. 

Lehenstreue 46. 

Lex Antonia 19*, 1. Appuleja 15, 1. 
Cornelia 16 f., 1. Gabinia 15*, 1. 
horrendi carminis 1 1 ', 1. Julia maje- 
statis 18 ff., 1. Julia judicionim publi- 
corum 18 ^, 1. Plotia de vi 18, 1. Quis- 
quis 26 ff., 58, loi, 141, 1. Si quis im- 
peratori maledixerit 24 f., 1. Varia 16. 

Liefern des Bundesfürsten in Feindes- 
gewalt 87, (Strafe) 122. 

Losreifiung eines Gebietsteiles 92. 

Macht, anvertraute 114. 
Majestätsbeleidigung 64, 65, 66, 

68. 
Majestätsverbrechen 19, 21, 22, 

30, 38», 47, 53, 65. 

Maledictio in principem 25, 63. 

Menschenmenge 117. 

Militärische Treue 126. 

Militärpersonen 126. 

Mischtatbestand (§ 84) Ii2f., 
(Strafe) 123. 

Missetat, unterstandene loi , Voll- 
bringung der M. 10 1. 

Mitwissen 57. 

Mord an der Person des Staates 74, 
M. gegen Kaiser und Bimdesfärsten 
80, 84, (Strafen) 121. 

Mordversuch gegen Kaiser und Bun- 
desflirsten 80, 102, (Strafe) 121 , Be- 
weggrründe beim politischen M. 140. 

Nichtanzeige 57. 

Nofios TTJg Tt^oSoaias 8. 

Nötigung zu einem Regierungsakt 88. 

O b j e k t e des Hochverrats, (Staatsgebiet) 
91 f., (Staatsoberhaupt) 83 ff., (Staats- 
verfassung) 89 f. 

Öffentlichkeit Ii6f. 

Organe der Gesetzgebung 97. 

Pactum ordinationis 75, p. subjectio* 
i^^s 75, p. unionis 75. 
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Perduellio 8, 9, (Begrifi) 10 ff., 13, 

15, 17, 19, 63. 
Perduellis 12. 
Personalitätsprinzip 80. 
Philosophie 73, 73 ^ 
Politischer Mord 139. 
Prefifreiheit, Aufhebung der Pr. 90*. 
Prinzip des natürlichen Strafrechtes 80. 
I Privatdelikte 73, 75. 

ÜQodoaia 1 3, 36 ^, vofnos r^s n^oSoaias 8. 
Proditio 13, 35. 
Provacatio ad populum 11. 
Provokationsrecht 14, 19. 

Quästio perpetua de majestate 16*, 17. 
Quaestoreni2^ 

Redaktionsversehen, (-fehler) 119, 

122. 
Regent 88. 

Regierung, auswärtige 76, II4. 
Regierungsakt, Nötigung zu einem 

R. 88. 
Reichshochverrat 100. 
Religionsübung, freie 90^ 
Rücktritt, (freiwilliger) 108 f., 1 1 1,I2I. 

Sacrilegium 21. 

Sachsenspiegel 45. 

Schwere Vorbereitungshandlungen 
III ff., (Strafe) 123. 

Schwabenspiegel 45. 

Sich einlassen mit einer auswärtigen 
Regierung 112 f. 

Sicherheit, innere, äußere 75, 76, 133 f. 

Spiegel deutscher Leute 46. 

Staaten, befreundete 125. 

Staatsgebiet 91 f. 
I Staatsoberhaupt 83 ff. 

Staatsverbrechen 74. 

Staatsverfassung 89 f. 

Staatsverrat 67, 69. 

Statuten, Bestimmungen der italieni- 
schen St. 49 ff. 

Strafen des Hochverrats 121 ff. 



Straflosigkeit des freiwilligen Rück- 
tritts 108 f., III, 121. 

Subjekt des Hochverrats 79 ff., S. des 
militärischen Landesverrats 80. 

Subjektive Versuchslehre 140. 

Territorialitätsprinzip 80. 
Thronfolgeänderung 91. 
Thronfolger 88. 
Todesstrafe, Wiederaufnahme der 

T. 87, I37i die T. bei politischen 

Verbrechen 136 ff. 
Tötung des BundesfÜrsten 84, T. auf 

ernstliches Verlangen 85". 
Treubruch 34, (in den Volksrechtcn) 

37 ff. 
Treue, militärische 126. 
Treulosigkeit 45, 64, 68. 
Treuverhältnis 65, 79, 81. 

Unfähigmachen zum Regieren 87 f., 
(Strafe) 122. 

Untauglicher Versuch 140. 

Unterlassene Anzeige 52. 

Unternehmen, hochverräterisches 
(Begriff) 102, (Umfang) 105 ff., (Beden- 
ken) 142. 

Unterschied zwischen Versuch' und 
Vollendung loi ff., U. zwischen Hoch- 
und Landesverrat 76. 

Unt erstandene Missetat loi. 

Untersuchung 128. 

Unterwerfungsvertrag 75. 

Untreue 40. 

Usurpator 83. 

Verabredung (beim Komplott) 112. 

Verbürgung der Gegenseitigkeit 125. 

Vereinigungsvertrag 75. 

Verfassung, Änderung der V. 89 ff., 
Aufhebung der V. durch ein ministe- 
rielles Dekret 99, Beschaffenheit der 
Verfassungsänderung 95 ff. , vorüber- 
gehende Verfassungsänderung 91. 

Verfassungsvertrag 75. 

Vermögenseinziehung 128. 

IG» 
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Verräterei 45, 62, 63, einfache V. 
60, qualifizierte V. 61 , (Strafen) 61. 

Versammlungen, gesetzgebende 96. 

Verschwörung, hochverräterische V. 
III f., (Strafe) 123, kriegsyerräterische 
V. 127». 

Versuch beim Hochverrat 102, 108, 
V. des Versuches 109, V. einer Vor- 
bereitungshandlung III, 116 ^ 121, 
untauglicher V. 140, Unterschied zwi- 
schen V. und Vollendung loi ff. 

Versuchslehre, subjektive 140. 

Volksrechte 40 fi. 

Vollbringung der Missetat loi. 

Vollendung des Hochverrats 103. 



Vorbereitungshandlungen., ein- 
fache V. 119 f., (Bedenken) 142 f., 
(Strafe) 123, schwere V. iiiff., 
(Strafe) 123. 

Vorhaben 107. 

Vorsatz, gewöhnlicher 93, 94. 

Vorstellungstheorie 93'. 

Wahlrecht, Aufhebung des W.s 90*. 
Wergeid des Königs 40, des Herzogs 

40. 
Westgotische Gesetze 44. 
Willenstheorie 93»; 

Zuständigkeit 129 f. 
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